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Vorschau 
Themenschwerpunkt: Lehrerbildung 

Im Juli 2014 ist die seit über einem Jahr erwartete Ausschreibung der „Qualitätsof‐
fensive Lehrerbildung“ erfolgt, mit der Bund und Länder mit einem millionenschwe‐
ren Programm die bildungspolitische Bedeutung der Qualität des Lehramtsstudiums 
betonen und damit den Diskurs über eine zeitgemäße Lehrerbildung in den Univer‐
sitäten innerviert haben. In vielen Gremien wird nun in Deutschland diskutiert, wie 
man an der eigenen Universität die Qualität der Lehrerbildung verbessern könnte. 
In Heft 4/2014 möchten wir angesichts der zum Teil aufgeregt geführten Debatten 
daran erinnern, wie schon vor zehn Jahren, bei der Einführung der Diskussion über 
die Standards in der Lehrerbildung, über die Bildungs‐ bzw. Ausbildungsqualität die‐
ser Studiengänge gedacht und gestritten wurde. Die Diskussion um die Qualität der 
Lehrerbildung, ja selbst die Überlegungen zur Notwendigkeit einer Qualitätssiche‐
rung qua Standardisierung sind freilich noch weit älter, wie ein historischer Rück‐
blick auf das preußische Schulsystem vergegenwärtigt.  
Aber natürlich gibt es auch spezifische aktuelle Aspekte, wie etwa die Frage, wie 
man angehende Lehrerinnen und Lehrer auf ein „inklusives Schulsystem“ vorberei‐
ten kann. Große Hoffnungen setzt man im Rahmen der Ausschreibung der „Quali‐
tätsoffensive Lehrerbildung“ dabei auch auf den kompetenzsteigernden Effekt der 
Praxisphasen  im Lehramtsstudium – Erfahrungen mit all diesen Konzepten  liegen 
jedoch erst einige vor, und die empirische Erforschung dieser Phänomene steckt 
noch in den Anfängen. Mit dem Heft „Lehrerbildung“ soll die kurante Diskussion um 
einige kritische Rückfragen erweitert werden. 
 
Heft 4 erscheint im November 2014. 
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Preview 
Focus Topic: Teacher Education 

In July 2014, the announcement of the “Quality Offensive for Teacher Education”, 
which had been expected for more than one year, has been released; hereby, the 
Federal Republic and  the  Federal  States emphasize  the educational political  im‐
portance of the quality of the university training for teachers with a multi‐million 
program  and  have  at  the  same  time  innervated  the  discourse  about  a  topical 
teacher education at  the universities. At present,  there  are discussions  in many 
committees in Germany how the quality of the proper teacher education might be 
improved at the particular universities. 
In issue 4/2014, we want to commemorate – in view of the partly excited debates 
– how ten years ago the quality of teacher training and education was considered 
and argued about, as  the discussion about  standards  for  teacher education was 
launched. The discussion about the quality of teacher education, even considera‐
tions with  regard  to  the necessity of quality assurance via  standardization,  is  in‐
deed much older, as a historical  review of  the Prussian  school  system brings  to 
mind. 
But of course there are also particular topical aspects, like the questions how pro‐
spective teachers can be prepared for an “inclusive school system”. Great expecta‐
tions  in  the  context of  the  “Quality Offensive  for  Teacher Education”  lie on  the 
competence‐increasing effect of internships during the academic phase, too – but 
experiences with all these concepts are hardly at hand, and the empirical research 
on these issues is in its infancy. The focus topic “Teacher Education” shall broaden 
the current discussion with some critical queries. 

Issue 4 will be out in November 2014. 
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Editorial to the Focus Topic:
Quality Institutes – between Science, Politics, Administration, 
Public, and Practice

Dass die Steuerung des Bildungswesens seit 2000 in Folge der großen internationa-
len Schulleistungsstudien einen deutlichen Wandel erfahren hat, ist mittlerweile ein 
Allgemeinplatz und bedarf kaum eines weiterführenden Belegs. Kennzeichnendes 
Merkmal der daraufh in veränderten schulischen Steuerungs strategie ist u.a. eine evi-
denzbasierte Bildungspolitik und Schulentwicklung (vgl. Altrichter/Maag Merki 2010, 
S. 35). Hierauf fokussiert das vorliegende Heft : Betrachtet wird ein Teilausschnitt der 
Maßnahmen, die die deutschen Bundesländer in den vergangenen gut zehn Jahren 
unter dem Leitmotiv einer evidenzbasierten Steuerung umgesetzt haben. Konkret 
geht es um die Frage, welche neuen Einrichtungen geschaff en wurden bzw. wie in die-
sem Falle ein bestimmter Typus bestehender Einrichtungen angepasst wurde, um dem 
Erfordernis der „Evidenz“ im Rahmen einer evidenzbasierten Steuerung nachzukom-
men. Diese Einrichtungen werden nachfolgend vereinfachend unter dem Begriff  der 
„Qualitätsinstitute“ zusammengefasst.

Auch wenn es sich bei ihnen zu einem beträchtlichen Teil um Einrichtungen han-
delt, die bereits auf eine gewachsene Geschichte zurückblicken können, ist die ih-
nen übertragene Aufgabe der Qualitätssicherung auf der Grundlage empirisch ge-
wonnener Daten in Art und Umfang eine neue (vgl. z.B. Steff ens 2012). Von daher 
scheint es angesichts der Reichweite ihres Auft rags und des faktischen Eingreifens 
in die schulische Wirklichkeit zunächst gerechtfertigt, sie als neue institutionelle 
Akteure zu betrachten, mit denen sich Bildungspolitik und -administration in insti-
tutionalisierter Form einen direkten Zugang zu wissenschaft licher Expertise für ihre 
Steuerungs- und Gestaltungsaufgaben geschaff en haben. Es stellt sich dabei die Frage, 
ob und wie das bestehende Steuerungs- und Handlungsgefüge durch das Hinzutreten 
des neuen bzw. gewandelten Akteurs verändert wird, welche normativen Grundlagen 
seinem Handeln zugrunde liegen (vgl. Maritzen/Tränkmann 2014) und welchem 
Modus des Handlungsvollzugs er folgt (vgl. Altrichter/Maag Merki 2010). Mit Blick 

Editorial zum Schwerpunktthema:
Qualitätsinstitute – zwischen Wissenschaft , Politik, 
Verwaltung, Öff entlichkeit und Praxis

EDITORIAL
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auf die Qualitätsinstitute scheinen Antworten auf diese Fragen bislang noch weitge-
hend unterbestimmt. So scheint ihre Rolle im Feld zwischen Wissenschaft , Politik, 
Administration, Öff entlichkeit und Praxis weder abschließend defi niert noch mit 
Blick auf künft ige Entwicklungen hinreichend konturiert zu sein. Zudem richten sich 
auf diese Einrichtungen – bzw. eher auf die Instrumente und Verfahren, mit deren 
Durchführung sie betraut wurden – weitergehende Wirkungserwartungen, die eher 
auf die Entwicklung bzw. Verbesserung schulischer Qualität zielen, ohne dass die zu-
grunde liegenden Annahmen oder normativen Bezüge bislang expliziert sind.

Dokumentiert werden in dem thematischen Schwerpunkt des vorliegenden Heft es 
drei überarbeitete Vorträge des von Martina Diedrich und Detlef Fickermann an-
lässlich des 24. Kongresses der Deutschen Gesellschaft  für Erziehungswissenschaft  
(9. bis 12. März 2014, Humboldt-Universität zu Berlin) organisierten Symposiums 
„Zwischen Wissenschaft , Politik, Administration, Öff entlichkeit und Praxis: Die 
Rolle der Qualitätsinstitute im Bildungswesen im Spannungsfeld unterschiedlicher 
Handlungsrationalen“.

Im ersten Beitrag geht Matthias Rürup der Frage nach, ob es sich bei den Qualitäts-
instituten (bei Rürup: Landesinstitute) tatsächlich um einen eigenständigen neuen 
Akteur handelt oder ob den Instituten lediglich eine (neue) Aufgabe übertragen wur-
de. Mithilfe einer historiographischen Dokumentenanalyse und unter Anwendung 
des begriffl  ichen Instrumentariums der Educational-Governance-Perspektive werden 
die Landesinstitute als Akteur in einem mittels Handlungskoordination verbundenen 
Mehrebenensystem betrachtet und analysiert.

Dabei zeigt der Autor, dass es sich bei den meisten Landesinstituten nicht um neue 
Einrichtungen handelt. Lediglich die Übertragung der Aufgabe einer sozialwis-
senschaft lich gestützten und standardisierten Datenanalyse sei das Neue, da es be-
reits in der Vergangenheit immer wieder Veränderungen von Organisation und 
Aufgabenzuschnitt der Landesinstitute gegeben habe, die vor allem in der Not wendig-
keit begründet gewesen seien, neue Aufgaben in das ministerielle Verwaltungshandeln 
zu integrieren. Diese Argumentation habe auch mit Blick auf die Frage nach einer ver-
änderten Akteurskonstellation Bestand: So handele es sich hier um eine Fortsetzung 
der bereits bestehenden „Versozialwissenschaft lichung“ der Kultusverwaltung. Da 
sich an dem hierarchischen Unterstellungsverhältnis der Landesinstitute unter 
die Kultusministerien nichts verändert habe, sei es auch nicht plausibel anzuneh-
men, dass sich an der Gestaltung der Beziehungen zu anderen Akteuren etwas ge-
ändert habe. So kommt der Autor zu dem Fazit, dass abgesehen von der Aufgaben- 
und der damit einhergehenden Personalerweiterung nicht davon gesprochen werden 
könne, dass ein neuer Akteur etabliert worden sei, dessen Rolle in der bestehenden 
Akteurskonstellation noch zu klären sei.
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Die historische Perspektive greift  Horst Weishaupt im Diskussionsteil auf und nä-
hert sich der Frage, welchen Niederschlag die „neue Steuerung“ in der forma-
len Organisation der Kultusministerien fi ndet. Ausgehend von der Bedeutung, die 
den Ministerialbürokratien in der Anbahnung, Vorbereitung und Umsetzung politi-
scher Entscheidungen zukomme, beleuchtet er zunächst die Verwissenschaft lichung 
des Verwaltungshandelns sowie die gestiegene Bedeutung wissenschaft licher Politik-
beratung. In den Mittelpunkt des Beitrags stellt Weishaupt die Frage, inwieweit sich 
die Organisationsstruktur der Ministerien den neuen wissenschaft lichen Er kennt-
nis- und Steuerungsformen angepasst habe und sie in ihrer Formalstruktur ab-
bilde. Dazu untersucht er Organigramme von Ministerien, die als Ausdruck ih-
rer Programmstruktur betrachtet werden. In historischer Betrachtung geht der 
Autor auf den Aufb au von Planungsabteilungen im Zuge der Bildungsplanung der 
1970er-Jahre ein und verortet hier den Beginn einer Versozialwissenschaft lichung 
der Kultusverwaltung. In Bezug auf die aktuelle Verfasstheit der Ministerien kommt 
Weishaupt zu dem Schluss, dass im Vergleich zu den 1990er-Jahren „eher eine 
Rückentwicklung reformorientierter Organisationsstrukturen erkennbar“ sei. So wür-
den Fragen der Schulentwicklung, der Qualitätssicherung oder der Inklusion eher in 
die Linienorganisation integriert; eine „organisationale Verbindung von inneren und 
äußeren Reformmaßnahmen, Programm- und Finanzplanung“ sei nicht zu erkennen. 
Er schließt mit der Frage, ob es gelingen könne, Innovationen nachhaltig umzuset-
zen, wenn den Programmintentionen entsprechende Organisationsstrukturen fehlten.

Im zweiten Diskussionsbeitrag richtet Detlef Fickermann den Blick auf die Quali-
täts institute selbst und geht der Frage nach, welchen formalen Status diese Ein-
richtungen benötigen, um ihre Aufgaben eff ektiv wahrnehmen zu können. Er 
klassi fi ziert sie als „nachgeordnete Dienststellen besonderer Art“ und rekurriert da-
bei vor allem auf die Übertragung wissenschaft licher Aufgaben. So bestehe die Auf-
gabe dieser Institute vor allem in der Erbringung qualitativ hoher wissenschaft -
licher Dienstleistungen und einer elaborierten Politikberatung. Unter Bezugnahme 
auf Empfehlungen des Wissenschaft srats spricht der Autor sich dafür aus, sie wie 
Ressortforschungseinrichtungen zu behandeln, um ihnen damit ein höheres Maß an 
Autonomie, Kooperationsmöglichkeiten und Flexibilisierung bezüglich ihrer Finanz- 
und Personalgestaltung zu ermöglichen.

Konstatiert werden muss, dass erst die Zukunft  zeigen wird,
• ob es sich bei den Qualitätsinstituten tatsächlich um einen neuen Akteur handelt 

oder nicht,
• ob sich die Einrichtungen als nachgeordnete Dienststellen besonderer Art pro-

fi lieren wollen und können und ob die vorgesetzten Dienststellen eine solche 
Profi lierung zulassen oder
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• ob sich letztlich nur „die Idee eines umfassenden Bildungsmonitorings eher prag-
matisch-reduziert verstetigt“ (Rürup).

Martina Diedrich/Detlef Fickermann
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Zusammenfassung
Wie verbreitet und neu sind eigenständige Landesinstitute für Qualität im Bildungs-
wesen in Deutschland? Wenn man der aktuellen – zumeist durch Vertreter der Bil-
dungs  administration selbst geführten – Diskussion folgt, sollte „seit PISA“ jedes Bundes-
land eine entsprechende Einrichtung zur Erhebung, Analyse und Veröff entlichung von 
Schulqualitätsdaten eingerichtet haben. Diese Alltagsthese soll mit diesem Beitrag ge-
prüft  werden, der sich entsprechend als kritisch-empirische Studie zu einer aktuellen 
Praxis frage versteht.
Schlüsselwörter: Landesinstitute, Schulverwaltung, Bildungsmonitoring, Bildungspolitik, 
Educational Governance, Bildungsreform, Empirische Bildungsforschung, evidenz basier-
te Politik

Are Governmental Institutes for Quality in Education Key Figures in 
the German Educational System?
Governance Th eoretical Approaches to a Common Th eory

Summary
How common and how new are independent governmental institutes for quality in 
 education in Germany? Following the current debate – mostly conducted by experts 
from the educational administration itself – it seems that every German federal state 
has, since the PISA disaster, erected such institutes to collect, analyze and publish data 
about the quality of schools and teaching. Th e goal of this paper is to critically and 
 empirically test this common assumption.
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1. Einleitung

Weil er den Gegenstand hat, den er hat, hat dieser Beitrag ein Problem: „Landes-
institute für Qualität im Schulwesen“ (im Folgenden verkürzt auch nur als Landes-
institute bezeichnet) sind kein theoriefähiges Th ema. Ihre Einrichtung, ihre Arbeit 
oder auch ihr Einfl uss auf das deutsche Bildungswesen mögen Anlass für histo-
risch-zeitgeschichtliche Darstellungen (vgl. Geiss/de Vincenti 2012) oder wissen-
schaft sbasierte Evaluationsstudien sein. Ansonsten kann man sie – wissenschaft -
lich – lediglich als Fallbeispiel behandeln: für neue Verfahren und Strukturen 
der Steuerung im Bildungswesen im Kontext des New Public Management (vgl. 
Koch/Gräsel 2004; Oelkers/Reusser 2008) unter besonderer Berücksichtigung ei-
ner stärkeren Institutionalisierung und Professionalisierung von Evaluation (vgl. 
Maag Merki 2009), für den Bedeutungszuwachs außeruniversitärer wissenschaft -
licher Dienstleistungseinrichtungen wie Th ink Tanks und Brokerage Agencies auch 
im Bereich der Bildungspolitik und Schulsystemgestaltung (vgl. Burns/Schuller 
2007) oder als Beleg einer weiteren Ver(sozial)wissenschaft lichung der staatlichen 
Verwaltung (vgl. Weingart 1983; Mayntz u.a. 2008).

Ein solches Th ematisieren der Landesinstitute als Fall unterliegt allerdings schnell der 
Gefahr eines subsumtionslogischen Kurzschlusses: Die Landesinstitute werden durch 
eine bestimmte theoretische Brille betrachtet, deren Perspektivität und Selektivität in 
der Betrachtung ausgeblendet ist und die so kaum geeignet ist, die Landesinstitute 
als besonderes und eigenständiges zeitgeschichtliches Phänomen wahrzunehmen. 
Sicherlich sind mit einem solchen Th eoretisieren auch politisch-praktisch anregende 
Impulse verbunden. Der Wert wissenschaft lich inspirierter Perspektivverschiebungen 
und Refl exionsgelegenheiten soll hier nicht geleugnet werden. Dennoch: Zu einem 
eigenständigen und eigenwertigen Th eoriegegenstand oder Forschungsfeld werden 
Landesinstitute damit nicht. 

Und damit hat der folgende Beitrag, der die Landesinstitute als neue Akteure im 
deutschen Schulwesen betrachten möchte, ein Problem. Weder gibt es eine wissen-
schaft liche Th eorie, die er prüfen (falsifi zieren) könnte, noch einen irgendwie vorzeig-
baren (internationalen) Forschungsstand. Was es gibt, sind refl ektierte Praxisberichte 
– insbesondere aus Anlass der Gründung oder eines runden Jubiläums einer konkre-
ten Institution (vgl. Meinel/Sachse 2006; Hofmann 2008; Fend 2010). 



Landesinstitute für Qualität als neue Akteure im deutschen Schulwesen?

203DDS, 106. Jg., 3(2014)Qualitätsinstitute

Einen klaren Ausweg aus diesem Dilemma entweder deskriptiv-historisierender 
Faktenwiedergabe oder empirischer Subsumtion als Prüf- bzw. Anwendungsfall ei-
ner Th eorie gibt es im Fall der Landesinstitute oder ähnlicher praktisch-alltägli-
cher Th emen meines Erachtens nicht. Es braucht insbesondere wissenschaft liche 
Kompromissbereitschaft . Erst unter der Bedingung einer alltagsbezogenen Öff nung 
der als wissenschaft lich prüfb ar anerkannten Th eorien scheint mir eine Behandlung 
des Th emas „Landesinstitute für Qualität im Schulwesen“ möglich. Auch das, was 
Praktiker und Praktikerinnen über sich und ihre Praxis vermuten, sollte Analyse- 
und Prüfgegenstand werden können. In diesem Sinne soll es im folgenden Beitrag 
vor allem um die – nicht zuletzt in der Einleitung dieses Th emenheft es formulier-
te – Einschätzung von leitenden Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen des Hamburger 
Instituts für Bildungsmonitoring und Qualitätsentwicklung (IfBQ) gehen, ihre 
und die vergleichbaren Einrichtung(en) in anderen Ländern stünden sowohl der 
Organisationsform als auch dem Aufgabenspektrum nach prototypisch für eine bun-
desweite Entwicklung, die die bildungspolitisch-administrative Gemengelage im deut-
schen Bildungswesen aktuell grundlegend verändert (vgl. Diedrich/Fickermann in 
diesem Heft ; Fickermann/Maritzen 2014).

Abgesehen von der fehlenden wissenschaft lichen Th eorie folgt der Beitrag der übli-
chen Struktur empirischer Forschungsberichte. In Abschnitt 2 wird die zu prüfende 
Praxis- bzw. Alltagsvorstellung präsentiert. Anschließend werden in Abschnitt 3 die 
verwendeten methodischen und begriffl  ich-theoretischen Instrumentarien erörtert. 
In Abschnitt 4 werden die Erhebungs- bzw. Recherchebefunde tabellarisch im 
Überblick dargestellt, bevor diese in Abschnitt 5 diskutiert und eingeordnet werden. 
Abschnitt 6 fasst die Analysen noch einmal zusammen und verweist auf eine mögli-
cherweise interessante historische Parallele. 

2. Eine Alltagstheorie: Landesinstitute als neue wichtige 
Einrichtung im Bildungswesen

Die hier in den Mittelpunkt gestellte „Alltags“-Th ese, dass seit Anfang der 2000er-
Jahre die Mehrheit der deutschen Bundesländer neue Einrichtungen geschaff en habe, 
deren Aufgabe eine empirisch fundierte Qualitätssicherung überwiegend schulischer 
Bildungsprozesse unter dem Anspruch eines systematischen Bildungsmonitorings sei, 
ist dem Abstract zu dem Symposium entnommen, zu dem dieser Aufsatz ursprüng-
lich als Vortrag eingebracht wurde (vgl. DGfE 2014; s. auch Diedrich/Fickermann in 
der Einleitung zu diesem Heft ). 

Der hierbei verwendete Begriff  des Landesinstituts verweist dabei – einerseits – auf 
politische Praxen der Exekutive, für bestimmte dauerhaft  als wichtig erachtete öff ent-
liche Aufgaben besondere Institutionen zu gründen und zu unterhalten. So gibt es 
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in Deutschland schon seit Ende des 19. Jahrhunderts das Robert-Koch-Institut für 
Aufgaben der Erforschung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten oder seit 1970 
das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB). Andererseits spezifi ziert der Begriff  
„Landesinstitut“, dass solche staatlichen Einrichtungen zur Übernahme bestimmter 
hoheitlicher Aufgaben ebenfalls auf der Ebene der deutschen Länder zu beobachten 
sind. Und ja, insbesondere für den Schulbereich fi nden sich auf Länderebene zahl-
reiche Spezialinstitute für Lehrplanentwicklung, Lehrerfort- und -weiterbildung so-
wie als Lehrmittelsammlungen und Medienzentren. Aktuell schließlich, so die hier 
zu prüfende Th ese von Diedrich und Fickermann in der Einleitung zu diesem Heft , 
wurden weitere Einrichtungen geschaff en, die neue Aufgaben der datengestützten 
Qualitätsentwicklung im Schulwesen über Vergleichsarbeiten, Lernstandstests, zent-
rale Prüfungen und Schulinspektionen übernehmen. Als Selbstbeschreibung und -er-
fahrung von leitenden Beschäft igten des Hamburger Instituts für Bildungsmonitoring 
und Qualitätsentwicklung (IfBQ) ist dieser Aussage sicherlich und grundsätzlich so-
wohl eine erfahrungsgesättigte Plausibilität als auch handlungsleitende Relevanz zu-
zusprechen. Weiterführende Diskussionen – wie nicht zuletzt in diesem Th emenheft  
– stützen sich darauf. 

Zudem steht diese Diagnose nicht allein. Auch aus anderen Bundesländern als 
Hamburg fi nden sich Verlautbarungen, die von einer grundlegenden konzep-
tionellen Neuausrichtung schon seit längerem bestehender, wenn nicht sogar Neu-
gründungen von Landesinstitute(n) sprechen, die sich den Aufgaben widmen, Lern-
standserhebungen und externe Evaluationen im Schulbereich durchzuführen und 
deren Daten – zusammen mit solchen der amtlichen Statistik – in Landes bildungs-
berichten zu präsentieren (vgl. Meinel/Sachse 2007 mit Bundesländer überblick, 
Meinel/Sachse 2006 für Bayern, Fend 2010 für Baden-Württemberg oder Schreier 
2008 aus hessischer Perspektive). 

Dass es im deutschen Bildungswesen insbesondere seit der Veröff entlichung der ers-
ten PISA-Studie im Jahr 2001 zu einer tiefgreifenden Ergänzung, wenn nicht gar 
Umstellung herkömmlicher politischer Steuerungsverfahren im Schulwesen gekom-
men ist, kann darüber hinaus als wissenschaft lich gestützte Konsensbeschreibung ge-
lesen werden. Ein Wechsel von einer Input- zu einer Output- bzw. Kontextsteuerung 
habe stattgefunden; seit den 2000er-Jahren befi nde sich Deutschland in einer Phase 
der evidenzorientierten Schulpolitik, eines systematischen Bildungsmonitorings oder 
einer neuartigen evaluationsbasierten Steuerung (vgl. Koch/Gräsel 2004; Oelkers/
Reusser 2008; Altrichter/Heinrich 2007). Dass sich dieser konzeptuelle Wandel auch 
in veränderten Infrastrukturen der Bildungsverwaltung niedergeschlagen habe, 
kann so als Th ese wenig überraschen. Von irgendwem müssen ja diese vielfältigen 
Erhebungen zu Lernständen und zur Schul- und Unterrichtsqualität durchgeführt 
und zu Bildungsberichten zusammengefasst werden. 
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Allerdings, so plausibel die Indizien klingen, dass es neuerdings in der deutschen 
Schullandschaft  viele neuartige „Landesinstitute für Qualität im Schulwesen“ ge-
ben müsse, evident – unabweisbar empirisch belegt – ist diese Einschätzung da-
mit noch nicht. Im Gegenteil: Als synoptische Alltagsdiagnose praktisch invol-
vierter (Interessen-)Vertreter und -Vertreterinnen über sechzehn Bundesländer 
hinweg ist eher zu erwarten, dass ein genaueres In-Blick-Nehmen der aktuellen 
Situation auf Ergänzungs- und Diff erenzierungsbedarfe hinweisen wird. Das ist bei 
Alltagstheorien – und im Übrigen auch bei wissenschaft lichen Th eorien – normal. 
Ihre Hinterfragung führt, wenn nicht zur generellen Widerlegung, systematisch zur 
Klärung der jeweiligen Geltungsbedingungen (der sogenannten ceteris paribus-Klau-
seln). Dass ein solches Hinterfragen von verbreitetem Alltagswissen gerade in der 
deutschen Bildungsverwaltung produktiv und sinnvoll sei, diese – wissenschaft liche – 
Überzeugung motiviert die hier vorgelegte Untersuchung. 

3. Datenbasis, Begriff srahmen und Analysemethode

Die folgende Analyse der Gestalt und Neuartigkeit von „Landesinstituten für Qualität 
im deutschen Schulwesen“ erfolgt auf Basis einer Recherche zu den Landesinstituten 
im Geschäft sbereich der Schulministerien der deutschen Länder. Ausgangspunkt war 
die entsprechende Institutionenliste auf der Website des Deutschen Bildungsservers 
(URL: www.bildungsserver.de/Landesinstitute-600.html; Zugriff sdatum: 03.03.2014), 
deren Auskünft e anhand der Darstellungen auf den Seiten der Kultusministerien und 
der einzelnen Landesinstitute geprüft  und vertieft  wurden.1 Dabei war systematisch 
zwischen schon älteren Einrichtungen für Lehrplanentwicklung und Lehrerfort- und 
-weiterbildung und den hier interessierenden neuen Einrichtungen zur datengestütz-
ten Qualitätsentwicklung zu trennen. So wurden sowohl die konkreten Aufgaben und 
Organisationsstrukturen aller aktuell existierenden Landesinstitute im Hoheitsbereich 
der Kultusministerien als auch ihre Umgestaltungsgeschichte und ihre (eventuellen) 
Vorläufereinrichtungen aufgearbeitet. Hierzu wurden neben den offi  ziellen Websites 
der einzelnen Einrichtungen auch die Regierungsverzeichnisse der Pressemeldungen 
und die Parlamentsdatenbanken der einzelnen Länder gesichtet. 

Typisierend ist das Vorgehen der Recherche als historiographische Archivarbeit 
bzw. Dokumentanalyse einzuordnen (vgl. Wolff  2005). Durch den einheitlichen 
Rückgriff  auf ähnliche Dokumenttypen (hier amtlich-offi  zielle Internetpräsenzen, 
Organisationspläne, Satzungen, Selbstdarstellungen) wird eine Übersicht über die or-
ganisationale Struktur der staatlichen datengestützten Qualitätssicherung und -ent-
wicklung in den deutschen Bundesländern gegeben.

1 Das KMK-Institut zur Qualitätsentwicklung im Bildungswesen (IQB) an der Humboldt-
Universität zu Berlin wurde aus der Betrachtung ausgeklammert, da es sich per Defi nition 
bei ihm nicht um ein Landesinstitut handelt (URL: https://www.iqb.hu-berlin.de/; Zugriff s-
datum: 12.05.2014).
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Für die sprachliche Aufarbeitung und Analyse dieser Daten wird auf das Begriff s-
instrumentarium – allerdings nicht auf die gesamte, für die Zwecke dieses Aufsatzes 
zu komplex-vielfältige Th eorie – der Educational-Governance-Per spek tive zurück-
gegriff en (ausführlich vgl. Kussau/Brüsemeister 2007; zu aktuellen Ent wick lungen 
und Forschungsmethoden siehe Altrichter/Langer/Maag Merki 2014). Die „Landes-
institute für Qualität im Schulwesen“ werden so grundlegend als Akteure betrachtet, 
die unabhängig vom Grad ihrer Abhängigkeit von anderen Akteuren (bzw. der um-
greifenden Akteurskonstellation) in einem selbstständig-eigenen Kontext auch mit ei-
genen Entwicklungszielen und Interessen agieren.

Wichtig ist hervorzuheben, dass der Akteursbegriff  ebenso wie der Begriff  der 
Akteurskonstellation im Sinne der Educational-Governance-Perspektive sche-
matisch-abstrakt verstanden wird. Als Akteur in einer Akteurskonstellation kön-
nen sowohl Typen von Interessenträgern (Politik, Eltern, Schule, Öff entlichkeit, 
Wissenschaft , Wirtschaft ), Typen von Organisationen (Ministerien, Gewerkschaft en, 
Hochschulen, Zeitungen, Gerichte), konkrete Einzelorganisationen (der „SPIEGEL“, 
die „KMK“, der „Landes-Bildungsbeirat“, die „Helene-Lange-Schule“) oder herausge-
hobene Rollenträger (die „Ministerin“, der „Schulexperte“, der „Beschwerdeträger“) 
hervortreten. Zudem berücksichtigt die Educational-Governance-Perspektive sozi-
ale Mehrebenenstrukturen, die die Akteursanzahl soziogeographisch noch potenzie-
ren – die also landesweit, regional oder lokal je eigenständige Interessenträger und 
Handelnde kennt und diff erenziert. In einer Akteurskonstellation sind theoretisch so-
mit immer unermesslich viele Einzelakteure in einer unüberschaubar-komplexen und 
prinzipiell stets veränderlichen Gemengelage präsent. 

Mit der Wahl der Educational Governance als Begriff sinstrumentarium ist somit ana-
lytisch vorentschieden, dass „Landesinstitute für Qualität im Schulwesen“ prinzipiell 
nur als ein Akteur neben anderen thematisiert werden, die die Entwicklung der ge-
samten Akteurskonstellation der Schulgestaltung vielleicht prägen, aber nicht – wie 
im übrigen auch die Bildungspolitik und Schulverwaltung nicht – einseitig defi nie-
ren oder gar steuern können. Noch zu ergänzen ist hierbei, dass die Educational-
Governance-Perspektive bei der Betrachtung der Handlungskoordination in Akteurs-
konstellationen nicht nur Formen einer hierarchischen Beeinfl ussung oder einer 
gegenseitigen Absprache (Verhandlung) kennt, sondern auch eine distanziert-diff use 
Koordination durch bloße gegenseitige Beobachtung und prospektive Anpassung sich 
ansonsten kaum begegnender Akteure. Schon die Anwesenheit eines Akteurs oder die 
Vorlage bestimmter Leistungen (von Lernstandserhebungen, Bildungsberichten) kann 
in diesem Sinne eine Gesamtkonstellation ändern, nämlich dann wenn sich andere 
Akteure darauf beziehen und sei es auch nur abgrenzend-negierend oder implizit. 

Das allgemeine empirische Problem der Educational-Governance-Perspektive, den 
prinzipiell überkomplexen Umfang und die diff us-unterschwellig-variable Struktur 
von Akteurskonstellationen angemessen zu erfassen (und nicht nur konservativ das 
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Zusammenwirken der seit je hervorgehobenen Rollenträger im Schulwesen anhand 
der behördlich-formalen Regularien zu reproduzieren), kann auch in der folgen-
den Untersuchung nicht gelöst werden. Grundlegend kann Eduational-Governance-
Forschung nur situiert, an einem möglichst konkreten und fassbaren Fall stattfi nden: 
wie z.B. den „Landesinstituten für Qualität im Schulwesen“. Angesichts des hier her-
angezogenen Datenmaterials lediglich offi  zieller schrift licher Selbstdarstellungen und 
formaler Aufgabenbeschreibungen beschränkt sich die Untersuchung allerdings deut-
lich, nämlich auf einen bloßen Struktur-Überblick, der die kommunikativ-interaktive 
Vielfalt der Handlungspraxis von Landesinstituten und ihren Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern prinzipiell ausblendet. 

Beantwortet werden können und sollen somit nur folgende – governancebegriffl  ich 
reformulierte – Forschungsfragen:
1) Inwieweit können „Landesinstitute für Qualität im Schulwesen“ – also Ein-

richtungen der Länder, die die Durchführung, Auswertung und Veröff ent lichung 
von Lernstandserhebungen, zentralen Prüfungen, Schulinspektionen z.B. auch 
in Form von Landesbildungsberichten übernehmen – als neue selbstständige 
Organisationen im deutschen Schulwesen identifi ziert und so als bundesländer-
übergreifend typische neue Akteure eingeordnet werden?

2) Inwieweit sprechen die formal-organisatorisch festgelegten Außenbeziehungen 
dieser „Landesinstitute für Qualität im Schulwesen“ für eine Öff nung bzw. 
Veränderung der bisherigen behördlichen Akteurskonstellation aus Schulpolitik, 
staatlicher und kommunaler Schulverwaltung und den vor Ort an der Schule be-
teiligten Personengruppen (Lehrkräft e, Eltern, Schüler und Schülerinnen)?

4. Befunde: Eine Übersicht über 16 Bundesländer

In Tabelle 1 sind in einer groben Übersicht die Ergebnisse der durchgeführten 
Recherche zusammengefasst. Aufgeführt sind für jedes der 16 Bundesländer (benannt 
werden die KMK-üblichen Abkürzungen) 
• die Anzahl der in diesen Ländern existierenden Landesinstitute im Geschäft s-

bereich des Schulministeriums,
• eine Kurzbezeichnung für die Einrichtung (das Institut oder die Abteilung ei-

nes Instituts, wenn dieses auch andere Aufgaben wie z.B. Lehrplanentwicklung 
oder Lehrkräft efortbildung hat), die sich – laut ihrer Aufgabenbeschreibung im 
Organisationsplan – konkret mit der Durchführung empirischer Erhebungen des 
Bildungsmonitorings beschäft igt (Lernstandserhebungen, Schulinspektion),

• ihr rechtlicher Status bezogen auf das Schulministerium,
• das „Gründungs“-Datum der aktuell mit diesen Aufgaben betrauten Einrichtung 

bzw. Abteilung sowie
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• die ursprüngliche, erstmalige Einrichtung des Landesinstituts, in dem die Aufgabe 
des Bildungsmonitorings aktuell angesiedelt ist, wobei diese Ahnen-Angabe dann 
in Klammern gesetzt ist, wenn es zwar eine eindeutige Vorläuferinstitution gibt, 
diese jedoch früher andere Aufgaben hatte. 

Tab. 1: Einrichtungen mit Aufgaben des schulbezogenen Bildungsmonitorings in den 
deutschen Bundesländern (Stand März 2014) 

 Land Zahl Einrichtung für Bildungsmonitoring Status seit Ahnen

BW 3 Abteilung 2 & 3 im LS Anst. öff. R. 2005 (1970)

BY 2 Abteilung „Qualitätsagentur“ im ISB Behörde 2003 (1966)

BE/BB 2 (1)1 ISQ An-Institut 2006 2006

HB 1 Abt. 21 im LIS4 Behörde 1998 (1970)

HH 22 IfBQ Behörde 2012 2007

HE 1 Dezernat III im Landesschulamt4 Behörde 2013 (1975)

MV (1)5 Abteilung IQ34 Abteilung 2009 (1993)

NI 1 Abteilung 2 am NLQ Behörde 2010 2005

NW 1 (Dezernate 4Q in Regierungspräsidien) Behörde 2013 (1983)

RP 32, 3 AQS (nur Externe Evaluation) Behörde 2006 –

SL 13 (Referat D3 im Ministerium) Behörde – –

SN 1 Abteilung 4 am SBI Behörde 2007 2004

ST 1 Fachbereich am LISA Behörde 2009 (1991)

SH 1 Abteilung im IQSH Behörde 2007 (1997)

TH 1 (Referat: Ministerium, Koord.: THILLM) Behörde – (1991)

Quelle: eigene Recherche

Anmerkungen:
1 Für Brandenburg existiert neben den zwei mit Berlin gemeinsamen Landesinstituten noch eine 

weitere Einrichtung.
2 Das IfBQ in Hamburg bzw. AQS in Rheinland-Pfalz fehlen in der Liste des Bildungsservers.
3 Das in der Liste des Bildungsservers für Rheinland-Pfalz und das Saarland erwähnte kirchlich 

getragene Fortbildungsinstitut wird hier nicht mitgezählt.
4 Die für die Durchführung von Qualitätsuntersuchungen zuständige Abteilung ist aktuell – Stand 

März 2014 – ohne Leitung.
5 Das Landesinstitut für Qualitätsentwicklung (IQMV) ist der Schulabteilung des Ministeriums für 

Bildung, Wissenschaft  und Kultur Mecklenburg-Vorpommern direkt zugeordnet. Als Nachfolger 
des 2009 aufgelösten (ministerial eingegliederten) Landesinstituts übernimmt es auch Aufgaben 
der Lehrplanentwicklung sowie der Fort- und Weiterbildung für Lehrkräft e. 

Zur Qualität dieses selbst zusammengestellten Datenmaterials ist anzumer-
ken, dass – bis auf das IfBQ in Hamburg und die Landesinstitute in Mecklenburg-
Vorpommern und Nordrhein-Westfalen – die Internetpräsenzen sehr umfangreich 
und diff erenziert über Aufgaben, Organisation und (wenn auch eingeschränkter) über 
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Geschichte der Einrichtungen Auskunft  gaben. Über ministeriale Pressemeldungen 
und Parlamentsdiskussionen konnten allerdings in allen Ländern die zum Vergleich 
benötigten Informationen recherchiert werden. Die Ausgangsliste des deutschen 
Bildungsservers erwies sich bei der Recherche allerdings sowohl als teilweise fehler-
haft  als auch als unvollständig.

5.  Zur Diskussion: Landesinstitute als neue Akteure?

5.1 Wie typisch sind Landesinstitute für Qualität im Schulwesen?

Schon der erste Blick auf Tabelle 1 verweist auf einen gewissen Korrekturbedarf 
der Th ese, dass seit der Jahrtausendwende die Mehrzahl der Bundesländer neue 
Landesinstitute für Qualität im Schulwesen eingerichtet habe. Zumindest aktu-
ell fi nden sich lediglich in vier Bundesländern (Berlin, Brandenburg, Hamburg und 
Rheinland-Pfalz) Landesinstitute, die spezifi sch und ausschließlich dazu da sind, 
empirische Untersuchungen im Schulwesen im Auft rag des Schulministeriums 
durchzuführen. Faktisch sind es sogar nur drei Landesinstitute, da Berlin und 
Brandenburg ihr Landesinstitut für Schulqualität gemeinsam unterhalten. Und 
im Fall von Rheinland-Pfalz wäre einzuschränken, dass die dortige Agentur für 
Qualitätssicherung, Evaluation und Selbstständigkeit von Schulen (AQS) lediglich für 
die externe Evaluation zuständig zeichnet. Die in Rheinland-Pfalz durchgeführten 
Lernstandserhebungen werden im Ministerium administriert. 

Im engeren Sinne fi nden sich bundesweit also nur zwei Landesinstitute, die speziell 
dafür da sind, Lernstandserhebungen und Schulinspektionen gleichzeitig durchzufüh-
ren und deren Befunde – zusammen mit weiteren Daten der amtlichen Schulstatistik 
– zu Landesbildungsberichten zusammenzuführen.

Im historischen Rückblick ist allerdings zu ergänzen, dass bis vor zwei Jahren 
durchaus noch zwei weitere Länder bzw. Landesinstitute als Beispiel hätten er-
wähnt werden müssen: die Schulinspektion in Niedersachsen und das Institut für 
Qualitätsentwicklung in Hessen, die beide – nachdem sie erst 2005 neu gegründet 
worden waren – im Rahmen einer Behördenstrukturreform (2010 bzw. 2013) als 
Abteilung in ein anderes Landesinstitut eingegliedert wurden. 

Insofern ist als erstes Zwischenergebnis dieser Datenbetrachtung festzuhalten: 
Landesinstitute für Qualität im Schulwesen sind keineswegs ein neuer Akteur in der 
Mehrzahl der Bundesländer. Sie sind in der Bundesrepublik weder typisch noch – so-
fern sie einmal eingerichtet wurden – unverzichtbar. Wenn schon mit Tendenzen ar-
gumentiert werden soll, dann verweisen die jüngsten Entwicklungen in Niedersachsen 
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und Hessen eher auf eine Einbettung der Aufgabe des Bildungsmonitorings in 
Landesinstitute mit auch anderen, umfassenderen Aufgaben.

Wenn nicht nur eigenständige Landesinstitute, sondern auch „bloß“ Landesinstituts-
Abteilungen mit entsprechenden Aufgaben der Durchführung und Auswertung empi-
rischer Untersuchungen im Schulbereich betrachtet werden, dann lässt sich allerdings 
durchaus für die Mehrzahl der deutschen Bundesländer (13 von 16) konstatieren, 
dass es entsprechende Einrichtungen gibt. Lediglich in drei Ländern (Nordrhein-
Westfalen, Saarland und Th üringen) sind solche Datenerhebungsaufgaben nicht in ei-
nem Landesinstitut verortet, sondern im Ministerium (der Sonderfall Mecklenburg-
Vorpommern, wo das sogenannte Landesinstitut zugleich eine Abteilung im 
Ministerium ist, sei hier ausgeklammert). Vorsichtig zu beurteilen ist allerdings der 
Fall Nordrhein-Westfalen: Nach sieben Jahren ohne Landesinstitut wurde die neue 
Qualitäts- und UnterstützungsAgentur – Landesinstitut für Schule (QUA-LiS) – erst 
im Dezember 2013 gegründet. Inwieweit nicht nur aktuell im Ministerium angelager-
te Aufgaben der Durchführung von Lernstandserhebungen und zentralen Prüfungen, 
sondern auch die in den Regierungspräsidien angesiedelten Abteilungen (4Q) für die 
externe Evaluation in NRW in das QUA-LiS integriert werden, bleibt noch abzuwar-
ten.

Dass die Aufgabe der systematischen Durchführung von Evaluationen im Schulwesen 
zum Teil in größere, schon bestehende Landesinstitute integriert wird, verweist noch 
auf einen anderen, zu erinnernden Sachverhalt: Landesinstitute im Geschäft sbereich 
des Schulministeriums gibt es nicht erst seit den 2000er-Jahren. Die institutionelle 
Geschichte solcher Einrichtungen reicht – abgesehen von den neuen Bundesländern 
– mindestens zurück bis in die 1960er- und 1970er-Jahre. Auch in Hamburg, Berlin 
oder Rheinland-Pfalz existieren so neben dem jeweiligen Landesinstitut für datenge-
stützte Qualitätsentwicklung weitere – deutlich ältere – Landesinstitute. 

Schon diese Überblicksdaten verweisen darauf: Nicht die Auslagerung bestimmter 
Aufgaben der Schulverwaltung in Landesinstitute ist neu. Wenn etwas neu ist, dann 
ist es die sogenannte „empirische Wende“ in der Schulpolitik mit der Einführung von 
Schulinspektionen und Lernstandserhebungen, die in der Mehrzahl der Länder zu ei-
nem entsprechend erweiterten Aufgabenspektrum der Landesinstitute führen. 

Das Schlagwort der „empirischen Wende“ verweist allerdings selbst in die 1960er-
Jahre zurück, als es schon einmal als Leitbegriff  einer veränderten Schulforschung 
und Schulpolitik verwendet wurde (vgl. Terhart 2014). Statt Bildungsmonitoring 
prägte damals allerdings ein anderes – letztlich ebenso sozialwissenschaft lich-em-
pirisch angelegtes – Konzept die Diskussion. Gemeint ist die Bildungsplanung, 
als Forderung und Strategie einer bewusst an Bedarf und Nachfrage kalkulierten 
Schulstrukturplanung (vgl. Zedler 1988). Ähnlich wie heute auf das Anliegen der 
Schulqualität und Qualitätsentwicklung verweisen die Namen der in den 1960er- 
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und 1970er-Jahren neu eingerichteten Landesinstitute auf die Bildungsplanung als 
zentralen Auft rag. So hatte Hessen von 1975 bis 1997 sein Hessisches Institut für 
Bildungsplanung und Schulentwicklung (HIBS), ehe dieses dann in das Hessische 
Landesinstitut für Pädagogik (HeLP) überführt wurde und 2005 – zumindest zum 
Teil – in dem Hessischen Institut für Qualitätsentwicklung aufging (vgl. Hessisches 
Kultusministerium 2004). 

Ähnlich wechselvoll, zumindest was die Namensänderungen angeht, sind die 
Geschichten des Staatsinstituts für Bildungsforschung und Bildungsplanung in Bayern 
(gegründet 1966), das seit 2003 Staatsinstitut für Schulqualität und Bildungsforschung 
heißt, oder des heutigen Landesinstituts für Schulentwicklung (LS) in Baden-
Württem berg, das 1970 einmal als Institut für Bildungsplanung und Studien-
information (IBS) bezeichnet wurde.

Besonders wenn man die Schilderungen der damaligen Gründungsphasen in 
den Blick nimmt, fallen strukturelle Ähnlichkeiten zur heutigen Einrichtung von 
Landes  instituten für Qualität im Schulwesen auf: Begründet wurden auch da-
mals die neuen Landesinstitute mit der notwendigen Ergänzung des ministeria-
len Verwaltungshandelns durch Daueraufgaben der sozialwissenschaft lichen Daten-
sammlung und -aufb ereitung (vgl. Fend 2010; Meinel/Sachse 2006). 

Ganz ähnlich also, wie die „neuen“ Landesinstitute heute eine politisch-adminis-
trative Maßnahme zur infrastrukturellen Verstetigung einer wissenschaft sgestütz-
ten Evaluation im Schulwesen darstellen, erfolgte der Auf- und Ausbau der „alten“ 
Institute in den 1970er-Jahren empirisch wissenschaft sorientiert, wobei die interes-
sante historische Fußnote hierbei ist, dass das ambitionierte Programm einer dauer-
haft en Bildungsplanung nach dem Scheitern des bundesweiten Bildungsgesamtplans 
auch auf Länderebene „unter die Räder“ kam (vgl. Zedler 1991). 

Als Zwischenstand der Analyse festzuhalten ist so: Sichtbar gibt es im deut-
schen Schulwesen eine neue staatliche Aufgabe der Durchführung, Auswertung 
und Verknüpfung systematisch-standardisierter Untersuchungen, für die neue 
Stellen und Strukturen geschaff en werden. Nicht notwendigerweise wurden da-
bei neue Einrichtungen (Landesinstitute) geschaff en. Noch weitergehender wäre da-
bei einzuschränken, dass für ein systematisch-eigenständiges Bildungsmonitoring 
in sechs Bundesländern (Bremen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-
Pfalz, Sachsen-Anhalt und Th üringen) eher ungünstige Voraussetzungen existie-
ren, da die verschiedenen Erhebungen (Schulinspektion, Lernstandserhebungen, 
Vergleichsarbeiten, zentrale Prüfungen, amtliche Schulstatistik) von je verschiedenen 
Einrichtungen durchgeführt werden und so infrastrukturell off en bleibt, wie es mög-
lich wird, diese in einem integrierten Bildungsbericht zusammenzuführen. 
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5.2 Neue Akteursbeziehungen durch neue Landesinstitute?

Widmen wir uns nun der zweiten Analysefrage: Bedeuten denn die neuen 
Strukturen bzw. Stellen zur Umsetzung von Evaluation im Schulwesen einen gra-
vierenden Umbau der bisherigen Akteurskonstellation? Lassen sich also, unabhän-
gig vom Vorliegen und der Rezeption von Evaluationsberichten, in den formal ver-
ankerten Außenbeziehungen der Landesinstitute wesentliche Veränderungen bzw. 
Erweiterungen der Akteure feststellen, mit denen kommuniziert und interagiert wird?

Gleich eingangs hierzu eine mit der obigen Erwähnung der Phase der Bildungs-
planung schon nahegelegte Einschätzung: In historischer Einordnung handelt es 
sich bei der Einrichtung von neuen Stellen für die empirische Bildungsforschung in 
den Landesinstituten lediglich um den fortgesetzten Vorgang einer Versozial wissen-
schaft lichung der Kultusverwaltung. Eingegrenzt bzw. tangiert wird dabei vor allem 
die ursprüngliche Dominanz von Praxiserfahrung bzw. juristischer Expertise in der 
Schulaufsicht und den Kultusministerien. Allerdings erfolgt dieser Import sozial-
wissenschaft licher Qualifi kationen in der Regel außerhalb der Schulverwaltung: ent-
weder in speziellen Ministerialabteilungen oder eben im Landesinstitut. Inwieweit 
also die – regionale und lokale – Schulaufsicht von diesem Expertise-Zugewinn be-
einfl usst wird oder gar profi tieren kann, ist zumindest anhand der hier diskutierten 
Organisationsstrukturen nicht zu entscheiden. Bemerkenswert ist in dieser Hinsicht 
allerdings erneut der Fall des Landes Hessen, wo die Integration des erst 2005 ge-
gründeten Landesinstituts für Schulqualität in das neue Hessische Landesschulamt 
und Lehrkräft eakademie (2013) damit begründet wurde, dass so eine bessere 
Kommunikationen und Koordination zwischen Schulaufsicht, Schulinspektion und 
Lehrerfort- und -weiterbildung ermöglicht werden solle (vgl. Hessischer Landtag 
2012). 

Umgekehrt zeigt Tabelle 1 aber auch: Eine explizite Auslagerung und Ver selbst-
ständigung der Aufgabe der Schulevaluation bzw. des Bildungsmonitorings aus 
dem direkten Einfl ussbereich des Schulministeriums ist ebenfalls selten. Nur in drei 
Ländern (Berlin/Brandenburg und Baden-Württemberg) haben die Landesinstitute 
nicht mehr den traditionellen – für die alten Landesinstitute üblichen – Status ei-
ner direkt dem Schulministerium nachgeordneten Behörde. So hat das Landesinstitut 
für Schulentwicklung (LS) in Baden-Württemberg den Status einer rechtsfähi-
gen Anstalt des öff entlichen Rechts, kann also in eigenem Namen Verträge schlie-
ßen bzw. Verbindlichkeiten eingehen. In dem Landtags-Gesetz zur Einrichtung 
des Instituts ist sogar explizit vorgesehen, dass es für andere Auft raggeber als das 
Schulministerium tätig werden darf (vgl. Landtag Baden-Württemberg 2004, Art.  1, 
Abs.  2, Nr.  6). Allerdings schränkt die Satzung des LS diese Regelung wieder ein. 
Wirtschaft liche Leistungen gegenüber Dritten sollen nur dann erbracht werden, wenn 
sie von privaten Unternehmen nicht ebenso gut und wirtschaft lich zu erbringen sind 
(vgl. Landesinstitut für Schulentwicklung 2006, §  3, Abs.  3). Inwieweit die faktische 
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Haushaltslage, die begrenzten Rechte auf Rücklagenbildung und die enge Bindung 
des Landesinstituts an die Schulpolitik durch die Besetzung seines Aufsichtsrates dem 
Landesinstitut ein eigenständiges schulgestalterisches Agieren ermöglichen, wäre so 
kritisch zu hinterfragen. Eine besondere Eigentätigkeit des Instituts ist zumindest an-
hand seiner Veröff entlichungs- und Pressearbeit nicht zu erkennen, die sich inhaltlich 
kaum vom Bayerischen Staatsinstitut unterscheidet. In beiden Fällen werden neben 
Lernstands- und Bildungsberichten vor allem unterrichtsbezogene Handreichungen, 
Ergebnisse von Modellversuchen und gute Praxisbeispiele vorgestellt.

Institutionell noch eigenständiger einzuschätzen ist das Institut für Schulqualität der 
Länder Berlin und Brandenburg, das angebunden an die Freie Universität Berlin 
durch einen eingeschriebenen Verein getragen wird. In dessen Vorstand sind aber 
wiederum die Schulbehörden dominant vertreten, und auch im Fall der Pressearbeit 
dieses Instituts ist keine Übernahme einer öff entlich eigenständigen Akteursrolle er-
kennbar. 

Insofern lässt sich letztlich für alle Landesinstitute konstatieren: Sie agieren 
im Wesentlichen fremdbestimmt als eng an das Schulministerium angebunde-
ne Dienstleister. Inwieweit hierbei das somit nahegelegte hierarchische Weisungs-
verhältnis auch faktisch den Arbeitsalltag bestimmt, ist sicherlich off en. Angesichts 
des verbreitet – und nicht nur in Berlin/Brandenburg und Baden-Württemberg – ge-
nutzten Instruments der Leistungsvereinbarungen ist zumindest von einer tendenzi-
ellen kommunikativ-prozeduralen Aufweichung eines reinen Top-down-Weisungs-
verhältnisses auszugehen.2 

Wenn allerdings für die Landesinstitute zu konstatieren ist, dass sich an ihrer direk-
ten behördlichen An- und Einbindung kaum etwas geändert hat, ist damit auch die 
Einschätzung nahegelegt, dass sich ihre nicht-behördlichen Außenbeziehungen z.B. 
zur Presse oder zu schulpolitischen Akteuren in Parteien, der Wirtschaft  oder den 
Gewerkschaft en ebenfalls kaum verselbstständigt oder ausgeweitet haben. 

Dies betrifft   – als letzten Analysegesichtspunkt – auch die Außenbeziehungen zur 
Erziehungswissenschaft  und empirischen Bildungsforschung, die, zumindest was 
persönliche Kontakte und gegenseitige Rezeption von Publikationen angeht, auch 
schon traditionell als stark und eng einzuschätzen sind. Verwiesen sei hierzu al-
lein auf den langjährigen Arbeitskreis „Schulqualität“ am Hessischen Landesinstitut 
mit seinen umfangreichen Konferenzen und Publikationen (vgl. zusammenfassend 
Steff ens 2007). Eine explizite Erweiterung und Formalisierung solcher Kontakte zum 
Beispiel durch die Einrichtung wissenschaft licher Beiräte ist zumindest anhand der 

2 Ein interessanter Einzelfall ist hierbei, dass anhand der im Internet veröff entlichten Lei-
stungsvereinbarung für das Landesinstitut für Schule Bremen (Jahr 2013/14) sichtbar wird, 
dass zumindest zeitweilig die vorgesehene Stellenausstattung von diesem als unzureichend 
strittig gestellt wurde (vgl. Landesinstitut für Schule Bremen 2013, S. 5).
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Webauft ritte der Landesinstitute nicht erkennbar. Was sichtbar ist, ist allerdings eine 
aktivere Rolle von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Landesinstitute bei der 
wissenschaft lichen Beforschung der von ihnen eingesetzten Evaluationsinstrumente. 
Ganz überwiegende Teile der deutschen Schulinspektionsforschung stammen zum 
Beispiel aus der Feder von Landesinstitutsmitarbeiterinnen und -mitarbeitern (vgl. 
Müller/Pietsch/Bos 2011).

Prinzipiell erscheint der aktuell stattfi ndende Ausbau sozialwissenschaft  licher 
Expertise in den Landesinstituten als eine Inkorporation wissenschaft licher 
Kompetenz und nicht als ein forcierter Ausbau von Kooperationsbeziehungen. 
Prototypisch hierfür sei gerade auf das Hamburger Beispiel verwiesen. Von 2009 bis 
2012 existierte hier neben dem behördlich nachgeordneten Institut für Bildungs-
monitoring (IfBM) noch eine zweite Hamburger Einrichtung zur Unterstützung 
der empirischen Bildungsforschung im Schulbereich, das Hamburger Zentrum zur 
Unterstützung der wissenschaft lichen Begleitung und Erforschung schulischer Ent-
wicklungsprozesse (ZUSE), eine gemeinsame Einrichtung von Senatsbehörde und 
Universität Hamburg (vgl. URL: http://www.dabil.de/zuse/index.html; Zugriff s-
datum: 12.05.2014). Das Zentrum hatte die Aufgabe, die Behörde für Schule und 
Berufsbildung bei der Konzeption, Ausschreibung, Vergabe und Begleitung von 
wissenschaft lichen Projekten zu unterstützen. Ferner bot es allen Mitgliedern der 
Universität, die Forschungsprojekte im und zum Bildungssystem durchführen woll-
ten, konzeptionelle und organisatorische Unterstützungsleistungen an. Übergreifendes 
Ziel war es, den wissenschaft lichen Ertrag von Bildungsforschungsprojekten in schu-
lische Reformprozesse eingehen und im Schulalltag wirksam werden zu lassen. Im 
Jahr 2012 wurde dieser Arbeitsbereich – zumindest was seine behördliche Seite an-
geht – mit dem Institut für Bildungsmonitoring (IfBM) und der Abteilung Qualitäts-
entwicklung und Standardsicherung (LIQ) des Landesinstituts für Lehrerbildung 
und Schulentwicklung (LI) zum neuen Institut für Bildungsmonitoring und 
Qualitätsentwicklung (IfBQ) zusammengefasst.

Dass es allerdings nicht zwingend ist, dass für die Umsetzung eines staatlichen 
Bildungs  monitorings neue Stellen in den Landesinstituten geschaff en werden müs-
sen, dafür stehen die Beispiele der – eher kleinen und armen – Länder Bremen und 
Th üringen. Diese haben für die Aufgaben der externen Evaluation (Bremen) bzw. der 
Lern standserhebungen (Th üringen) externe – im Fall von Th üringen universitäre – 
Lösungen gewählt. 

6. Zusammenfassung und Ausblick

Insgesamt sind so, abgesehen von einer relativen Aufgaben- und Personalerweiterung, 
wenig tiefgreifend-grundlegende Veränderungen in den deutschen Landesinstituten 



Landesinstitute für Qualität als neue Akteure im deutschen Schulwesen?

215DDS, 106. Jg., 3(2014)Qualitätsinstitute

zu beobachten. Angesichts dieser Befunde von einem wichtigen, neuen Akteur 
„Landesinstitut“ im Schulwesen zu sprechen, der vielfältige und vielfach ungeklärte 
Rollenbeziehungen zu anderen Akteuren unterhält, ist zumindest diff erenzierungs-
bedürft ig. Womöglich sind für die so hinterfragte Alltagsthese weniger die offi  ziell-
formalen Einfl ussstrukturen als die persönlich-interaktiv erlebbare Bedeutung von 
schulbezogenen Evaluationsdaten in der öff entlichen, parlamentarischen und schul-
politischen Diskussion zentral. Dass eine gewachsene Nachfrage nach Darstellungen, 
Erläuterungen und Kommentierungen zur Qualität des Schulwesens existiert, die sich 
entsprechend auf die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Landesinstitute richtet, ist 
durchaus zu vermuten. Ebenso wahrscheinlich ist, dass im Arbeitsprozess ein hoher 
politischer Erwartungsdruck erlebbar ist, prospektiv-sensibel mit den im Institut ver-
fügbaren Erhebungsdaten umzugehen. 

In formal-struktureller Hinsicht zeigt sich indes: So weit verbreitet, so neu und ei-
genständig wichtig sind die Landesinstitute für datengestützte Qualitätssicherung und 
-entwicklung eher nicht. Es gibt zwar einen entsprechenden, in den letzten Jahren 
ausgebauten Arbeitsbereich in der Bildungsverwaltung, nicht aber – zumindest nicht 
in allen Ländern – eine entsprechende neue Institution. Die Aufgabe datenbasierter 
Qualitätssicherung wird mehrheitlich eher bisherigen Aufgaben schon bestehender 
Landesinstitute hinzugefügt, ohne dass damit ein neuer – institutioneller – Akteur 
entstünde. 

Die Frage, inwieweit es sinnvoll ist, auch schon einzelnen Abteilungen innerhalb be-
stehender Organisationen einen Akteursstatus zuzusprechen (die Governance-Th eorie 
ließe dies prinzipiell zu), soll hier nicht ausdiskutiert werden. Zumindest müss-
te dann die Analyseperspektive von einer Betrachtung übergreifend-systemischer 
Akteurskonstellationen zu einer auch inner-organisationellen Betrachtung erweitert 
werden. Neben makropolitischen „Spielen“ der Handlungskoordination wären folg-
lich auch mikropolitische „Kämpfe“ um Sichtbarkeit, Anerkennung und Einfl uss der 
verschiedenen Arbeitsbereiche der Landesinstitute in den Blick zu nehmen.

Nicht zuletzt ist mit Blick auf die Landesinstitute hervorzuheben, dass die Aufgabe 
der Durchführung empirischer Untersuchungen im Bildungswesen so neu nicht ist, 
sondern ihnen auch schon früher Aufgaben der Maßnahmenevaluation, Modell-
versuchsbegleitung, Schulbefragung und Auswertung amtlicher Schulstatistiken zuge-
wiesen waren. Inwieweit die so schon vorhandene Forschungsexpertise beim Aufb au 
der neuen Arbeitsstrukturen datenbasierter Qualitätssicherung und -entwicklung ge-
nutzt werden könnte, wäre sicherlich eine lohnende, weiterführende Forschungsfrage.

Zum Schluss sei noch einmal auf die Geschichte der Bildungsplanung hingewiesen. 
Zwar ist kaum davon auszugehen, dass sich die Geschichte eins zu eins wiederholt. 
Aber so, wie das Konzept der Bildungsplanung von einem umfassenden systemverän-
dernden Anspruch in den 1960er-Jahren bis in die 1990er-Jahre zu einem unterstüt-
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zend-wichtigen Tool der regionalen Schulnetzplanung schrumpft e, so ist es denkbar, 
dass sich auch die Idee eines umfassenden Bildungsmonitorings eher pragmatisch-
reduziert in Form ausgewählt-fokussierter Ergebnis- und Prozessevaluationen ver-
stetigt. Ob die so erhobenen Daten aber dauerhaft -systematisch öff entlich und um-
fassend präsentiert werden, ist, zumindest was die Abhängigkeitsstrukturen der 
Landesinstitute angeht, als off en anzusehen. Darüber können sie nicht selbst – ge-
stützt auf Kooperationspartner in der Presse, der Wirtschaft  oder Wissenschaft  – ent-
scheiden, sondern darüber wird politisch befunden: bei wechselnden parlamentari-
schen Mehrheiten, Interessen und Haushaltslagen. Und zumindest was die letzten 
Jahre angeht – siehe Niedersachsen, Hessen oder Sachsen –, ist eher eine Tendenz des 
Integrierens und Reduzierens der Arbeitsbereiche für empirische Bildungsforschung 
mit schulischen Evaluationsdaten zu beobachten. Dies sollte bei der weiteren 
Diskussion zur Gegenwart und Zukunft  der Landesinstitute nicht vergessen werden.
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Zusammenfassung
Diskutiert werden die Konsequenzen der neuen Steuerungsphilosophie der letzten 15 
Jahre für die Organisationsstruktur der Kultusministerien der Länder. Dabei wird auf 
deren Bedeutung im Schulreformprozess und deren Verhältnis zu einer wissenschaft -
lich fundierten Politik eingegangen. Die kultusministeriellen Organisationsreformen in 
der bildungspolitischen Planungsphase vor fast 50 Jahren werden mit den gegenwärtigen 
Entwicklungen in Beziehung gesetzt, um daraus erste Folgerungen abzuleiten. 
Schlüsselwörter: Neue Steuerung, Kultusverwaltung, Organisationsstruktur

School Administration between the Use of Scientifi c Expertise 
and Own Scientifi cation – 
Vicissitudes in the History of the Federal Republic of Germany
Summary
Th is article analyzes the consequences of the new governance philosophy of the last 15 
years for the organizational structure of the ministries of culture in the German  federal 
states. It goes into the importance of this philosophy for the processes of school reform 
and into its relationship to a scientifi cally founded policy. Th e culture ministerial organ-
ization reforms in the educational political reform era nearly 50 years ago are related to 
the current developments in order to draw conclusions.
Keywords: New Governance, ministries of culture, organization structure
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1. Ministerialverwaltung und Schulreform

Mit der „realistischen Wende“ (vgl. Lange 1999, 2008) der Schulpolitik in Deutsch-
land wurden in den letzten 15 Jahren weitreichende Veränderungen im Schul wesen 
eingeleitet. Es gab schon einmal zwischen 1965 und 1980 eine ähn liche reformorien-
tierte Phase der Schulpolitik, die von tiefgreifenden Änderungen in den Strukturen 
und dem Selbstverständnis der Schulverwaltungen begleitet war. Das Verhältnis 
von Wissenschaft  und Politik und die Frage der Nutzung wissenschaft lichen Sach-
verstands waren damals bereits wichtige Bezugspunkte der Diskussionen. Im Rück-
griff  auf die damaligen Entwicklungen wird nachfolgend der Frage nachgegangen, 
wie sich die Ansätze „neuer Steuerung“, der Qualitätssicherung im Schul wesen und 
einer „evidenzbasierten“ Schulpolitik auf die Organisationsstrukturen der Bildungs-
verwaltung ausgewirkt haben. Die Veränderungen in der Struktur und den Aufgaben 
der nachgeordneten Dienststellen der Kultusministerien werden an anderer Stelle in 
diesem Heft  untersucht (s. die Beiträge von Fickermann und Rürup in  diesem Heft ). 

In diesem Beitrag soll diskutiert werden, welche Konsequenzen die neuen Steue-
rungs ansätze für die Kultusministerien selbst hatten. Hierzu wird zunächst kurz auf 
die Bedeutung der Kultusministerien im Schulreformprozess eingegangen. Dann 
werden einige Überlegungen zum Verhältnis von wissenschaft licher Politikberatung 
und Verwissenschaft lichung der Verwaltung angestellt, um daran anknüpfend die 
Auswirkungen der vor 50 Jahren eingeleiteten Reformphase auf die Schulverwaltung 
mit den gegenwärtigen Entwicklungen in Beziehung zu setzen. Daraus werden vor-
läufi ge Folgerungen abgeleitet.

2. Kultusministerien/Senatsverwaltungen im Schulreformprozess

Kultusministerien sind Teil der Regierungen als ausführende Gewalt. Sie sind an 
die Gesetze gebunden und gegenüber dem Landtag/der Bürgerschaft  rechenschaft s-
pfl ichtig. Obwohl ihre Aufgaben vor allem in der Umsetzung und Ausführung von 
Gesetzen, der Erstellung und Umsetzung des fachlichen Haushalts und der Kontrolle 
und Aufsicht untergeordneter Behörden liegen, sind sie – durch den in ihnen verfüg-
baren Sachverstand – auch oft  entscheidend für politische Initiativen und Reformen. 
„Keine Regierung könnte ihre verfassungsmäßigen Aufgaben ohne eine funktionie-
rende Bürokratie als ,Werkzeug‘ erfüllen“ (vgl. Schnapp/Willner 2013, S. 247). 

Angesichts des Föderalismus in Deutschland, der doppelten Schulträgerschaft  von 
Land und Gemeinden und eines pluralen Schulangebots haben die Kultusministerien 
zusätzliche Koordinierungsaufgaben zwischen den politischen Ebenen (EU, KMK, 
Kommunale Spitzenverbände) und z.B. Kirchen und sonstigen privaten Schulträgern.
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Als bürokratische Organisation ist ein Ministerium arbeitsteilig und hierar-
chisch strukturiert (vgl. Abb. 1). Zu unterscheiden ist zwischen der von politi-
schen Mehrheiten bestimmten und nicht selten wechselnden „Leitungsebene“ und 
der so genannten Arbeitsebene. Von der Leitungsebene gehen in idealtypischer 
Weise Führungsimpulse aus. Zur Leitungsebene zählt eine kleine Zahl von poli-
tischen Beamten und Beamtinnen, die das besondere Vertrauen der politischen 
Spitze besitzen und mit ihr wechseln. Auf der „Arbeitsebene“ mit einem dauerhaft en 
Beamtenstab werden die ministeriellen Aufgaben über Verwaltungsprozesse und da-
mit verbundene Routinen abgearbeitet (zur Rolle der „Arbeitsebene“ als „Ideengeber“ 
und/oder „Bremser“ siehe Schnapp 2004 und Schnapp/Willner 2013).

Abb. 1: Aufb au eines Ministeriums 

Quelle: TU Dresden – Institut für Politikwissenschaft  – Prof. Dr. Werner Patzelt (Patzelt o.J.)

Die Ministerialverwaltung als Bürokratie ist „Herrschaft  vom Schreibtisch aus“ 
(Machura o.J., S.  2). Sie verfügt über einen stark ausdiff erenzierten und kompeten-
ten Apparat zur Beschaff ung komplexer Informationen und zur Beobachtung ge-
sellschaft licher Entwicklungen für politische Entscheidungsprozesse. Insofern stellt 
die Kompetenz der Referate die Grundlage des Sachverstands der Ministerien dar. 
Ministerialbürokratien sind oft  entscheidend für Konsensbildung und Kon fl ikt-
regelung in politischen Fragen. Damit sie diese Aufgaben erfüllen können, kommt 
der Gliederung der Ministerien in Abteilungen und Referate eine nicht zu vernachläs-
sigende Bedeutung zu, weil sie die ministeriellen Aufgaben strukturiert und letztlich 
damit auch gewichtet. 

Die Referenten und Referentinnen in den Ministerien sind oft  sehr gut mit unter-
schiedlichen gesellschaft lichen Gruppen vernetzt und treten nicht selten auch als 
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Fachautoren und -autorinnen auf. In Schulministerien sind die Referentinnen und 
Referenten traditionell Juristinnen bzw. Juristen und „Schulleute“. Leider gibt es 
keine wissenschaft lichen Studien, die sich mit der Einbindung der Referentinnen 
und Referenten von Kultusministerien in wissenschaft liche und verbandspoliti-
sche Diskussionen befassen und damit deren Einfl ussnahme auf schulpolitische 
Entscheidungsprozesse näher durchleuchten. Doch ist davon auszugehen, dass in den 
Ministerien etwa im Bereich des Schulrechts, aber auch in fachlichen Einzelfragen 
spezifi sche Expertise für ministerielle Entscheidungsprozesse und die Vorbereitung 
politischer Initiativen vorhanden ist. Dennoch bedienen sich die Ministerien zusätz-
lich unterschiedlicher Formen der wissenschaft lichen Politikberatung. 

3. Formen wissenschaft licher Politikberatung und der 
Verwissenschaft lichung der Verwaltung

Im politischen Alltag der letzten Jahrzehnte hatten verschiedene Formen wissen-
schaft licher Politikberatung immer einen hohen Stellenwert. Traditionelle Formen 
sind die Teilnahme an Anhörungen in Landtagen, vor Ausschüssen etc., Gutachten, 
Expertisen, die Übernahme von Projekten der Auft ragsforschung und die Mitwirkung 
in Beiräten, Beratungsgremien, Ausschüssen und Enquete-Kommissionen. 

Seit Mitte der 1960er-Jahre gibt es zunehmend Berichte auf Bundesebene von wis-
senschaft lichen Expertengremien (z.B. Familien- und Jugendberichte, Gutachten 
der Wirtschaft sweisen). Eine verstärkte Sensibilität der Wissenschaft  gegenüber der 
prinzipiellen Diff erenz zwischen wissenschaft lich fundierter Beratung und der poli-
tischen Verantwortung für die Gestaltung gesellschaft licher Wirklichkeit hat zu er-
gänzenden Beratungsformen geführt, die die unterschiedlichen Referenzsysteme 
von Wissenschaft  und Politik respektieren. Beispiele dafür sind die Zunahme for-
schungsbasierter Begründungen für Empfehlungen oder die Begrenzung auf eine 
Beobachtung gesellschaft licher Entwicklungen mit dem Verweis auf Problemlagen 
und Herausforderungen für die Politik, ohne direkte Handlungsempfehlungen aus-
zusprechen. So kann die Politik informierte Entscheidungen eigenständig treff en; sie 
kann sich aber auch nicht mehr ihrer Verantwortung mit Verweis auf Empfehlungen 
aus der Wissenschaft  entziehen. Inzwischen gibt es Bemühungen, über Leitlinien gu-
ter Praxis wissenschaft licher Politikberatung für deren Bedeutungszuwachs Orien-
tierungs punkte festzulegen (vgl. Präsident der Berlin-Brandenburgischen Akademie 
der Wissenschaft en 2008). Wissenschaft lerkommissionen wurden in den letzten 
Jahren bezogen auf das Schulwesen mit dem Schwerpunkt auf der Reform der Lehrer-
bildung in mehreren Ländern eingesetzt (vgl. z.B. Senats ver waltung für Bildung, 
Jugend und Wissenschaft  Berlin 2012). Einen weitgehenden Beratungsauft rag erhielt 
der Expertenrat „Herkunft  und Bildungserfolg“ vom Ministerium für Kultus, Jugend 
und Sport Baden-Württemberg (vgl. Baumert u.a. 2011). Eher begrenzt war die 
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 wissenschaft liche Mitwirkung beispielsweise bei der Erarbeitung der „Empfehlungen 
für künft ige Modelle der Grundschulversorgung im ländlichen Raum im Land 
Brandenburg“, weil nur einzelne Wissenschaft ler und Wissenschaft lerinnen in der 
gemischt zusammengesetzten Demografi e-Kommission in Brandenburg mitarbei-
teten (vgl. Land Brandenburg, Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 2013). 
Eine wichtige politikberatende Funktion haben die internationalen Studien zur 
Kompetenzmessung, die Untersuchungen zur Überprüfung der Bildungsstandards 
und die Nationale Bildungsberichterstattung im Rahmen der Gesamtstrategie der 
Kultus ministerkonferenz für ein Bildungsmonitoring (vgl. Sekretariat der KMK/IQB 
2006).

In welchem Umfang sich die Schulverwaltung befähigt hat, über eine Ausweitung 
der fachlichen Kompetenzen des Führungspersonals zu einer eigenen sozialwissen-
schaft lich fundierten Urteilsbildung zu gelangen, gibt es keine Informationen. Mit 
dem Aufb au der Monitoringsysteme und der Schulinspektionen sollte aber eine 
Ausweitung der fachlichen Expertise in den Ministerien/Senatsverwaltungen un-
vermeidlich sein, um aus der Beratung fachlich fundierte Schlüsse für politisches 
Handeln ziehen zu können.

Zum Bildungswesen erstellt inzwischen die Mehrheit der Länder Bildungsberichte 
(vgl. Döbert/Weishaupt 2012, S.  161ff .), die neben schulstatistischen Informationen 
vielfach auch Ergebnisse der Lernstandserhebungen und der Schulinspektionen ent-
halten. Sie können als Ausdruck einer veränderten Steuerungsphilosophie und als 
Beispiele einer verwissenschaft lichten politischen Praxis der Länder verstanden wer-
den, die neben das traditionelle Verwaltungshandeln und die wissenschaft liche Be-
ratung der Politik treten.

Es stellt sich die Frage, ob diese neuen evaluativen Aufgaben nur zu einem Aus-
bau nachgeordneter Dienststellen geführt haben oder ob diese Entwicklung auch 
Konsequenzen für die Organisationsstruktur der Kultusministerien der Länder ge-
habt hat. Tritt mit den neuen Aufgaben neben die traditionelle, an Konditional-
programmen ausgerichtete bürokratische Tätigkeit nun auch wieder die Gestaltung 
von Zweckprogrammen? Der Beschluss der KMK vom März 2008 (vgl. Sekretariat 
der KMK 2008) lässt sich beispielsweise als Ausdruck eines refl exiven politischen 
Handlungsverständnisses im Kontext von Ansätzen Neuer Steuerung und einer evi-
denzbasierten Schulpolitik lesen. Es müssten also in den Kultusministerien passen-
de Strukturen vorhanden sein, die Teile des Verwaltungshandelns als mehrphasigen 
Innovationsprozess verstehen (Plan-Do-Check-Act; vgl. Kamiske/Brauer 2003, S. 296). 
Zur Überprüfung, ob dem so ist, ist es notwendig, sich die Organisationsstrukturen 
der Kultusministerien näher anzusehen.
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4. Reformstrukturen der Bildungsverwaltungen

Ausgangspunkt der folgenden Überlegung bildet die politikwissenschaft liche 
Erkennt nis, dass Organisationsstrukturen als Ausdruck von Programmstrukturen 
anzusehen sind (vgl. Häußermann 1977, zitiert nach: Machura o.J., S.  9). Über 
Organigramme der Ministerien ist die Organisationsstruktur aller Kultusministerien 
und Bildungsbehörden in Deutschland verfügbar. Als Untersuchungsmaterial sind sie 
nichtreaktiv, weil sie nicht über Befragungen und Einschätzungen gewonnen wur-
den, sondern unabhängig von wissenschaft lichen Untersuchungsabsichten einen 
Teil der öff entlichen Präsentation der Ministerien darstellen. Wenn sie – wie unter-
stellt – Ausdruck von Programmstrukturen sein sollen, dann wäre zu fragen, ob hin-
ter der Selbstdarstellung der Ministerien in den Organigrammen so etwas wie latente 
Strukturen des Selbstverständnisses zum Ausdruck kommen. 

Zu bedenken ist dabei jedoch, dass in Deutschland mit Regierungswechseln die 
Beamtenapparate nicht ausgetauscht werden. Wechsel fi nden meist nur in den 
Leitungs bereichen und bei den politischen Beamten und Beamtinnen statt. Es wird 
deshalb immer auch Besonderheiten in den Organisationsstrukturen von Ministerien 
geben, die einerseits durch beamtenrechtliche Verpfl ichtungen bedingt sind, an-
dererseits aber auch die Folge veränderter Gestaltungsinteressen der Politik sind, 
die zu personellen Veränderungen mit organisationsstrukturellen Folgen führen. 
Insofern muss der Blick nicht auf Details, sondern auf strategisch hervorgehobene 
Gestaltungsbereiche in den Organigrammen gerichtet werden. Um zu ihnen einen 
Zugang zu fi nden, werden im Folgenden die Organigramme danach betrachtet, ob 
und wie sich die Ansätze neuer Steuerung (Bildungsstandards, Bildungsmonitoring, 
Rechenschaft sverpfl ichtungen) und neue Reformprogramme (Inklusion) in ihnen wi-
derspiegeln. Den Ausgangspunkt für die Überlegungen stellen die Veränderungen in 
der Struktur der Kultusministerien im Zusammenhang mit der Planungsdiskussion 
der 1970er-Jahre dar. 

4.1 Die Phase der Bildungsplanung (1970er-Jahre)

In der rückwirkenden Betrachtung zeigt es sich, dass der „Sputnik-Schock“ in den 
1960er-Jahren einen Strukturwandel des politisch-administrativen Systems einleite-
te und auch bald den Bildungsbereich erreichte. Die Bildungsverwaltungen richteten 
Planungsabteilungen ein, und es kam zu einer Erweiterung des Handlungsspektrums 
der Verwaltungen von der Vollzugsverwaltung zur planenden Verwaltung (vgl. 
Boehm/Rudolf 1971). Den Hintergrund dafür bildeten nicht nur die Sorge, den 
Facharbeiterbedarf nach dem Mauerbau 1961 nicht decken zu können, sondern vor 
allem auch die Erwartung eines starken Schülerzahlenanstiegs durch die geburten-
starken Jahrgänge von 1957 bis 1968 und dadurch bedingt eines zusätzlichen Bedarfs 
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an Lehrkräft en. Hinzu kamen die Reformerfordernisse des Schulsystems, auf die vor 
allem Picht und Dahrendorf öff entlichkeitswirksam hingewiesen hatten. 

Nur Bayern verzichtete in dieser Reformphase darauf, eine planende Ministeriums-
struktur aufzubauen. In Niedersachsen bestand nur kurzzeitig eine dem Minister 
zu ge ord nete Stabsgruppe Planung. Bezogen auf die Gesamtentwicklung der Kul-
tus büro kratien in den westdeutschen Ländern wurde aber die traditionelle Mini ste-
rial struktur über eine Organisationserweiterung aufgebrochen (vgl. Weishaupt 1992, 
S. 147-151). 

Planung als staatliches (reformorientiertes) Handeln erforderte zusätzlich zur 
Legitimität qua Legalität auch eine Legitimation qua Partizipation und qua wissen-
schaft licher Fundierung. Dadurch entstanden auch erweiterte politisch-administrative 
Handlungsstrategien, weil die Reformmaßnahmen zunehmend gesellschaft lich kon-
trovers diskutiert wurden. Mit diesem Beginn einer „Ver(sozial)wissenschaft lichung“ 
der Bildungsverwaltung waren verwaltungsinterne Konfl ikte zwischen „Bürokraten“ 
und „Professionals“ (Amts- und Fachautorität), rollen- und interessensbedingte 
Konfl ikte, informationell bedingte Konfl ikte und emotional bedingte Konfl ikte unver-
meidbar. Als eine Lösungsstrategie bot sich eine Entdiff erenzierung und damit die 
Übernahme planender Elemente in die Regelverwaltung (Professionalisierung der 
Bürokratie) und zugleich die Einpassung der Planer in die Verwaltungsstrukturen 
(Bürokratisierung der Professionals) an. Häufi g wurde auch der Weg gewählt, über 
nachgeordnete Dienststellen die operativen Gestaltungsaufgaben wieder aus den 
Ministerien auszulagern (vgl. Weishaupt 1992; siehe auch den Beitrag von Rürup in 
diesem Heft ). 

Mit dem starken Geburtenrückgang seit Mitte der 1960er-Jahre wurden jedenfalls 
die frühen Planungskonzepte der Bildungsreformphase seit den 1980er-Jahren poli-
tisch obsolet (vgl. Weishaupt/Weiß 1988), und die anschließende stagnative Phase der 
Schulpolitik führte wieder zur Rückentwicklung von auf Planungsaufgaben bezoge-
nen Programmstrukturen in den Ministerien.

Im Zusammenhang mit den Impulsen durch die internationalen und nationalen 
Leistungsvergleichsstudien sowie die Bildungsberichte stellt sich die Frage, ob sich 
in Folge der ausgebauten Evaluationsmaßnahmen und des eingeführten Bildungs-
monitorings im letzten Jahrzehnt wieder neue Programmstrukturen in den Kultus-
ministerien der Länder identifi zieren lassen. 
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4.2 Aktuelle Organisationsstruktur der Ministerien 

Bei allen Unterschieden zwischen den Ländern, die sich auch dadurch ergeben, 
dass den Ministerien neben der Zuständigkeit für das Schulwesen meist weite-
re Aufgaben zugeordnet sind (oft  Jugend, Sport, Weiterbildung, teilweise auch die 
Hochschulen, die Kultur und die Kindertagesbetreuung), gibt es dennoch eine ge-
wisse Grundstruktur der Organisation der Ministerien mit einer Zentralabteilung 
und Schulaufsichtsabteilungen (überwiegend nach allgemein bildenden und be-
rufl ichen Schulen getrennt). In den meisten Ländern besteht auch eine Abteilung/
Unterabteilung ‚Bildungsbereichsübergreifende Grundsatzangelegenheiten‘ (nicht in 
Baden-Württemberg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, 
Sachsen und Sachsen-Anhalt). Hessen (Stand: 20. Januar 2014) kann für die Struktur 
der Ministerien beispielhaft  genannt werden mit einer Abteilung Z (Personal, 
Haushalt, Recht, Statistik, Organisation, eGovernment), Abteilung I (Qualitäts-
entwicklung und schulformübergreifende Bildungsaufgaben), Abteilung II (Allgemein 
bildende Schulen) und Abteilung III (Berufl iche Schulen, Schulen für Erwachsene, 
Lebensbegleitendes Lernen, Internationales). Allerdings ist der Neuaufb au der 
Ministerien in den neuen Bundesländern nach 1990 zu berücksichtigen, die nicht 
die Vorerfahrungen der westdeutschen Länder teilten. Sie weisen dadurch einige 
Besonderheiten auf. Beispielsweise existiert im sächsischen Kultusministerium eine 
Zentralstelle für Koordinierungsaufgaben, die oberhalb der Abteilungen angesie-
delt ist. Es wäre näher zu untersuchen, welche Aufgaben sie bei der Umsetzung po-
litischer Programme übernimmt. Sie scheint aber eher Koordinationsaufgaben nach 
außen (KMK, Privatschulträger etc.) als nach innen (gegenüber den Abteilungen 
des Ministeriums) zu übernehmen. Als weitere sächsische Besonderheit wird im 
Organisationsplan von 2014 eine Abteilung „Lehrer/Ressourcen“ ausgewiesen, die 
mit dieser Schwerpunktsetzung einmalig ist. In Mecklenburg-Vorpommern be-
steht eine Projektgruppe „Kostenstruktur der sonderpädagogischen Angebote mit 
Finanzierungsverpfl ichtung Dritter“, deren Aufgaben auch an anderer Stelle nicht nä-
her erläutert werden.

Nur wenige westdeutsche Länder haben bei der politischen Spitze des Ministe-
riums angesiedelte Stäbe zu strategischen Entwicklungsaufgaben. In Baden-Würt-
tem berg ist es ein Stab zu „Gemeinschaft sschule, Inklusion“. Im bayerischen Kultus-
mini sterium besteht eine „Stabsstelle Demographie, Verwaltungsreform, Regierungen: 
Grund-, Mittel und Förderschulen“1. Hessen lässt mit der Benennung „Grund-
satzangelegenheiten, strategische Ressortplanung“ die inhaltliche Schwer punkt setzung 
der Stabsstelle off en. Im Saarland ist das Th ema der Stabsstelle „Schul ent wicklung 
und Ganztagsschulen“. 

1 Für einen Außenstehenden erschließt sich nicht der Sinn der Stabsstelle, was auch partiell 
für die in Mecklenburg-Vorpommern gilt.
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Fragen der demografi schen Entwicklung werden in Hessen und Rheinland-Pfalz in 
der Referatsstruktur hervorgehoben angesprochen. In den meisten anderen Ländern 
(Ausnahme Baden-Württemberg) ist keine bevorzugte Stellung des Reformthemas 
Inklusion aus dem Organisationsplan ersichtlich. Meist bestehen aber einzelne 
Referate (häufi g nur auf allgemein bildende Schulen bezogen), die für Fragen der 
Inklusion zuständig sind. Nicht selten besteht eine Verbindung mit der Zuständigkeit 
für Förderschulen. In einigen Organigrammen fehlen aber auch Hinweise auf diese 
Aufgabe. Auch die Referate, die sich mit Bildungsstandards, Qualitätssicherung und 
Bildungsmonitoring befassen, sind – soweit sie aus den Organigrammen erkennbar 
sind – in den normalen Verwaltungsaufb au integriert. 

Im Vergleich zur Situation Mitte der 1990er-Jahre2 ist damit eher eine Rück-
entwicklung reformorientierter Organisationsstrukturen erkennbar. Die in den 
1990er-Jahren noch existierende Planungsabteilung in Rheinland-Pfalz wurde auch 
dort 1998 aufgegeben. Eine in Berlin 2000 bestehende Projektgruppe „Schulreform 
und Qualitätssicherung“ existiert nicht mehr in der früheren hervorgehobenen 
Stellung. 

Eine Ausnahme bildet nur Hamburg, wo im Amt für Bildung in der Behörde 
für Schule und Berufsbildung im letzten Jahrzehnt zwei Abteilungen mit der 
Aufgabe der inneren und äußeren Gestaltung von Prozessen der Schul- und Unter-
richtsentwicklung eingerichtet wurden3 und auch die Schulaufsicht nicht mehr vor-
rangig nach Schularten, sondern nach regionalen Zuständigkeitsbezirken um-
organisiert wurde. Dieses Beispiel verdeutlicht nicht nur die Möglichkeit, neue 
politische Herausforderungen organisationsstrukturell zum Ausdruck zu bringen, 
sondern ist zugleich Beleg für die Ausgangsthese, dass Organisationsstrukturen 
Programmstrukturen zum Ausdruck bringen.

5. Reformpotentiale der Schulministerien

Der Gesamteindruck der hier nur skizzenhaft  darstellbaren Analyse der Organi-
gramme der Kultusministerien der Länder ist der einer Rückentwicklung reform-
orientierter Ministeriumsstrukturen, wie sie in der Bildungsreformphase der 
1970er-Jahre mit den Planungsabteilungen in den Kultusministerien bestanden. 
Fragen der Schulentwicklung, Qualitätssicherung, Inklusion etc. werden in die 
Linienorganisation übernommen; organisationale Verbindungen von inneren und 
äußeren Reformmaßnahmen, Programm- und Finanzplanung sind nicht erkenn-
bar. Daraus könnte man schließen, dass aus den Folgeproblemen reformorientierter 
Strukturen in den Ministerien gelernt wurde und neue Aufgaben im letzten Jahrzehnt 

2 Matthias Rürup danke ich für die Überlassung der Organigramme der Kultusministerien 
aus den 1990er-Jahren.

3 Hamburg als Stadtstaat übernimmt auch die Schulträgeraufgaben.
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bewusst nicht aus der Linienstruktur herausgehoben wurden. Ob es als Ausdruck von 
dennoch stattgefundenen Veränderungsprozessen Anhaltspunkte für eine im letzten 
Jahrzehnt zunehmende Ver(sozial)wissenschaft lichung innerhalb der Regelverwaltung 
gibt, kann nicht über Analysen der Personalstrukturentwicklung untersucht werden, 
da die hierzu notwendigen Daten leider nicht vorliegen. Eine generelle Verstärkung 
von Programmstrukturen über neu eingestellte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
den Ministerien ist ebenfalls nicht erkennbar, wenn man die an der politischen Spitze 
angesiedelten Stäbe entsprechend bewertet.

Nach dem Ausbau und der Umstrukturierung der nachgeordneten Dienststellen der 
Kultusministerien der Länder im letzten Jahrzehnt stellt sich dann aber die Frage 
nach deren konzeptioneller Ausrichtung und Begleitung, wenn sie nicht durch er-
kennbare Programmstrukturen auf ministerieller Ebene gestützt und in ihren 
Arbeitsschwerpunkten angeleitet werden. 

Für die Implementation und Verbreitung von Innovationen bedarf es wenigs-
tens koordinierender Strukturen – ebenso für eine strategische Zielplanung. Diese 
sind aus den Organigrammen der Ministerien ebenfalls nicht zu entnehmen, wenn 
man Hamburg ausnimmt. Es erscheint immerhin fraglich – und dafür spricht wie-
der das Beispiel Hamburg –, Programmintentionen ohne entsprechende Organisa-
tionsstrukturen umsetzen zu können. 

Insofern lässt sich den Organigrammen der Kultusministerien eine latente Botschaft  
entnehmen: Bestehendes verwalten – Innovationen meiden oder eng begren-
zen. Strukturelle Voraussetzungen für eine evidenzbasierte Schulpolitik sind in den 
Kultusministerien der Länder kaum erkennbar. Dadurch wird die externe Nutzung 
wissenschaft licher Expertise zu einem Problem für die interne Bearbeitung der daraus 
entstehenden Herausforderungen für politisches Handeln. 

Die hier entwickelten Überlegungen und Interpretationen sind als skizzenhaft e 
Anregung zu einer vertieft en Diskussion und Auseinandersetzung mit dem gewählten 
Th ema zu verstehen. Dabei sollten eher Fragen aufgeworfen als Antworten gegeben 
werden. Ziel war es, deutlich zu machen, dass die Prozesse der politischen Steuerung 
von Schulentwicklungsprozessen durch die Ministerialverwaltungen einer intensive-
ren wissenschaft lichen Untersuchung sowohl durch die Bildungsforschung als auch 
durch die Politikwissenschaft  wert wären.
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 Zusammenfassung
Damit die Einrichtungen zur Qualitätssicherung die ihnen gestellten Aufgaben in fach-
lich hoher Qualität und dem aktuellen Forschungsstand entsprechend erledigen kön-
nen, müssen sie wissenschaft snah arbeiten und in die einschlägigen wissenschaft lichen 
Diskurse aktiv eingebunden sein. Bei den Einrichtungen handelt es sich im engeren Sinne 
nicht um Ressortforschungseinrichtungen, sie sind aber auch keine klassischen nachge-
ordneten Dienststellen. Vorgeschlagen wird deshalb, sie als „nachgeordnete Dienststellen 
besonderer Art“ anzusehen. Als solche weisen sie Spezifi ka auf, die es nahelegen, einige 
der Empfehlungen des Wissenschaft srates für Ressortforschungseinrichtungen auf sie zu 
übertragen.
Schlüsselwörter: Qualitätseinrichtungen, Bildungsmonitoring, Bildungsforschung, Dienst-
stellen, Ressortforschung, Wissenschaft srat
1

Institutions for Quality Management und Development as 
“Particular Subordinated Agencies”
Summary
Lest the institutions for quality management can perform their tasks in a professionally 
high manner and according to the current state of research, they must work science-ori-
ented and must be actively incorporated in the relevant scientifi c discourses. Th e institu-
tions are no Federal Departmental Research Institutes in the narrow sense of the word, 
but they are also no classical subordinated agencies. Th us it is proposed to regard them 
as “particular subordinated agencies”. As such they have characteristics, which make it 
plausible to transfer to them some of the Science Council’s recommendations for Federal 
Departmental Research Institutes.

1 Überarbeitete Fassung des gleichnamigen Beitrages in dem 2014 von D. Fickermann und N. 
Maritzen herausgegebenen Sammelband: Grundlagen für eine daten- und theoriegestützte 
Schulentwicklung. Konzeption und Anspruch des Hamburger Instituts für Bildungsmonito-
ring und Qualitätsentwicklung. Münster u.a.: Waxmann, S. 291-298.
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Keywords: institutions for quality management, educational monitoring, educational re-
search, federal agencies, departmental research, Science Council

1. Organisation und Aufgaben der Einrichtungen

Die Organisationsstrukturen der Einrichtungen, die in den letzten Jahren in den 
Ländern mit Aufgaben der Qualitätssicherung und -entwicklung und/oder Aufgaben 
des Bildungsmonitorings beauft ragt oder neu gegründet wurden, sind vielfältig. 
Neben eigenständigen Instituten wie in Berlin/Brandenburg, Hamburg und wie-
der in Nordrhein-Westfalen (seit dem 01.12.2013) sind in einigen Bundesländern 
Abteilungen in Landesinstituten neu geschaff en worden oder haben im Zuge von 
Umorganisationen diese zusätzlichen Aufgaben übernommen (Baden-Württemberg, 
Bayern, Bremen, Hessen, Niedersachen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Schleswig-
Holstein, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Th üringen). Es fi nden sich aber auch ministeriel-
le Lösungen wie z.B. in Mecklenburg-Vorpommern oder in Nordrhein-Westfalen (bis 
zum 30.11.2013).

Damit handelt es sich mit Ausnahme des Instituts für Schulqualität der Länder Berlin 
und Brandenburg (ISQ) um ministerielle oder nachgeordnete Dienststellen oder um 
Abteilungen oder Referate nachgeordneter Dienststellen. Das ISQ ist, wie das von der 
KMK gegründete Institut zur Qualitätsentwicklung im Bildungswesen (IQB), ein ein-
getragener und gemeinnütziger Verein und ein universitäres An-Institut.2

Ein Kern von Aufgaben ist den entsprechenden Einrichtungen3 meist gemein. Hierzu 
gehören
• die Unterstützung der Schulen bei ihren internen Evaluationen,
• schulübergreifende Analysen,
• die Entwicklung bzw. Koordination und ggf. Auswertung von Vergleichs- und 

Parallelarbeiten bzw. Lernstandserhebungen,
• die (wissenschaft liche) Begleitung von Schulentwicklungsvorhaben und
• in einigen Ländern die Bildungsberichterstattung.

Neben den aufgeführten Aufgaben sind einige Einrichtungen auch für externe 
Evaluationen bzw. Schulinspektionen zuständig, wie z.B. das Hamburger Institut für 
Bildungsmonitoring und Qualitätsentwicklung (IfBQ), das Bayerische Staatsinstitut 
für Schulqualität und Bildungsforschung (ISB) oder das Sächsische Bildungsinstitut 
(SBI).

2 Zu den einzelnen Einrichtungen siehe auch Tabelle 1 in dem Beitrag von M. Rürup in die-
sem Heft , S. 208.

3 Wenn im Text von Einrichtungen die Rede ist, sind sowohl eigenständige Einrichtungen 
(Institute) als auch die entsprechenden Abteilungen und Referate von Landesinstituten ge-
meint.
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Nur wenige Einrichtungen werden von Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern 
geleitet (Berlin/Brandenburg, Bayern, das IQB). Die Zahl und die (wissenschaft -
liche) Qualifi kation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter lassen sich durch eine 
Auswertung der Internetauft ritte nicht zuverlässig ermitteln. Ebenfalls lässt sich 
durch eine einfache Analyse der Internetauft ritte der Einrichtungen nicht feststel-
len, ob sie sich noch im Aufb au befi nden, bereits etabliert sind oder im Rahmen 
von Haushaltskonsolidierungsprozessen oder veränderten politischen Schwer punkt-
setzungen Personalkürzungen verkraft en müssen.4

2. Einordnung nachgeordneter Dienststellen mit 
wissenschaft snahem Aufgabengebiet

Sofern die Einrichtungen als nachgeordnete Dienststellen organisiert sind, unter-
scheiden sie sich von klassischen nachgeordneten Dienststellen dadurch, dass in ih-
rer Arbeit in erheblichem Umfang wissenschaft liche Expertise zum Einsatz und wis-
senschaft liche Arbeitsweisen zum Tragen kommen. Damit weisen sie eine Nähe zu 
Ressortforschungseinrichtungen auf. Letztere nehmen  wissenschaft sbasierte Amts- 
bzw. Dienstaufgaben für die jeweiligen Ministerien wahr. Hierzu gehören Infor-
mations beschaff ung (verstanden als Sammlung, Bündelung, Auswertung und Auf-
bereitung von Informationen für eine politisch-administrative Verwertung), Beratung 
und Prüfung, Normung, Standardisierung und Zulassung. Daneben erbringen 
Einrichtungen mit Ressortforschungsaufgaben teilweise in nennenswertem Umfang 
forschungs- und entwicklungsbasierte Dienstleistungen (vgl. Wissenschaft srat 2010, 
S. 38f.).

Der Wissenschaft srat unterteilt Ressortforschungseinrichtungen in seiner Stellung-
nahme „Empfehlungen zur Profi lierung der Einrichtungen mit Ressort forschungs-
aufgaben“ grob in eher administrativ-technische und in eher wissenschaft liche 
Einrichtungen (vgl. 2010, S.  40), wobei die Landesinstitute bzw. Qualitätsagenturen 
gemäß ihrer oben skizzierten Kernaufgaben vermutlich beiden Kategorien zuzu-
ordnen wären. In seinen Empfehlungen betont der Wissenschaft srat mehrfach, dass 
gute Forschungsleistungen eine notwendige Grundlage für eine gute Politikberatung 
und für hochwertige (wissenschaft liche) Dienstleistungen sind. Damit die Ressort-
forschungseinrichtungen diese Aufgaben besser erfüllen können, sollten sie in größe-
rem Umfang Maßnahmen zur Sicherung ihrer wissenschaft lichen Qualität ergreifen. 
Auch sollten Ressortforschungseinrichtungen enger mit Hochschulen und außeruni-
versitären Forschungseinrichtungen zusammenarbeiten. Unerlässlich seien in diesem 
Zusammenhang fl exiblere Regelungen im Personal- und Haushaltswesen, insbeson-
dere die Einrichtung befristeter Stellen für wissenschaft liche Nachwuchskräft e, und 

4 Zur „Geschichte“ ausgewählter Einrichtungen siehe den Beitrag von M. Rürup in diesem 
Heft .
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die Einführung von Globalhaushalten. Ferner tritt der Wissenschaft srat für eine regel-
mäßige Überprüfung der Forschungsbedarfe und für eine stärkere Einbeziehung von 
Hochschulen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen in die Bearbeitung 
von Forschungsauft rägen der Ministerien ein (vgl. Wissenschaft srat 2010).

Im politik- und verwaltungswissenschaft lichen Diskurs wird Ressortforschung als 
ein Instrument staatlicher Aufgabenerfüllung angesehen. Es geht neben der Wahr-
nehmung von staatlichen Normsetzungs- und Kontrollaufgaben auch um die 
Bereitstellung von „robuster Expertise“ für die Verwaltung und die Klientel des jewei-
ligen Politikfelds. Diese Vollzugsaufgaben stehen dabei zum Teil in einem konfl ikt-
reichen Bezug zu erforderlichen und grundlegenden wissenschaft lichen Tätigkeiten. 
Zudem stellt sich die Frage, ob und wie Ressortforschungseinrichtungen jenseits ei-
ner reinen Rechts- und Fachaufsicht von den zuständigen Ministerien gesteuert wer-
den (vgl. z.B. Barlösius 2008; Döhler 2011).

Die in diesem Beitrag betrachteten Einrichtungen sind im engeren Sinne keine 
Ressortforschungseinrichtungen, sie sind aber auch keine klassischen nachgeordneten 
Dienststellen. Vorgeschlagen wird deshalb, sie als „nachgeordnete Dienststellen be-
sonderer Art“ anzusehen. Als solche weisen sie Spezifi ka auf, die es nahelegen, eini-
ge der vom Wissenschaft srat aufgeworfenen Fragen bzw. einige seiner Empfehlungen 
auf sie zu übertragen.

3. Übertragung einiger Empfehlungen des Wissenschaft srates auf 
Einrichtungen der Qualitätsentwicklung und -sicherung

Ziel des Versuches, die Empfehlungen des Wissenschaft srates auf die hier betrachte-
ten Einrichtungen zu übertragen, ist es, einen Anstoß für eine Diskussion über das 
Verhältnis der Einrichtungen zu ihren jeweils zuständigen Ministerien und Behörden 
und über ihre Rolle im Wissenschaft ssystem zu geben.

3.1 Kooperationen mit dem Wissenschaft ssystem und Arbeitsteilung

Die in großem Umfang von den Einrichtungen zu erledigenden wissenschaft lichen 
und wissenschaft snahen Arbeiten setzen eine enge Vernetzung mit den einschlägi-
gen wissenschaft lichen Communities voraus und legen perspektivisch arbeitstei-
lige Aufgabenerledigungen durch die Einrichtungen und einschlägig ausgewiese-
ne Wissenschaft lerinnen und Wissenschaft ler nahe. Eine solche systematische und 
regelhaft e Einbeziehung und Nutzung externer Expertise erfordert jedoch in den 
Einrichtungen entsprechende Formen der Steuerung.
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Für die Erfüllung ihrer wissenschaft lichen und wissenschaft snahen Aufgaben be-
nötigen die Einrichtungen zudem feste Kooperationsstrukturen mit Wissen-
schaft lerinnen und Wissenschaft lern aus Hochschulen und außeruniversitären For-
schungs einrichtungen. Durch die Einrichtung von thematischen Arbeitsgruppen 
könnte beispielsweise vor Ort bzw. in der Region eine „kritische Masse“ sich 
wechsel seitig befruchtender Expertise aufgebaut werden. Der Vorteil von sol-
chen thematischen Arbeitsgruppen für die Universitäten bzw. außeruniversitä-
ren Forschungseinrichtungen besteht darin, dass sie auf diesem Wege zusätzliche 
Exzellenz aufb auen könnten. Durch Kooperationen z.B. im Bereich der Leistungs-
feststellung und Kompetenzdiagnostik könnte ferner auch ein Beitrag zu einer stärke-
ren empirischen Fundierung der Fachdidaktiken an den kooperierenden Universitäten 
geleistet werden. Die Vorteile für die Einrichtungen der Qualitätsentwicklung und 
-sicherung liegen in einer stärkeren Einbindung in einschlägige wissenschaft liche 
Diskurse und in der Möglichkeit, eigene Forschungsfragestellungen in Abstimmung 
mit den Forschungseinrichtungen auf diesem Wege bearbeiten lassen zu können.

3.2 Aufgabenwahrnehmung

Die Übernahme von wissenschaft lichen Dienstleistungsaufgaben sowie von konzepti-
onellen Arbeiten für die jeweiligen Ministerien bzw. Behörden erfordert, wie bereits 
mehrfach betont, die Anwendung wissenschaft licher Methoden und wissenschaft li-
che Expertise. Letztere kann schon allein aus Kapazitätsgründen nicht in voller Breite 
in den Einrichtungen vorgehalten werden. Stattdessen sollten für bestimmte, zu iden-
tifi zierende Aufgaben oder Auft räge arbeitsteilige Verfahren etabliert werden, bei de-
nen externe Wissenschaft lerinnen und Wissenschaft ler in netzwerkartigen Strukturen 
(z.B. Konsortien) mit den Einrichtungen zusammenarbeiten.5

Es sollte auch angesichts der begrenzten personellen Ressourcen in den Einrichtungen 
nicht vorrangig darauf ankommen, dass die zu erledigenden wissenschaft lichen 
Arbeiten von den Einrichtungen selbst mit eigenem Personal bewältigt werden, son-
dern die Einrichtungen sollten sie gegebenenfalls auch im Auft rag ihrer jeweiligen 
Ministerien oder Behörden in von ihnen aufgebauten Netzwerken unter Wahrung der 
wissenschaft lichen Unabhängigkeit der Kooperationspartnerinnen und -partner orga-
nisieren.

5 Als Beispiel kann hier das Hamburger Evaluationsvorhaben EIBISCH (Evaluation inklusiver 
Bildung in Schulen) genannt werden, bei dem zwei Wissenschaft ler (Prof. Dr. Karl Dieter 
Schuck und Prof. Dr. Wulf Rauer) und eine Wissenschaft lerin (Jun. Prof. Dr. Doren Prinz) 
der Fakultät für Erziehungswissenschaft  der Universität Hamburg auf der Basis einer Koo-
perationsvereinbarung zwischen der Universität Hamburg und der Behörde für Schule und 
Berufsbildung (BSB) die wissenschaft liche Leitung übertragen bekommen haben und eng 
mit dem IfBQ kooperieren.
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Einige der oben aufgeführten Einrichtungen der Länder haben auch den Auft rag, 
Ergebnisse der Bildungsforschung zu sichten und für politisches und administrati-
ves Steuerungshandeln aufzubereiten. Wichtig wäre es in diesem Zusammenhang, 
wenn die Einrichtungen nicht nur Ergebnisse von Forschungsvorhaben rezipie-
ren und aufb ereiten würden, sondern zusätzlich die Aufgabe hätten, zwischen den 
Erkenntnisinteressen und wissenschaft lichen Dienstleistungsinteressen ihrer jeweili-
gen Ministerien bzw. Behörden und den Forschungsinteressen der Universitäten und 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen zu vermitteln, und damit die Aufgabe 
einer Transferstelle wahrnehmen würden.6 Solche Transferstellen sind beispiels-
weise in eher technischen Disziplinen als Mittler zwischen der Industrie und den 
Hochschulen breit etabliert und hoch akzeptiert.

3.3 Nutzung von Daten

Von den nachgeordneten Dienststellen wird in großem Umfang Wissen gene-
riert. Dabei handelt es sich überwiegend um Beschreibungswissen und nur zu ei-
nem kleinen Teil um Erklärungswissen. Zentrale Voraussetzung für eine an wis-
senschaft licher Evidenz orientierte Steuerung ist neben der Beschreibung des 
Ist-Zustandes (Beschreibungswissen) jedoch die Kenntnis über mögliche Ursachen 
und Zusammenhänge (Erklärungswissen), um daraus Veränderungswissen ableiten 
bzw. durch gezielte Interventionsstudien (nutzenorientierte Grundlagenforschung; 
vgl. hierzu z.B. Brüggemann/Bromme 2006) generieren zu können (vgl. Bromme/
Prenzel/Jäger 2011; Prenzel 2012). Angesichts der Tatsache, dass von politischen Ent-
scheidungsträgern und der Öff entlichkeit (vgl. z.B. Kerstan/Spiewak 2013; Spiewak 
2013) zunehmend Erklärungs- und Veränderungswissen eingefordert wird, kön-
nen die Einrichtungen in diesem Zusammenhang eine wichtige Funktion erfül-
len. Sie verfügen über umfangreiche und hochwertige Datenbestände, die bis-
lang kaum von der Wissenschaft  für Sekundäranalysen genutzt werden (siehe z.B. 
Doll/Fickermann 2014, S.  285f.). Für eine Nutzung dieser Daten mit dem Ziel der 
Generierung von Erklärungs- und anschließend von Veränderungswissen zentral 
ist deren Verknüpfb arkeit beispielsweise untereinander und mit Individualdaten der 
amtlichen Statistik. Hier haben die Einrichtungen als nachgeordnete Dienststellen 
besonderer Art zweifelsohne bessere Möglichkeiten, die Schaff ung der hierfür not-
wendigen datenschutzrechtlichen Voraussetzungen zu initiieren, als dies externen 
Wissenschaft lerinnen und Wissenschaft lern möglich wäre.

6 Das u.a. zu diesem Zweck im Herbst 2009 von der Behörde für Schule und Berufsbildung 
und der Universität Hamburg gegründete „Hamburger Zentrum zur Unterstützung der 
wissenschaft lichen Begleitung und Erforschung schulischer Entwicklungsprozesse (ZUSE)“ 
musste bereits Ende 2011 seinen Betrieb wieder einstellen, da eine neue Behördenleitung 
andere Prioritäten setzte. Die behördlichen Mitarbeiter von ZUSE bilden seit 2012 die 
Stabsstelle „Forschungskoordination und Datengewinnungsstrategie“ des IfBQ. Der Autor 
des vorliegenden Beitrages leitete ZUSE zusammen mit Prof. Knut Schwippert von der Uni-
versität Hamburg.
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3.4 Steuerungsstruktur

Die Einrichtungen erhalten von ihren Ministerien bzw. Behörden eine begrenzte Zahl 
von Auft rägen für in der Regel wissenschaft liche Dienstleistungen, die unterschied-
licher Natur sein können. Unter Berücksichtigung aktueller Forschungsergebnisse 
aus dem Bereich der Wissenschaft sforschung muss insbesondere neben der 
Wahrnehmung der Rechts- und Fachaufsicht im engeren Sinne die Frage der poli-
tischen und fachlichen Steuerung der Einrichtungen geklärt werden. Angesichts 
der besonderen Art der Einrichtungen ist off enkundig, dass die bei nachgeordneten 
Dienststellen übliche hierarchische (Durchgriff s-)Steuerung auf Dauer dysfunktional 
ist.

Damit die Einrichtungen die ihnen gestellten Aufgaben in fachlich hoher Qualität 
und dem aktuellen Forschungsstand entsprechend erledigen können, müssen sie 
wissenschaft snah arbeiten und in die einschlägigen wissenschaft lichen Diskurse ak-
tiv eingebunden sein. Notwendig sind deshalb wissenschaft liche Beiräte, die die 
Einrichtungen in wissenschaft lichen Fragen unterstützen und beraten.

3.5 Sicherung der wissenschaft lichen Qualität und wissenschaft liche 
Profi lierung

Forschungs- und Entwicklungsleistungen der Einrichtungen dienen der Wahr-
nehmung wissenschaft sbasierter Aufgaben und damit den jeweiligen Ministerien bzw. 
Behörden. Die Empfehlungen des Wissenschaft srates legen es in diesem Zu sam  men-
hang nahe, folgende Maßnahmen zu diskutieren und hinsichtlich ihrer Umsetzbarkeit 
zu überprüfen:
• Verbesserung der Sichtbarkeit der Einrichtungen für das gesamte Wissen schaft s-

system und Förderung der Vernetzung,
• Einrichtung wissenschaft licher Beiräte zur weiteren Verbesserung der wissenschaft -

lichen Qualität und Vernetzung,
• Durchführung eigener Forschungs- und Entwicklungsarbeiten sowie  aktive Ver-

netzung mit dem Wissenschaft ssystem als Voraussetzung für hochwertige Be-
ratungs leistungen,

• Schaff ung von geeigneten personal- und haushaltsrechtlichen Rahmenbedingungen 
für die überwiegend wissenschaft lich arbeitenden Einrichtungen,

• Möglichkeit der Einwerbung von Forschungsdrittmitteln und Nichtanrechnung er-
folgreich eingeworbener Mittel auf die verfügbaren Haushaltsmittel,

• Bereitstellung von Ressourcen für die Konzeption und Durchführung selbst entwi-
ckelter Projekte (Vorlauff orschung),

• regelmäßige Veröff entlichung von Arbeits- und Forschungsergebnissen in grö-
ßerem Umfang als bisher in nationalen (und gegebenenfalls internationalen) 
Publikationsorganen und regelmäßige Vorstellung auf Fachtagungen,
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• künft ige Besetzung zentraler Leitungsstellen im Rahmen gemeinsamer Berufungen 
mit Hochschulen,

• Ermöglichung des Zugangs externer Wissenschaft lerinnen und Wissenschaft ler zur 
Forschungsinfrastruktur der Einrichtungen, beispielsweise durch die Einrichtung 
von Arbeitsplätzen für Gastwissenschaft lerinnen und -wissenschaft ler und Dok-
to randinnen und Doktoranden, die Einrichtung von Forschungsdatenzentren, die 
Durch führung gemeinsamer Kolloquien mit umliegenden Universitäten oder die 
Beteiligung an Graduiertenkollegs mit Th emenstellungen aus den Arbeits feldern 
der Einrichtungen.

Ob sich die Einrichtungen als nachgeordnete Dienststellen besonderer Art im oben 
beschriebenen Sinne werden profi lieren wollen und können und ob die vorgesetzten 
Dienststellen eine solche Profi lierung zulassen oder ob sich „die Idee eines umfassen-
den Bildungsmonitorings eher pragmatisch-reduziert […] verstetigt“ (Rürup in die-
sem Heft , S. 216), wird die Zukunft  zeigen.
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 Zusammenfassung
Der Beitrag untersucht den Schulreformprozess in Schleswig-Holstein seit 2007 hin zu ei-
nem zweigliedrigen Schulsystem, das zukünft ig aus zwei gleichberechtigten Säulen – der 
Gemeinschaft sschule und dem Gymnasium – bestehen soll, die beide zum Abitur füh-
ren. Anhand von zwei Th esen wird nachgewiesen, dass dieser Schulentwicklungsprozess 
nicht geradlinig verlaufen ist, sondern vielfältigen Friktionen durch Regierungswechsel 
auf Landesebene und „Vetospieler“ auf kommunaler Ebene unterworfen war und noch 
immer ist. Allerdings kann dieser Prozess durch das konsequente Handeln kommunaler 
Akteure in bedeutender Weise unterstützt werden. Durch die Genehmigung von insge-
samt neun neuen Oberstufen für 2013 ist die Gemeinschaft sschule in Schleswig-Holstein 
in ihre zweite Entwicklungsphase getreten. Mit Bezug auf die Schulentwicklungsplanung 
des Kreises Schleswig-Flensburg wird am Beispiel der Gemeinschaft sschule Handewitt 
der schwierige Weg zur eigenen Oberstufe aufgezeigt. Im Konzert der beiden verbleiben-
den Schularten Gymnasium und Gemeinschaft schule wird letztere als „Inklusionsschule“ 
den Ansprüchen einer zukunft sorientierten „Eine[n] Schule für alle“ eher gerecht.
Schlüsselwörter: zweite Phase der Gemeinschaft sschulentwicklung, kommunalpolitische 
„Veto-Spieler“, kommunale Akteure, Schulentwicklungsplanung, Inklusionsschule

New Upper Secondary Classes for Comprehensive Schools 
[Gemeinschaft sschulen]
Th e Diffi  cult Path towards Schleswig-Holstein’s Two-tier School System

Summary
Th is article explores the reform of the school system in Schleswig-Holstein towards a 
two-tier system since 2007, which will rest upon two equal pillars – the Grammer School 
(Gymnasium) and the Comprehensive School (Gemeinschaft sschule) – both leading to 
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the diploma qualifying for university admission (Abitur). Based on two theses, the au-
thor shows that the reform of the education system has not evolved in a linear way. 
Instead, it has been subject to various frictions caused by changes of government on 
the one hand and by local “veto-players” on the other. However, consistent eff orts of lo-
cal actors have succeeded in substantially infl uencing the reform process. With the ap-
proval of the introduction of new upper secondary classes (gymnasiale Oberstufen) in 
nine comprehensive schools in 2013, these schools have reached their second stage of 
development in Schleswig-Holstein. Using the example of the “Comprehensive School 
Handewitt” and considering the school development planning by the District Schleswig-
Flensburg, the diffi  cult path towards the establishment of upper secondary classes is de-
monstrated. Among the two remaining types of schools in Schleswig-Holstein – grammar 
school and comprehensive school –, it is the latter that – being an “inclusive school” – 
better lives up to the expectations of a future-oriented “one school for all”.
Keywords: second stage of development of the comprehensive school, local “veto-players”, 
local actors, school development planning, inclusive school

1. Einleitung

Als 2007 die große Koalition aus CDU und SPD in Schleswig-Holstein die Gemein-
schaft sschule neben dem Gymnasium als zweite zum Abitur führende Schulart in-
stallierte, fand dies bundesweit Beachtung. Es war das erste Mal, dass in der Nach-
PISA-Ära ein Bundesland die KMK-Linie – „Über Schulstrukturen wird nicht 
diskutiert“ – verließ und sich an die schwierige Aufgabe der Umgestaltung des viel-
gliedrigen Schulsystems machte. Pate für diese Schulreform standen die skandinavi-
schen Schulsysteme, allen voran das fi nnische, das mit seinen Gemeinschaft sschulen 
und dem längeren gemeinsamen Lernen in der „Eine[n] Schule für Alle“ (vgl. 
Domisch/Klein 2012) in den internationalen OECD-Schulleistungsvergleichen 
Spitzen leistungen erzielt hatte. Schon 2005 hatte Jungmann diese „Schulreform als 
Gebot der Demographie“, „der Durchlässigkeit“ und „der Chancengleichheit“ (2005, 
S. 105f.; Hervorheb. im Original) bezeichnet.

Haupt- und Real- sowie Gesamtschulen wurden 2007 durch das neue Schulgesetz 
in Schleswig-Holstein abgeschafft   – sie „liefen aus“. Auf Verlangen der CDU wur-
de die Regionalschule mit ins Schulgesetz aufgenommen, in der nur in der Orien-
tie rungsstufe schulartübergreifend gearbeitet werden muss. Im Jahre 2013 befanden 
sich die ersten sieben neuen Gemeinschaft sschulen im 10. Schulbesuchsjahr, und die 
Frage „Wie soll es im kommenden Schuljahr weitergehen?“ musste geklärt werden. 
Am 18.12.2012 signalisierte Bildungsstaatssekretär Dirk Loßack neun von dreizehn 
Gemeinschaft sschulen, die eine neue Oberstufe beantragt hatten, dass ihrem Antrag 
nach einer noch zu vollziehenden Schulgesetzänderung (Vorschaltgesetz) voraussicht-
lich Ende Februar/Anfang März entsprochen werden könne.
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Hier soll der schwierige schleswig-holsteinische Weg in die Zweigliedrigkeit aufge-
zeigt werden. Dabei ist das, was 2007 entstanden ist, wegen der Regionalschule vor-
erst eher eine „neue Dreigliedrigkeit“ (vgl. Heinemann 2008, S.  48). Dazu wird 
zum einen die Entwicklung auf Landesebene seit 2007 nachgezeichnet; zum an-
deren wird exemplarisch am Beispiel der Gemeinschaft sschule Handewitt der 
Schulentwicklungsprozess vor Ort dargestellt. Anhand dieser Vorgehensweise lässt 
sich zeigen, dass „Veto-Spieler“ aus den Nachbarkommunen auch über parteipo-
litische Präferenzen hinweg eigene und kommunale Interessen verfolgen. Durch 
die Einbeziehung der Kreisebene, die in Schleswig-Holstein nach §  51 Schulgesetz 
(2011, S.  31) für die Schulentwicklungsplanung zuständig ist, wird der gesam-
te Prozess noch verschachtelter. Nur kurz angerissen werden kann die Entwicklung 
der Gemeinschaft schule auf Bundesebene, die ebenfalls nicht geradlinig verläuft  und 
für die besonders die KMK-Beschlüsse von Interesse sind. Zusammengefasst ha-
ben wir es mit vier politischen Entscheidungsebenen zu tun, die als „Akteure“ in 
den aktuellen Schulentwicklungsprozessen jeweils ihre Rolle spielen. Die Schule als 
Organisationseinheit hat auf der gemeindlichen Ebene mit dem Bürgermeister und 
der Gemeindevertretung ihre Ansprechpartner. Der örtliche Einfl uss auf schulstruk-
turelle Entscheidungen ist relativ begrenzt und immer abhängig von landespolitischen 
Grundsatzentscheidungen.

Zum besseren Verständnis dieses Beitrages wird darauf hingewiesen, dass die 
Gemeinde Handewitt mit ihren rund 11.000 Einwohnern und Einwohnerinnen 
im Südwesten des Oberzentrums Flensburg liegt. Seit dem 1. August 2007 gibt 
es die „Grund- und Gemeinschaft sschule Handewitt mit Förderzentrum“. So ent-
stand eine Schule mit 806 Schülerinnen und Schülern, die in den Ortsteilen 
Jarplund und Weding über Außenstellen (Grundschulstandorte) verfügt. Im 
Schuljahr 2012/2013 besuchten 1.055 Schülerinnen und Schüler die Schule. In der 
Schulentwicklungsplanung des Kreises Schleswig-Flensburg bilden die Gemeinden 
Handewitt und Harrislee sowie das Amt Schaffl  und den „Planungsraum 3 Nordwest“.

In diesem Beitrag werden zwei Th esen aufgestellt und im Sinne einer Feldstudie aus 
der Teilnehmerperspektive heraus überprüft : 
1. Der Schulreformprozess zur Zweigliedrigkeit in Deutschland verläuft  nicht geradli-

nig, sondern wird auch im zweiten Jahrzehnt dieses Millenniums strittig und kon-
fl iktträchtig bleiben.

2. Zur Beschleunigung dieses Prozesses sind neben schulstrukturellen Debatten auch 
durchsetzungsfähige kommunale Handlungsakteure notwendig.

Es wird aufgezeigt, dass der Weg in die Zweigliedrigkeit in Schleswig-Holstein kein 
konfl iktfreier ist, sondern dass Regierungswechsel auf Landesebene und schulpo-
litische Auseinandersetzungen vor Ort diesen Prozess aufh alten und behindern 
können. Von daher bleibt die Aussage, die 2007 bereits an anderer Stelle getrof-
fen wurde, weiterhin gültig: „Wagen wir ein kurzes Fazit, so wird deutlich, dass die 
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Gemeinschaft sschule in Schleswig-Holstein vorerst nur einen deutlichen Schritt in 
Richtung Zweigliedrigkeit darstellt“ (Johannsen 2007, S. 144; Hervorheb. im Original). 
Inzwischen sind wir ein gutes Stück weiter. Das Beispiel Schleswig-Holstein mit 
der gegenwärtigen Debatte um die Einführung von neun neuen Oberstufen an den 
Gemeinschaft sschulen zeigt zudem auch, dass dieser Weg trotz aller Hemmnisse ver-
mutlich unumkehrbar sein wird.

2. Eine neue Schulstruktur entsteht

Im August 2007 gingen in Schleswig-Holstein in Fehmarn, Flensburg, Halsten beck, 
Handewitt, Itzstedt, Kellinghusen und Schaffl  und die ersten sieben Gemeinschaft s-
schulen als Regelschulen an den Start (vgl. Preuss-Lausitz 2008, S.  10). Sie betraten 
schulpädagogisches Neuland, denn es gab so gut wie keine Vorläufer, an denen sie 
sich orientieren konnten. Wiechmann hat 2009 für Schleswig-Holstein einen gro-
ßen Einfl uss der lokalen Ebene festgestellt, die für die Ausgestaltung der konkreten 
„Entwicklungshülle“ (S.  413) verantwortlich ist. Damit waren die ersten Schulen so 
etwas wie pädagogische Pioniere eines Schulentwicklungsprozesses, der bis heute anhält.

Auslöser dieser Schulreform war im März 2004 ein Landesparteitag der damals 
in Schleswig-Holstein allein regierenden SPD, auf dem eine Weichenstellung in 
Richtung eines längeren gemeinsamen Lernens beschlossen wurde (vgl. Jungmann 
2005, S.  124). Es war der Schulforscher Ernst Rösner, der im Herbst 2004 in sei-
nem Gutachten für die schleswig-holsteinische Landesregierung den Begriff  Gemein-
schaft sschule in die öff entliche Diskussion eingebracht hatte. Diese neue Schulart soll-
te helfen, im besonders vom demografi schen Wandel betroff enen ländlichen Raum 
auch zukünft ig ein vollständiges Bildungsangebot vorzuhalten.

Mit der Schulgesetzänderung zum 1. August 2007 führte die Große Koalition aus 
CDU und SPD die Gemeinschaft sschule und die Regionalschule neben dem beste-
henden Gymnasium als neue Regel-Schularten ein. In §  43  (1) des schleswig-hol-
steinischen Schulgesetzes wurde dazu ausgeführt, dass in den Gemeinschaft sschulen 
„Abschlüsse der Sekundarstufe  I in einem gemeinsamen Bildungsgang ohne Zuord-
nung zu unterschiedlichen Schularten erreicht werden.“ (Schulgesetz SH 2007, S. 25) 
Voraussetzung für die Genehmigung durch das seinerzeit von Ute Erdsiek-Rave ge-
führte Bildungsministerium war die Erstellung eines pädagogischen Konzepts, das be-
ginnend mit dem neuen fünft en Jahrgang keine Auft eilung auf die drei Schularten 
Hauptschule, Realschule, Gymnasium mehr vorsah, sondern diese drei Schularten in-
tegrierte. Durch eine strikte Binnendiff erenzierung „in einem weitgehend gemein-
samen Bildungsgang“, wie es in der Gemeinschaft sschulverordnung (GemVO vom 
12.03.2007) heißt, sollte die neue Lernkultur des längeren gemeinsamen Lernens in 



Hans-Werner Johannsen

244 DDS, 106. Jg., 3(2014) Weitere Beiträge

erfolgreiche Praxis umgesetzt werden. Ab der siebten Jahrgangsstufe erfolgt eine erste 
äußere Diff erenzierung in Form eines vierstündigen Wahlpfl ichtfaches.

Bereits Ende 2005 hatte der damalige Amtsvorsteher Handewitts, Dr. Arthur 
Christiansen (CDU), die Initiative ergriff en und mit einem „Runden Tisch“ die 
Entwicklungs chancen für die Schulen im Amt erörtert. Man entschied sich nach 
längerer Diskussion für die SPD-Variante „Gemeinschaft sschule“. Von nun an war 
es Dr. Christiansen, der „seine“ Gemeinschaft sschule mit viel Einsatz konsequent 
auf die Zielgerade brachte. Das war nötig, denn der 2007 erteilten Genehmigung 
der Handewitter Gemeinschaft sschule waren Aktivitäten der kommunalpolitischen 
„Veto-Spieler“ aus den Nachbargemeinden, der Gemeinde Harrislee und dem Amt 
Schaffl  und, vorausgegangen. Beide wiesen in Schreiben an das Bildungsministerium 
auf ihr umfassendes Bildungsangebot hin und widersprachen einer möglichen Ge-
neh migung entschieden.

Weil 2007 auch in weiteren Bundesländern wie in Sachsen und Berlin (vgl. Fuchs 
2009) Gemeinschaft sschulinitiativen entstanden, schrieb Schulforscher Rösner mit 
Blick auf Schleswig-Holstein: „Angesichts der hohen Popularität, der sich Gemein-
schaft sschulen im ganzen Land erfreuen, ist ein parteipolitischer Streit um die-
ses Angebot auf Landesebene kaum mehr vorstellbar. Fast alle Schulträger, die eine 
Gemein schaft sschule beantragt haben, sind CDU-regiert.“ (2008, S.  8) In den fol-
genden Jahren kam es auch in Nordrhein-Westfalen, im Saarland, in Th üringen, in 
Sachsen-Anhalt, in Baden-Württemberg und selbst in Bayern zu schulstrukturellen 
Initiativen in Richtung Gemeinschaft sschule, von denen aber nicht alle Bestand hat-
ten.

Schon bald wurde deutlich, dass die Gemeinschaft sschule in Schleswig-Holstein poli-
tisch weiter umstritten geblieben und Rösners Prognose vielleicht etwas voreilig gewe-
sen war. Denn auch auf Bundesebene gab es Rückschritte. In Sachsen, wo 2006 unter 
der Regierungskoalition von CDU und SPD die ersten beiden Gemeinschaft sschulen 
in Deutschland auf der Basis eines Schulversuchs gegründet worden waren, beschloss 
2009 die neue Landesregierung aus CDU und FDP, diesen 2011 wieder zu beenden. 
In Nordrhein-Westfalen einigte sich die neue Landesregierung aus SPD und Grünen 
2011 unter Hannelore Kraft  überraschend mit der oppositionellen CDU über einen 
„Schulfrieden“ bis 2023, in dem auf die neue Schulart Gemeinschaft sschule verzich-
tet und stattdessen die Sekundarschule eingeführt wird, die jedoch nicht zum Abitur 
führt.
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3. Die Gemeinschaft sschule wird stärkste Schulart

Die in Schleswig-Holstein gestartete Gemeinschaft sschule erwies sich bald als 
„Erfolgsmodell“. Beginnen wir deshalb mit dem Blick von der Landesebene her. Es 
war den Schulträgern durch §  146 des schleswig-holsteinischen Schulgesetzes von 
2007 freigestellt, in welchem Jahr sie ihre Sekundarschulen auf die neuen Schularten 
Gemeinschaft sschule oder Regionalschule umstellen wollten (vgl. Schulgesetz SH, 
S.  54). Allerdings wurden alle Schulen, die sich bis zum 31.07.2010 nicht umge-
wandelt hatten, zum Schuljahr 2010/2011 automatisch Regionalschulen. In der fol-
genden Tabelle ist dieser Umwandlungsprozess bis zum Jahr 2012, dem Jahr der 
Neugründungen, zusammengefasst:

Tab. 1: Die zahlenmäßige Entwicklung von Gemeinschaft sschule und Regionalschule in 
Schleswig-Holstein von 2007 bis 2012

Jahr Gemeinschaftsschule  
(GemS) neu

Insgesamt
(GemS)

Regionalschule
(RegS) neu

Insgesamt
(RegS)

2007  7 7 – –

2008 47 54 29 29

2009 42 96 21 50

2010 38 134 11 61

2011   1 135   4 65

2012   2 137  18 83

Quelle: eigene Darstellung

Vor allem an den Schülerzahlen ist deutlich erkennbar, dass die Gemeinschaft sschule 
stärker nachgefragt wurde als die Regionalschule. 66.500 Schülerinnen und Schüler 
besuchten im Schuljahr 2012/2013 die Gemeinschaft sschulen; dem standen 17.300 an 
den Regionalschulen gegenüber. Mit 137 Schulen war die Gemeinschaft sschule 2012 
auch zahlenmäßig stärkste weiterführende Schulart. Daneben gab es als „zweite Säule“ 
99 Gymnasien.

Schon 2009 kam es zum Scheitern der Großen Koalition und zum Regierungswechsel. 
Bei der anschließenden Neuwahl reichte es zu einer knappen CDU/FDP-Mehrheit. 
Wie erwartet, geriet die Gemeinschaft sschule sofort in schwieriges Fahrwasser, und 
zwar dadurch, dass der neue Bildungsminister, Ekkehard Klug (FDP), an den Gemein-
schaft s- und Regionalschulen wieder nach Schularten getrennte Klassen zuließ. Damit 
schuf er aber nur Unfrieden in den Kollegien, was vor allem die Elternschaft  an den 
Gemeinschaft sschulen gegen ihn aufb rachte und u.a. zu landesweiten Initiativen für 
einen „Schulfrieden“ führte. In der Presse war gar von „Schulchaos“ die Rede. Mit 
dem neuen Schulgesetz 2011 setzte Dr. Klug auf die Stärkung des Gymnasiums und 
ließ eine Abkehr vom Gymnasium nach acht Schuljahren (G8) zu. Auf Antrag konn-
te wieder das ein Jahr längere Gymnasium (G9) oder sogar beides als sogenanntes 
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„Y-Modell“ eingerichtet werden. Zur Finanzierung dieser Maßnahme wurden den 
Gemeinschaft sschulen Diff erenzierungsstunden gestrichen.

Alle diese Maßnahmen zielten eindeutig auf die Schwächung der Gemeinschaft s schule. 
Gemeinschaft sschulbefürworter Dr. Christiansen, seit 2008 direkt gewählter CDU-
Bürgermeister der neuen Großgemeinde Handewitt, hatte diese Entwicklung erkannt 
und am 22.03.2010 einen Brief unter dem Titel „Geplante Änderung des Schulgesetzes 
– Keine Abkehr von G8 und keine Verschlechterung für Gemeinschaft sschulen“ u.a. 
an den Bildungsminister und an die CDU-Landtagsfraktion geschrieben. Natürlich 
fruchtete diese Einlassung von kommunaler Seite nicht. Handewitts Verwaltungschef 
aber stand zu seiner Kritik an der Landesregierung aus CDU und FDP – so auch 2010 
auf dem Bildungskongress der Grünen in Gelsenkirchen. Ralf Beste vom SPIEGEL 
berichtete: „Weil es in seiner Gemeinde zu wenig Schüler für alle Schulformen gab, 
hat Christiansen einfach eine Gemeinschaft sschule gegründet. […] Die Schülerzahlen 
steigen, das Projekt gilt als Erfolg, aber Christiansen macht sich Sorgen. Er fürchtet, 
dass die schwarz-gelbe Landesregierung von Schleswig-Holstein seine Schule wieder 
kaputtmachen könnte, indem sie Gemeinschaft sschulen verbietet.“ (2010, S. 33)

4. Schritte zu einer eigenen Oberstufe in Handewitt

Was geschah währenddessen auf örtlicher Ebene? Bereits in ihrem pädagogi-
schen Konzept 2006 hatte die Gemeinschaft sschule Handewitt die Option auf die 
Einrichtung einer eigenen Oberstufe aufgenommen. In den ersten Jahren nach 
Gründung der Schule 2007 standen Fragen der Binnendiff erenzierung, des Umgangs 
mit der heterogenen Schülerschaft , der Erstellung von Berichtszeugnissen oder der 
Teambildung des Kollegiums im Vordergrund. Schon bald zeigte sich, dass die Schule 
bei der Umsetzung des pädagogischen Konzeptes auf dem richtigen Weg war. Die 
Schülerzahlen in der Sekundarstufe I stiegen kontinuierlich: 2007 (70), 2008 (164), 
2009 (282), 2010 (416), 2011 (535), 2012 (600). Jahrgangsbreiten von über 100 
Schülerinnen und Schülern waren nicht nur ein Beweis guter pädagogischer Arbeit, 
sondern auch eine vernünft ige Basis für die später einzurichtende Oberstufe.

Das Kieler Bildungsministerium allerdings wollte keine eigenen Oberstufen an den 
neuen Gemeinschaft sschulen. In §  43  (3) des neuen Schulgesetzes von 2011 wurde 
deshalb verlangt, das sogenannte „öff entliche Bedürfnis“ nachzuweisen, das „nicht 
durch Aufnahmemöglichkeiten an der Oberstufe einer anderen Schule gedeckt wer-
den kann.“ (S.  28) Damit wurde auf die vorhandenen allgemein bildenden und be-
rufl ichen Oberstufen verwiesen, die bisher für die Versorgung zuständig waren und 
das auch zukünft ig bleiben sollten. Die Kampfansagen an die Gemeinschaft sschulen 
waren sicher einer der Gründe, die nach nur drei Jahren zum abermaligen Macht-
wechsel in Kiel führten. Seit Sommer 2012 regiert erstmals eine Schleswig-Holstein-
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Ampel aus SPD, den Grünen und dem Südschleswigschen Wählerverband (SSW) 
mit Ministerpräsident Torsten Albig an der Spitze. Neue Bildungsministerin wur-
de die parteilose Wara Wende, die sich öff entlich als überzeugte Vertreterin der 
Gemeinschaft sschule präsentierte. Aber auch Albig ließ sich ausführlich über die 
Gemeinschaft sschulen und ihre Oberstufenpläne informieren, so auf seinem Besuch 
an der Gemeinschaft sschule Handewitt am 11. Februar 2012.

5. Die Schulentwicklungsplanung des Kreises Schleswig-Flensburg 

Zurück zur kommunalen Ebene – diesmal nicht zu den Gemeinden, sondern zum 
Kreis: Dort beschloss der Kulturausschuss des Kreises Schleswig-Flensburg 2010, in 
die Fortschreibung des Schulentwicklungsplanes (SEP) von 2008 einzusteigen und 
die Einrichtung von gymnasialen Oberstufen an Gemeinschaft sschulen aufzuneh-
men. Alle Schulträger wurden in einem Interessenbekundungsverfahren gebeten, 
ihre Vorstellungen in dieser Frage dem Kreis mitzuteilen. Vier der zwölf Gemein-
schaft sschulen (Kropp, Handewitt, Harrislee, Schaffl  und) entwickelten Initiativen und 
stellten diese dem Kulturausschuss am 1. Februar 2011 vor. Auf dieser Basis erstell-
te das Schulverwaltungsamt des Kreises einen Entwurf für den SEP, der von einem 
Arbeitskreis aus den schulpolitischen Sprechern aller im Kreistag vertretenen Parteien 
begleitet wurde.

Die Schulverwaltung konzentrierte sich in ihrem Entwurf zum SEP auf die ak-
tuellen Schülerzahlen laut amtlicher Statistik, ergänzt um die Entwicklung der 
Grundschülerzahlen bis 2025. Vor dem Hintergrund dieser Daten könnten, so wur-
de zusammengefasst, „Sekundarstufen  II an Gemeinschaft sschulen im Süd- und 
Nordwesten des Kreises durchaus zu einer Verbesserung des ortsnahen Angebots, ei-
ner Umlenkung von Schülerströmen und damit zu einer Erhöhung der Abiturquote 
im Kreis führen“ (Entwurf Schulentwicklungsplan, Fortschreibung 2012, S.  33; per-
sönliches Exemplar). Der Arbeitskreis SEP einigte sich Anfang August 2012 auf der 
Basis der vorliegenden Schülerzahlen auf die Standorte Kropp und Handewitt.

Im Schulausschuss des Kreises Schleswig-Flensburg stand am 24.09.2012 der Ver-
wal tungs entwurf zum SEP in erster Lesung zur Abstimmung und ergab bei einer 
Enthaltung ein klares Votum: „Es wird die Einrichtung gymnasialer Oberstufen in 
den Planungsregionen 1 und 3 befürwortet, unter Berücksichtigung der Schülerzahl-
Prognose konkretisiert sich die Empfehlung derzeit für die Gemeinschaft sschule 
Handewitt“ (ebd., S.  37). Noch stand allerdings die schrift liche Stellungnahme der 
vom SEP betroff enen Schulträger, der angrenzenden Kreise, der Kreiselternbeiräte und 
der unteren Schulaufsicht aus. Nachdem diese am 15. November 2012 vorlagen, wur-
de vom Schulverwaltungsamt eine Zusammenfassung erstellt, die in einem weiteren 
Arbeitskreis-Treff en beraten und mit einer eigenen Stellungnahme versehen wurde.
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6. Das Jahr der Entscheidung für die Oberstufe – 2012

Mitte November 2012 berichtete die örtliche Presse, dass das Bildungsministerium in 
der Oberstufenfrage noch vor Weihnachten eine Entscheidung treff en wolle. Sofort 
wurden wieder Stimmen aus den Nachbargemeinden Handewitts laut. In Schaffl  und 
wurde auf das sehr „aggressive Wachstum“ der Handewitter Schule abgehoben. Von 
Flensburger Seite wurde kritisiert, dass Handewitt die Profi lvielfalt Flensburgs gefähr-
de. Überraschenderweise beteiligten sich in der Presse auch Flensburger Vertreter 
von SPD und Grünen an diesem „Veto-Spiel“, deren Parteien eigentlich für die 
Gemeinschaft sschule eintreten.

Auf der dann folgenden Sitzung des Kulturausschusses des Kreises am 10.12.2012 
kam es zum Eklat, denn plötzlich verweigerte die CDU ihre Zustimmung zum Schul-
entwicklungsplan und beantragte die Aufnahme einer neuen Formulierung, dass 
gegenwärtig „kein Handlungsbedarf für die Einrichtung eigenständiger gymnasi-
aler Oberstufen an Gemeinschaft sschulen“ gesehen werde. Wegen eines Patts im 
Ausschuss wurde die Entscheidung über den SEP auf den Kreistag übertragen. Das 
Flensburger Tageblatt titelte am 12. Dezember 2012: „Parteienschelte für die CDU: 
,Bildungsverweigerer!‘ 180-Grad-Wende der CDU in der Oberstufen-Planung“ 
(Harding 2012a).

Dann überschlugen sich die Ereignisse. Nur einen Tag vor der entscheidenden 
Kreistags-Sitzung am 19. Dezember 2012 verschickte das Bildungsministerium sei-
ne noch für das Jahresende angekündigten vorläufi gen Oberstufen-Bescheide. 
Neun Schulträger erhielten ein Genehmigungs-Signal, vier weitere erhielten einen 
Absage-Hinweis. Zu den „Gewinnern“ zählten die Gemeinden Bargteheide, Büchen, 
Handewitt, Büdelsdorf, Schönberg, Nortorf, Kellinghusen, Lauenburg und Bordes-
holm. Dagegen trafen in Burg/Dithmarschen, Schaffl  und, Sandesleben und Hanerau-
Hademarschen vorläufi ge Ablehnungs-Signale ein – diese mit dem Hinweis auf eine 
mögliche erneute Antragstellung, wenn steigende Schülerzahlen vorliegen sollten. 

Das Bildungsministerium sieht in seiner Entscheidung „perspektivisch“ einen 
Gewinn für das ganze Land, weil nach Aussage von Staatsekretär Loßack mehr 
junge Menschen einen höheren Bildungsabschluss erlangen können. Unter den 
neuen Oberstufen sind mit Handewitt und Kellinghusen zwei der sieben ers-
ten Gemeinschaft sschulen von 2007 vertreten. Das Presseecho im überregionalen 
Teil des Flensburger Tageblatts zeigte das schon vertraute Bild. Während SPD, SSW 
und Grüne ihrer Freude Ausdruck verliehen, kritisierten CDU und FDP die Kieler 
Entscheidung („keinen Bedarf “). Mit der Genehmigung von neun neuen Oberstufen 
durch das Ministerium begann in Schleswig-Holstein nun die zweite Phase der 
Gemeinschaft sschulentwicklung. Sie ist inzwischen nicht nur stärkste Schulart, son-
dern wird zunehmend eine ernst zu nehmende Alternative zum Gymnasium. Von 
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den im Jahr 2013 vorhandenen 137 Gemeinschaft sschulen hatten 23 als ehemalige 
Gesamtschulen schon eine eigene Oberstufe. Zum Abschluss dieser Schulreformphase 
werden vermutlich 20 neue Oberstufen vor allem im ländlichen Raum hinzukom-
men.

Auf Kreisebene sollte die Debatte noch einen Tag weitergehen, denn am 19.12.2012 
stand die Entscheidung des Kreistages zum Schulentwicklungsplan an. Die Hande-
witter Elternschaft , die am 11.12.2012 von ihrem Schulelternbeirat zu einer 
„Protestfahrt“ nach Schleswig aufgerufen worden war, blieb nach der Kieler Ent-
scheidung vom Vortag im Kreistag überschaubar. Während SPD, SSW, Grüne 
und Linke sich pro Handewitt aussprachen, blieben CDU und FDP bei ihrer ab-
lehnenden Haltung. Äußerst spannend verlief die auf Antrag der SPD durchge-
führte namentliche Abstimmung. Für den Antrag von CDU und FDP stimmten 
27 Abgeordnete, dagegen 28. Damit war der Antrag von CDU und FDP geschei-
tert. Nach einer Sitzungsunterbrechung einigten sich die Fraktionen schließlich 
auf eine Handlungsempfehlung, die die Einrichtung gymnasialer Oberstufen an 
Gemeinschaft sschulen in den Planungsregionen 1 und 3 befürwortet, und stimm-
ten dem Schulentwicklungsplan mit deutlicher Mehrheit zu. In der örtlichen Presse 
hieß es: „Kreistag: Klare Sicht für Schulen im Norden“ und „CDU gibt Weigerung für 
Oberstufe an der Gemeinschaft sschule in Handewitt auf “ (Harding 2012b).

Damit war das Jahresende aus Handewitter Sicht sehr erfolgreich verlaufen: Der vor-
läufi gen Oberstufen-Genehmigung durch das Bildungsministerium war nur einen Tag 
später ein Kreistags-Votum gefolgt, das sich für die Einrichtung neuer gymnasialer 
Oberstufen aussprach. Durch das „Vorschaltgesetz“ zum Schulgesetz 2014, das am 21. 
Februar 2013 verabschiedet wurde, wurde für die Gemeinschaft sschulen wieder das 
binnendiff erenzierte Lernen festgeschrieben. Vor allem aber wurde die Einrichtung 
von Oberstufen an Gemeinschaft sschulen wieder erleichtert, indem diese auf eine 
eindeutige gesetzliche Grundlage gestellt wurde. Die Oberstufen müssen spätestens 
nach drei Jahren dauerhaft  50 Schülerinnen und Schüler nachweisen und dürfen kein 
benachbartes Gymnasium in seiner Existenz gefährden. Das bedeutete für Handewitt 
und Kellinghusen „grünes Licht“ und den Beginn der Oberstufe zum 01.08.2013.

7. Fazit und Ausblick 

Die neue Regierungskoalition in Kiel kündigt mit der Schulgesetzänderung 2014 an, 
die noch bestehenden Regionalschulen in Gemeinschaft sschulen umzuwandeln, so-
fern sie eine Mindestschülerzahl von 240 aufweisen. Schulen, die diese Zahlen nicht 
erreichen, können als Außenstellen größerer Schulen weitergeführt werden. Mit den 
neun neuen Oberstufen in Schleswig-Holstein tritt die Schulart Gemeinschaft sschule 
in ihre zweite Entwicklungsphase ein. Sie wird – weil auch sie zum Abitur führt  – 
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neben dem Gymnasium zur zweiten vollwertigen Säule des allgemein bilden-
den Schulsystems. Eine ähnliche Entwicklung nehmen die Stadtstaaten Berlin, 
Hamburg und Bremen, in denen neben dem Gymnasium die zweite Schulart eben-
falls zum Abitur führt, so die Integrierte Sekundarschule (Berlin), die Stadtteilschule 
(Hamburg) und die Oberschule (Bremen). Mit Blick auf die Flächenländer im Westen 
Deutschlands übernimmt Schleswig-Holstein damit jedoch eine Vorreiterrolle. 
Die Gemeinschaft sschule wird zugleich eine „inklusive Schule“ sein, weil nach 
Jahrgangsstufe vier auf allen drei Niveaus (Bildungsgängen) gemeinsam unterrich-
tet wird, auch Kinder mit einer gymnasialen Empfehlung. Vor allem aber ist sie 
eine „Inklusionsschule“, weil sie keinem Kind aufgrund defi zitärer Kompetenzen 
die Aufnahme verweigert oder den Verbleib durch „Abschulung“ auf „niedrigere“ 
Schularten beendet. Sie entspricht damit in geradezu paradigmatischer Weise den 
Vorgaben der UN-Konvention von 2009, die von allen ihren Mitgliedsstaaten ein in-
klusives Schulsystem verlangt.

Blicken wir abschließend auf unsere zwei Ausgangsthesen. Wie aufgezeigt werden 
konnte, verlief der Weg in die Zweigliedrigkeit in Schleswig-Holstein durch die „Veto-
Spieler“ vor Ort und die parteipolitischen Kontroversen auf Kreis- und Landesebene 
nicht geradlinig und ist auch noch nicht abgeschlossen. Doch haben Handewitts 
Bürgermeister und seine aufgeschlossene Gemeindevertretung gezeigt, was ein „bil-
dungsaffi  ner Schulträger“ an Schulentwicklung vor Ort anstoßen und bewirken kann. 
Damit konnten beide Th esen bestätigt werden. Schulreformprozesse erweisen sich 
wegen der Vielfalt der beteiligten Entscheidungsebenen (Gemeinde/Schule, Kreis, 
Land, Bund) demnach als sehr komplizierte und zeitaufwändige Angelegenheiten. Mit 
dem grundgesetzlich verankerten Bildungsföderalismus und einer schwachen KMK – 
festgemacht an der unübersichtlichen Vereinbarung über den Sekundarbereich I vom 
04.10.2012 – fehlt in Deutschland eine übergeordnete Steuerungsebene. Deutlich wur-
de aber auch, dass es in der CDU – angefangen von der Kreisebene – bisher nur we-
nige Verfechter der neuen Schulart Gemeinschaft sschule gibt. Solange in Deutschland 
kein Parteien-Konsens in Bildungsfragen auf der politischen Agenda steht, werden 
Reformschritte wie die zur Gemeinschaft sschule und irgendwann möglicherweise zur 
„Eine[n] Schule für Alle“ eine langwierige und überaus schwierige bildungspolitische 
Aufgabe bleiben. Mit der Gemeinschaft sschule entsteht zumindest eine ernstzuneh-
mende Alternative zum Gymnasium, deren weitere Entwicklung im zweigliedrigen 
Schulsystem von bildungspolitischem Interesse sein dürft e.
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Zusammenfassung
Obwohl die Bedeutung der Schulbibliothek als Instrument der Leseförderung inter-
national bereits herausgestellt wurde, ist sie im deutschen Bildungssystem und in der 
Wissenschaft  bislang ein „blinder Fleck“. Eine Schulleitungsbefragung im Rahmen der 
nationalen Bildungsberichterstattung liefert nun aktuelle datengestützte Informationen 
über Schulbibliotheken. Der Beitrag berichtet über die Ergebnisse der Befragung und 
stellt die Schulbibliothek als neues Th emenfeld der pädagogischen Forschung vor.
Schlüsselwörter: Schulbibliotheken, Schulbibliotheksqualität, Leseförderung, Schul lei-
tungs  befragung, nationale Bildungsberichterstattung

School Libraries in Germany
An Empirical Analysis of the Existence and Quality of School Libraries 
According to School Structures

Summary
International studies have shown that school libraries are a suitable instrument to pro-
mote literacy. However, in Germany school libraries have not been in the  educational 
and scientifi c focus so far. A survey of school principals was performed in the context 
of the National Report on Education in 2012, thus contributing current data on school 
 libraries. Th is article reports on the results of this survey and introduces the school 
 library as a new fi eld in educational research.
Keywords: school libraries, quality of school libraries, promoting literacy, survey of 
school principals, National Report on Education
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1. Rahmenbedingungen der Schulbibliotheken in Deutschland

Der Aufb au von Bibliotheken als erweiterten Lehr- und Lernorten innerhalb der 
Schulen rückt derzeit insbesondere im Zuge des systematischen Ausbaus von Ganz-
tags schulen zunehmend in das Blickfeld der deutschen Schulträger. Dennoch exis-
tiert in der Literaturdidaktik bislang keine Diskussion über die Bedeutung der Schul-
bibliothek1 im Rahmen des schulischen Bildungsauft rags.

Im Unterschied zu anderen Bibliothekstypen begründet die Schulbibliothek ihre 
Existenz ausschließlich aus dem jeweiligen institutionellen Kontext der Schule, die ih-
rerseits die bestimmende Bezugsgröße der Schulbibliothek darstellt (vgl. Mengel 2005, 
S.  337). Nach dem Schulbibliotheksmanifest der UNESCO stellt die Schulbibliothek 
für die Schülerinnen und Schüler „Informationen und Ideen zur Verfügung, die 
grundlegend für ein erfolgreiches Arbeiten in der heutigen Informations- und wis-
sensbasierten Gesellschaft  sind. Die Schulbibliothek vermittelt den Schülern die 
Fähigkeit zum lebenslangen Lernen, entwickelt ihre Phantasie und befähigt sie so zu 
einem Leben als verantwortungsbewusste Bürger.“ (UNESCO 2000, S.  1) Durch die 
Schaff ung von Gelegenheitsstrukturen leistet die Schulbibliothek einen bedeutenden 
Beitrag zur Steuerung des individuellen Leseverhaltens und damit zur Förderung der 
Leseleistungen von Schülerinnen und Schülern.

In den Bundesländern entwickelte sich eine lokal, regional und schulartspezifi sch 
unterschiedliche Schulbibliothekslandschaft , die sich durch „eine breite Palette un-
verbunden nebeneinander existierender Lösungsansätze für den Aufb au und den 
Betrieb von Schulbibliotheken“ (Schneider 2004, S.  310) auszeichnet. Ebenso beste-
hen über die vorhandenen Schulbibliotheken lediglich lückenhaft e Informationen. 
In Th üringen wird als einzigem Bundesland die Schulbibliothek als Merkmal in 
der Schulstatistik standardmäßig erfasst. In weiteren Bundesländern wurden zwar 
Schulbefragungen zu den Schulbibliotheken punktuell durchgeführt; allerdings wur-
den die so gewonnenen Erkenntnisse größtenteils bisher nicht publiziert oder sind in-
zwischen veraltet.

Im Zuge der nationalen Bildungsberichterstattung 2012 wurde eine umfangrei-
che, bundesweite Befragung von Schulleitungen zur Situation der Schulbibliotheken 
durchgeführt. Auf der Grundlage dieser Daten ist es nun möglich, einen detaillier-
ten Einblick in die Situation des Schulbibliothekswesens, d.h. in die Einbettung der 
Schulbibliotheken in das deutsche Bildungssystem, auch unter Berücksichtigung ih-
rer Qualität, zu geben.

1 In der Fachliteratur fi nden sich u.a. auch die Begriff e Schulmediothek, Medienzentrum, 
Lernzentrum und Informationszentrum, die in den meisten Fällen jedoch als Synonyme ge-
braucht werden. In diesem Beitrag wird der Begriff  Schulbibliothek verwendet, der die für 
Schülerinnen und Schüler frei zugänglichen Mediensammlungen der Schulen umschreibt.



Marisa Richter

254 DDS, 106. Jg., 3(2014) Weitere Beiträge

1.1 Die Schulbibliothek als Forschungsgegenstand

Der Einfl uss der Schulbibliotheksnutzung auf die Leseleistungen von Schülerinnen 
und Schülern wurde international bereits vielfach nachgewiesen (vgl. u.a. Elley 1992; 
Postlethwaite/Ross 1992); dennoch befi ndet sich Deutschland in Schul leistungs-
untersuchungen wie PISA und IGLU im Hinblick auf das Vorhanden sein von 
Schulbibliotheken nach wie vor unter den letzten Rangplätzen (vgl. OECD 2010, 
S. 250; Bos u.a. 2007, S. 55). Dies ist im Wesentlichen durch das Fehlen einer gesetz-
lichen Grundlage für den Aufb au und die Ausstattung von Schulbibliotheken sowie 
durch die daraus resultierende uneinheitliche Regelung der Zuständigkeiten und die 
lediglich vereinzelte Einbeziehung in die Lehrpläne begründet.

In zahlreichen Ländern wie z.B. Australien, Großbritannien, Kanada und den USA 
hat sich die Schulbibliothek als Gegenstand der Unterrichtsforschung bereits eta-
bliert. So wurde in verschiedenen Studien u.a. nachgewiesen, dass Schülerinnen 
und Schüler, die regelmäßig Unterricht in einer Schulbibliothek haben, nicht nur 
eine höhere Lesemotivation zeigen, sondern auch bessere Leseleistungen aufweisen 
als Schülerinnen und Schüler ohne Schulbibliotheksunterricht (vgl. Krashen/Lee/
McQuillan 2007; Klinger u.a. 2009). In Deutschland hingegen steht eine Forschung 
über Schulbibliotheken noch am Anfang. Bislang existieren keine umfassenden 
Analysen zum Einsatz von Schulbibliotheken im Rahmen des Deutschunterrichts, 
insbesondere hinsichtlich des mediengestützten Lernens, der Optimierung von 
Lernprozessen und der Individualisierung des Unterrichts. Darüber hinaus steht 
eine Untersuchung über die Wirkung des schulbibliothekarischen Angebots auf den 
Kompetenzerwerb von Schülerinnen und Schülern noch aus.

Dementsprechend beruhen auch alle bisherigen Angaben zur bundesweiten Ver-
teilung und zur Angebotsqualität der Schulbibliotheken auf Schätzungen. So schätz-
te der Deutsche Bibliotheksverband den Anteil an allgemein bildenden Schulen 
mit einer qualitativ hochwertigen Schulbibliothek auf etwa 15 Prozent, wobei die-
se vor allem an Grundschulen, Gesamtschulen und an Gymnasien verortet wurden 
(vgl. Deutscher Bibliotheksverband 2004, S.  1). Es existieren jedoch keinerlei theo-
retische Ansätze dazu, durch welche Faktoren das Vorhandensein und die Qualität 
von Schulbibliotheken bedingt sein könnten. Auch liegen keine datengestützten 
Informationen über die Nutzung und den Nutzen der Schulbibliotheken vor.

Das Anliegen dieses Beitrags ist es deshalb, mit Hilfe der durch die Schul leitungs-
befragung gewonnenen Daten erstmals ausführlich über die Situation der Schul-
bibliotheken in Deutschland zu informieren und damit die Potenziale der Schul-
bibliothek als neues Forschungsthema aufzuzeigen. Dabei soll – auch im Hinblick 
auf die Aussage des Deutschen Bibliotheksverbands – folgende Frage forschungslei-
tend sein: Haben Schulstrukturmerkmale einen Einfl uss auf das Vorhandensein und die 
Qualität von Schulbibliotheken?
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2. Befragungsdesign und Untersuchungsmerkmale

Die bundesweite Schulleitungsbefragung wurde im Rahmen des Schwerpunktthemas 
„kulturelle/musisch-ästhetische Bildung im Lebenslauf “ des Berichts „Bildung in 
Deutschland 2012“ durch das Deutsche Institut für Internationale Pädagogische 
Forschung (DIPF) durchgeführt. Auf Grundlage der Schulverzeichnisse der Länder 
wurde eine nach Schularten geschichtete Zufallsstichprobe gezogen, wobei nur öf-
fentliche Schulen berücksichtigt wurden. Die Befragung fand von Mai bis August 
des Schuljahres 2010/2011 mittels eines Online-Fragebogens statt. Sie wurde zu-
sätzlich durch ein Begleitschreiben der Kultusministerkonferenz (KMK) unterstützt. 
Insgesamt nahmen 2.550 Schulen an der Befragung teil, was einer Rücklaufquote 
von 41 Prozent entspricht. Im Vergleich der Schularten fällt nur die Teilnahmequote 
der Hauptschulen etwas geringer aus. Die Überprüfung des Rücklaufs der Schulen 
mit Ganztags-/Halbtagsangebot erfolgte mittels eines Abgleichs mit der KMK-
Ganztagsschulstatistik. Da keine erheblichen systematischen Abweichungen festge-
stellt wurden, ist die diesem Bericht zugrunde liegende Stichprobe für das Merk mal 
Ganztagsschule für die jeweiligen Schularten in Deutschland als repräsentativ zu be-
trachten. Insgesamt hatten 56,4 Prozent der teilnehmenden Schulen ein Ganz tags-
schul angebot. 

Im Mittelpunkt der Befragung standen die musisch-ästhetischen Unterrichtsfächer, 
die außerunterrichtlichen Angebote zur kulturellen/musisch-ästhetischen Bildung 
und die Qualifi kation der Lehrkräft e. Zudem wurden zahlreiche Variablen zur 
Schule und Schülerschaft  erhoben, so u.a. die Schulart und -größe, Ganztags-/
Halbtagsangebote, Ortsgröße sowie die Einschätzung der Schulleitungen hinsichtlich 
des sozialen Hintergrunds der Schülerinnen und Schüler. Letzteres wurde über pro-
zentuale Angaben zum Migrationsstatus, zum Einkommen der Eltern und zum fami-
liären Bildungshintergrund der Schülerschaft  erfasst.2

Die Fragen zur Nutzung und Organisation der Schulbibliotheken nahmen einen ei-
genen Abschnitt des Fragebogens ein. Nachdem durch eine Filterfrage das Vor-
handen sein einer Schulbibliothek ermittelt worden war, folgten Fragen zu den in 
der Schulbibliothek vorhandenen Medienarten, zum Umfang des Medienangebots 

2 Aus der Kombination dieser Merkmale wurde ein Konstrukt entwickelt, um die Risikolage 
einer Schule zu beschreiben: Eine Schule weist keine Risikolage auf, wenn die Anteile aller 
drei Merkmale unter 20 Prozent (Bildungshintergrund) bzw. unter 40 Prozent (Migration, 
Einkommen) liegen; mindestens eine Risikolage besteht, wenn die Anteile von ein bis zwei 
Merkmalen über 20 Prozent bzw. über 40 Prozent liegen; drei Risikolagen werden verzeich-
net, wenn die Anteile aller drei Merkmale über 20 Prozent bzw. über 40 Prozent liegen. 
Demnach wiesen 24,4 Prozent der an der Befragung teilnehmenden Schulen keine Risiko-
lage, 66,7 Prozent eine geringe bis mittlere Risikolage und 8,9 Prozent eine hohe Risikolage 
auf. Der Begriff  der Risikolage wurde in Anlehnung an die Defi nition im Rahmen der Bil-
dungsberichterstattung gewählt und bezieht sich somit auf Merkmale, von denen bekannt 
ist, dass sie mit einem geringeren Bildungserfolg und niedrigen Kompetenzwerten einherge-
hen (vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2012, S. 26f.).
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sowie zur Diff erenzierung des Personals und dessen Anteil an der Betreuung der 
Schulbibliotheken. Zudem wurden die Häufi gkeit der Medienausleihen, die Nutzung 
der Schulbibliothek für unterrichtliche wie außerunterrichtliche Aktivitäten und die 
Kooperationen der Schulbibliotheken mit öff entlichen Bibliotheken abgefragt.

3. Ergebnisse

Zur Beantwortung der Forschungsfrage werden in diesem Abschnitt drei Schritte 
unternommen. Zunächst wird ein allgemeiner Überblick über die Verteilung der 
Schulen mit Schulbibliothek nach verschiedenen Schulstrukturmerkmalen gege-
ben. Es wird vermutet, dass diese Merkmale einen Einfl uss auf die Existenz von 
Schulbibliotheken haben könnten. Im Anschluss daran werden in einem zweiten und 
dritten Schritt mittels multivariater Analysen die Zusammenhänge zwischen den aus-
gewählten Schulstrukturmerkmalen und dem Vorhandensein sowie der Qualität von 
Schulbibliotheken untersucht.

3.1 Schulbibliotheken nach Schulstrukturmerkmalen

Bei der Betrachtung der prozentualen Verteilung der Schulbibliotheken nach Schulart 
wird zunächst deutlich, dass zwar mit 66,4 Prozent über die Hälft e aller Schulen über 
eine Schulbibliothek als zusätzliche Lerngelegenheit verfügen, dass aber die Anteile 
nach Schulart bedeutsam variieren (vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung 
2012, S.  331). Dabei entfällt der mit Abstand höchste Anteil an Schulbibliotheken 
mit 81,2 Prozent auf Gymnasien und Gesamtschulen mit gymnasialer Oberstufe, 
gefolgt von Gesamtschulen mit 71,4 Prozent und Grundschulen mit 70,8 Prozent. 
Auch die überwiegende Mehrheit der Schulen mit mehreren Bildungsgängen des 
Sekundarbereichs I, der Grund- und Hauptschulen sowie der Realschulen ver-
fügt über eine Schulbibliothek. Hingegen hat unter den Hauptschulen und den 
Förderschulen mit dem Schwerpunkt Lernen nur etwa jede zweite Schule eine 
Schulbibliothek.

Neben der Schulart steht auch die durch die Schüleranzahl ermittelte Schulgröße in 
einem signifi kanten Zusammenhang mit dem Vorhandensein einer Schulbibliothek. 
So haben zwar bereits zwei Drittel der kleineren und mittelgroßen Schulen mit bis 
zu 600 Schülerinnen und Schülern eine Schulbibliothek, doch ist der Anteil der grö-
ßeren Schulen von 601 bis über 1.000 Schülerinnen und Schülern mit 74,3 Prozent 
noch höher.

Vergleicht man die Schulen mit und ohne Ganztagsangebot hinsichtlich des Vor-
handen seins einer Schulbibliothek, so sind Ganztagsschulen signifi kant häufi -
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ger mit einer Schulbibliothek ausgestattet als Halbtagsschulen (71,2 Prozent vs. 
60,6 Prozent). Auch hier zeichnen sich bei den einzelnen Schularten Unterschiede 
ab. Bis auf die Gesamtschulen, die zu jeweils gleichen Anteilen vertreten sind, wei-
sen alle untersuchten Schularten mit Ganztagsangebot höhere Anteile an Schulen 
mit Schulbibliothek auf als jene mit halbtägigem Angebot. Die größten Diff erenzen 
zeigen sich bei den Schulen mit mehreren Bildungsgängen des Sekundarbereichs I 
und den Förderschulen mit dem Schwerpunkt Lernen. Während drei Viertel aller 
ganztägigen Schulen mit mehreren Bildungsgängen des Sekundarbereichs I mit ei-
ner Schulbibliothek ausgestattet sind, ist dies nur die Hälft e der halbtägigen Schulen 
mit mehreren Bildungsgängen des Sekundarbereichs I. Auch bei den Förderschulen 
mit dem Schwerpunkt Lernen besteht ein größerer Abstand zwischen Ganztags- und 
Halbtagsangebot (61,8 Prozent vs. 46,7 Prozent).

Des Weiteren könnte sich auch der den Schulen zur Verfügung stehende Sach mittel-
etat auf das Vorhandensein einer Schulbibliothek auswirken. Hier zeigt jedoch bereits 
die prozentuale Verteilung keine bedeutsamen Unterschiede zwischen der Höhe des 
Sachmitteletats und der Einrichtung einer Schulbibliothek an. Die Anteile an Schulen 
mit Schulbibliothek schwanken zwischen 65,6 Prozent bei einem niedrigen Etat von 
unter 5.000 Euro und 64,0 Prozent bei einem hohen Sachmitteletat ab 50.000 Euro je 
Schuljahr.

Für die soziale Zusammensetzung der Schülerschaft  wird wiederum ein Zusammen-
hang mit dem Vorhandensein einer Schulbibliothek beobachtet. So verfügen Schulen 
ohne Risikolage (72,3 Prozent) signifi kant häufi ger über eine Schulbibliothek als 
Schulen mit einer niedrigen bis mittleren Risikolage (64,9 Prozent) sowie mit einer 
hohen Risikolage (63,1 Prozent).

Zudem ist das Vorhandensein von Schulbibliotheken zum Teil abhängig von 
der Ortsgröße und dem Bundesland. Hinsichtlich der Ortsgröße ist lediglich für 
Großstädte ab 100.000 Einwohnern ein signifi kanter Zusammenhang feststellbar. 
Die Bundesländer, zusammengefasst in die Flächenländer Ost und West,3 haben mit 
Anteilen von 61,7 Prozent und 67,7 Prozent jeweils einen signifi kanten Einfl uss auf 
die Existenz von Schulbibliotheken.

Aufgrund der Ergebnisse der prozentualen Verteilung soll nachfolgend untersucht 
werden, ob ein statistisch nachweisbarer Zusammenhang zwischen den Variablen 
Schulart, Ganztags-/Halbtagsschule, Schulgröße bzw. Schüleranzahl, Risikolage, 
Ortsgröße (hier: Großstadt ab 100.000 Einwohnern), Flächenländer Ost/West und 
dem Vorhandensein sowie der Qualität von Schulbibliotheken besteht.

3 Aufgrund der geringen Fallzahlen bleiben die Stadtstaaten Berlin, Bremen und Hamburg 
hier unberücksichtigt.
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3.2 Der Zusammenhang von Schulstrukturmerkmalen und 
dem Vorhandensein von Schulbibliotheken

Die in Tabelle 1 (vgl. S. 259) dargestellten Analysen des Vorhandenseins von Schul-
bibliotheken bestätigen nur zum Teil die Abhängigkeit von der Schulart. Für die wei-
teren untersuchten Schulstrukturmerkmale werden hingegen konstant signifi kante 
Eff ekte – teilweise mit positiven (Schulgröße, westliche Flächenländer) und teilwei-
se mit negativen Koeffi  zienten (Großstadt, östliche Flächenländer) – verzeichnet. Die 
zunächst beobachtete statistische Bedeutsamkeit der Risikolage bei der Erklärung der 
Existenz von Schulbibliotheken ist im weiteren Verlauf der multivariaten Analysen 
nicht mehr vorhanden und wird deshalb nicht im Modell dargestellt.

Als Referenzkategorie wurden die Grund- und Hauptschulen gewählt, da sie mit 
Blick auf die Existenz von Schulbibliotheken ein mittleres Niveau aufweisen und da-
mit die (vom Deutschen Bibliotheksverband angenommene) besondere Bedeutung 
der Gymnasien und Gesamtschulen mit gymnasialer Oberstufe hinsichtlich des 
Vorhandenseins von Schulbibliotheken herausgestellt werden kann. Allein bei den 
Gymnasien und Gesamtschulen mit gymnasialer Oberstufe besteht ein signifi kan-
ter, positiver Zusammenhang mit dem Vorhandensein einer Schulbibliothek. Dieser 
Eff ekt bleibt auch dann bestehen, wenn der Ganztagsschulbetrieb hinzugezogen wird. 
Hingegen verfügen die Förder- und Hauptschulen mit Ganztagsangebot seltener 
über eine eigene Schulbibliothek, wobei die festgestellten negativen Signifi kanzen im 
Vergleich deutlich weniger stark sind (Modell II).

Die Schularten Grund- und Realschule erweisen sich erst dann als bedeutsame 
Faktoren für die Erklärung des Vorhandenseins von Schulbibliotheken, wenn ne-
ben dem Ganztagsschulangebot auch die Schulgröße berücksichtigt wird (Modell 
III). Dabei sind jedoch die Wirkungsrichtungen der beiden Schularten gegenläu-
fi g – Grundschulen mit Ganztagsschulbetrieb und einer hohen Schüleranzahl wei-
sen signifi kant häufi g eine Schulbibliothek auf; Realschulen verfügen unter gleichen 
Bedingungen signifi kant seltener über eine eigene Schulbibliothek. Unter Kontrolle 
weiterer Variablen ist dieser Eff ekt der Schulart Realschule allerdings nicht mehr vor-
handen, während sich die Merkmale Großstadt und Flächenländer Ost (gegenüber 
den Flächenländern West) negativ auf das Vorhandensein von Schulbibliotheken in 
Grundschulen auswirken (Modelle IV bis VI).
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Tab. 1:  Logistische Regression – Vorhandensein Schulbibliothek

Statistische Werte/ 
unabhängige Variablen

Modell 
I

Modell 
II

Modell 
III

Modell 
IV

Modell 
V

Modell 
VI

Schulbibliothek vorhanden

Nagelkerkes R² .039 .046 .058 .064 .069 .071

N 1968 1956 1902 1895 1895 1895

Förderschule -.440 -.449* -.315 -.314 -.270 -.253

Grundschule .308 .321 .386* .436* .490* .516*

Grund- und Hauptschule Referenzkategorie

Hauptschule -.287 -.407* -.378 -.332 -.331 -.341

Realschule -.013 -.048 -.422* -.352 -.243 -.246
Schulen mit mehreren 
Bildungsgängen der 
Sek. I (ohne gymnasiale 
Oberstufe)

.173 .063 -.019 -.018 .256 .288

Gesamtschule .338 .169 -.091 -.063 .164 .209
Gymnasium und 
Gesamtschule mit 
gymnasialer Oberstufe

.886*** .779*** .072 .182 .456 .488

Ganztagsschule .366** .338** .359** .377** .384***
Schulgröße 
(Schüleranzahl) .001*** .001*** .001** .001**

Großstadt -.329* -.351** -.294*

Flächenländer Ost -.448**

Flächenländer West .501**

Quelle: DIPF, Schulleitungsbefragung 2011, eigene Berechnung

3.3 Der Zusammenhang von Schulstrukturmerkmalen und der Qualität 
von Schulbibliotheken

Um neben dem Vorhandensein von Schulbibliotheken auch Aufschluss über ihre 
Qualität zu bekommen und damit weiterführende Aussagen über einen Zusam-
menhang mit den Schulstrukturmerkmalen zu ermöglichen, wurden die Schul-
biblio theken zunächst in Gruppen zusammengefasst. In die hierarchische Cluster-
analyse nach der Methode von Ward wurden die Merkmale Medienangebot, 
Bibliothekspersonal, Anzahl der durchschnittlichen Medienausleihen pro Woche so-
wie Angebot an Aktivitäten als Indikatoren für die Schulbibliotheksqualität ein-
bezogen. So konnten vier Schulbibliothekstypen identifi ziert werden (vgl. zum 
Nachfolgenden Weishaupt u.a., 2013):
• Typ 1: Die Schulbibliotheken dieses Typs verfügen über ein hohes und vielfälti-

ges Medienangebot, bestehend aus Büchern, Zeitungen, Zeitschrift en, audiovi-
suellen Medien und einem Internetzugang. Sie werden überwiegend durch bi-
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bliothekarisches Fachpersonal geleitet. Die Anzahl der durchschnittlichen 
Medien ausleihen pro Woche ist als hoch anzusehen. Die Nutzungsmöglichkeiten 
dieser Schulbibliotheken sind vielseitig; es werden zahlreiche unterrichtliche wie 
außer unterrichtliche Aktivitäten gefördert. Schulbibliotheken des Typs 1 kommen 
mit 10,5 Prozent am seltensten vor.

• Typ 2: Das Medienangebot und die Medienvielfalt (insbesondere Bücher, 
Zeitungen, Zeitschrift en und audiovisuelle Medien) dieses Schulbibliothekstyps 
befi nden sich im Vergleich im mittleren Feld. Die Schulbibliotheken wer-
den vor allem von Eltern und ehrenamtlichen Helferinnen und Helfern betreut. 
Die durchschnittliche wöchentliche Medienausleihe ist als gering einzustufen. 
Diese Schulbibliothek wird vielseitig für unterrichtliche und außerunterrichtli-
che Aktivitäten genutzt. Schulbibliotheken des Typs 2 sind mit einem Viertel (27,3 
Prozent) vertreten.

• Typ 3: Ebenso wie Typ 2 weisen diese Schulbibliotheken ein mittleres Medien-
angebot auf, wobei hauptsächlich Bücher, Zeitungen und Zeitschrift en bereitgestellt 
werden. Die Betreuung der Schulbibliotheken wird vorwiegend von Lehrkräft en 
übernommen, die von Schülerinnen und Schülern unterstützt werden. Die durch-
schnittliche Medienausleihe pro Woche ist gering. In diesen Schulbibliotheken 
werden unterrichtliche und außerunterrichtliche Aktivitäten seltener angeboten. 
Die Schulbibliotheken des Typs 3 bilden mit 34,9 Prozent den höchsten Anteil.

• Typ 4: Diese Schulbibliotheken verfügen über die geringste Auswahl und Vielfalt 
an Medien. So besteht das Medienangebot dieser Schulbibliotheken vorwie-
gend aus Büchern, während Zeitungen, Zeitschrift en, audiovisuelle Medien und 
ein Internetzugang eher selten angeboten werden. Mit der Betreuung der Schul-
bibliotheken sind entweder Lehrkräft e oder Schülerinnen und Schüler beauf-
tragt. Die durchschnittliche Medienausleihe pro Woche ist gering. Diese Schul-
bibliotheken werden selten bis nie für unterrichtliche und außerunterrichtliche 
Aktivitäten genutzt. Für diese Schulbibliotheken wird ein Anteil von 27,2 Prozent 
verzeichnet.

Demnach verfügen lediglich 37,8 Prozent der Schulen über eine Schulbibliothek 
von hoher Angebotsqualität, während die Mehrheit der Schulbibliotheken un-
günstigere Nutzungsbedingungen aufweist (62,2 Prozent). Mit einem Fünft el bil-
den die Realschulen den höchsten Anteil an allen Schulen mit einer gut ausgestat-
teten Schulbibliothek. Diese stehen zugleich in einem signifi kanten Zusammenhang 
mit einer hohen Schulbibliotheksqualität. Unter den Schulen mit einer niedrigeren 
Schulbibliotheksqualität sind die Gymnasien und die Gesamtschulen mit gymnasialer 
Oberstufe mit ebenfalls einem Fünft el noch am häufi gsten vertreten, wobei hier kein 
signifi kanter Zusammenhang festgestellt wird.

Die multivariaten Analysen unterstreichen die Bedeutung der Realschule hinsichtlich 
der Qualität der Schulbibliotheken. So verweisen die Modelle in Tabelle 2 darauf, dass 
allein bei dieser Schulart ein signifi kanter, positiver Zusammenhang mit einer hohen 



Schulbibliotheken in Deutschland

261DDS, 106. Jg., 3(2014)Weitere Beiträge

Schulbibliotheksqualität, d.h. mit den Schulbibliotheken der Typen 1 und 2 besteht. 
Dieser Eff ekt ist auch unter der Berücksichtigung des Ganztagsschulbetriebs zu beob-
achten. Auch die Großstadt wirkt sich signifi kant auf die Schulbibliotheksqualität aus 
– Schulen in Großstädten sind häufi ger mit Schulbibliotheken ausgestattet, die ein ge-
ringeres Nutzungsangebot haben. Im Gegensatz zu den Analysen zum Vorhandensein 
von Schulbibliotheken (vgl. Tab. 1) haben die Schulgröße und die Flächenländer hin-
gegen keinen Einfl uss auf die Qualität der Schulbibliotheken und tragen somit nicht 
zur Beantwortung der Forschungsfrage bei. Die Modellgüte mit einem maxima-
len Nagelkerkes R-Quadrat von .059 deutet jedoch darauf hin, dass weitere relevan-
te Merkmale zur Erklärung der Schulbibliotheksqualität nicht in die Analysen einge-
gangen sind.

Tab. 2:  Logistische Regression – Schulbibliotheksqualität

Statistische Werte/ 
unabhängige Variablen

Modell I Modell II Modell III Modell IV Modell V Modell VI
Schulbibliotheksqualität hoch

Nagelkerkes R² .049 .055 .053 .057 .058 .059

N 1102 1098 1077 1075 1075 1075

Förderschule -.582 -.556 -.554 -.506 -.485 -.480

Grundschule -.165 -.182 -.229 -.177 -.160 -.152

Grund- und Hauptschule Referenzkategorie

Hauptschule -.004 .093 .045 .110 .111 .107

Realschule .938*** .955*** .925** .966*** 1.013** 1.012***
Schulen mit mehreren 
Bildungsgängen der 
Sek. I (ohne gymnasiale 
Oberstufe)

-.279 -.159 -.178 -.180 -.071 -.062

Gesamtschule .113 .265 .262 .285 .377 .387
Gymnasium und 
Gesamtschule mit gym-
nasialer Oberstufe

.203 .288 .278 .320 .434 .442

Ganztagsschule -.333* -.339* -.318* -.309* -.308*
Schulgröße 
(Schüler anzahl) .000 .000 .000 .000

Großstadt -.350* -.358* -.338

Flächenländer Ost -.198

Flächenländer West .212

Quelle: DIPF, Schulleitungsbefragung 2011, eigene Berechnung

4. Fazit

Die Ergebnisse der Schulleitungsbefragung haben zu neuen Erkenntnissen hin-
sichtlich der Situation der Schulbibliotheken in Deutschland geführt. So konnte mit 
Hilfe multivariater Analysen nachgewiesen werden, dass die Schularten sowie wei-
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tere Schulstrukturmerkmale einen Einfl uss auf das Vorhandensein und die Qualität 
von Schulbibliotheken haben. Mit Blick auf die Existenz von Schulbibliotheken 
konnte belegt werden, dass vor allem Gymnasien und Gesamtschulen mit gymna-
sialer Oberstufe sowie Grundschulen mit einer Schulbibliothek ausgestattet sind. 
Hinsichtlich der Angebotsqualität der Schulbibliotheken wurde jedoch ausschließ-
lich für Realschulen ein signifi kanter Zusammenhang ermittelt. Dieses Ergebnis ist 
insofern überraschend, als diese Schulart in den Flächenländern Ost nicht angebo-
ten wird und sie somit für die Flächenländer West von besonderer Bedeutung bei der 
Erklärung der Qualität der Schulbibliotheken ist.

Darüber hinaus ist das Merkmal Ganztagsschulbetrieb hervorzuheben, das neben 
der Großstadt mit beiden abhängigen Variablen in Zusammenhang steht. Damit 
wird die zunehmende Bedeutung der Schulbibliothek insbesondere im Rahmen der 
Ressourcenausstattung von Ganztagsschulen erstmals statistisch belegt. Hiervon aus-
genommen sind Hauptschulen und Förderschulen mit dem Schwerpunkt Lernen, 
die seltener eine Schulbibliothek in den Ganztagsschulbetrieb integrieren. Dadurch 
erscheint die Ausführung des besonderen Bildungsauft rags dieser Schularten – die 
verstärkte Leseförderung und das individualisierte Lernen – nur unter erschwerten 
Bedingungen möglich.

Auch für das Merkmal Großstadt ist ein Zusammenhang mit dem Vorhandensein und 
der Qualität von Schulbibliotheken feststellbar. So sind Schulen in Großstädten selte-
ner mit Schulbibliotheken ausgestattet und weisen zudem ein geringeres Nutzungs-
angebot auf als Schulen in kleineren Städten. Es ist zu vermuten, dass Schulen in 
Großstädten im Rahmen der Leseförderung häufi g mit öff entlichen Bibliotheken ko-
operieren und der Aufb au sowie die Ausstattung einer eigenen Schulbibliothek des-
halb zurückgestellt wird.

Die Risikolage einer Schule wirkt sich hingegen weder auf das Vorhandensein noch 
auf die Qualität von Schulbibliotheken aus. Dieses Ergebnis deutet einerseits da-
rauf hin, dass keine systematische Benachteiligung von Schülerinnen und Schülern 
an Schulen mit erhöhter Risikolage hinsichtlich des Aufb aus und des Angebots der 
Schulbibliotheken besteht. Andererseits zeigt sich, dass insbesondere Schulen mit er-
höhter Risikolage keine verstärkte Förderung von Schülerinnen und Schülern durch 
die Bereitstellung von Medienangeboten vornehmen.

Nach der Betrachtung der strukturellen Einbettung der Schulbibliotheken in das 
Bildungswesen könnte in einem nächsten Schritt anhand der Daten der Schul-
leitungsbefragung überprüft  werden, welche alternativen Angebote Schulen im 
Bereich der Leseförderung (wie z.B. die Kooperation mit öff entlichen Bibliotheken 
oder die Durchführung von Literaturprojekten) bereitstellen und ob dabei ein 
Zusammenhang mit dem Vorhandensein einer Schulbibliothek besteht.
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Ferner sollte eine Schulbibliotheksforschung in Deutschland der Frage nachgehen, 
ob die bestehenden Unterschiede in der Verfügbarkeit und der Angebotsqualität 
von Schulbibliotheken zur Erklärung von Chancenungleichheiten bei den schuli-
schen Bildungsmöglichkeiten im Allgemeinen und damit insbesondere zur Erklärung 
von Disparitäten im Leseverhalten und den Leseleistungen von Schülerinnen und 
Schülern beitragen können.
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Zusammenfassung
Als eigenständiges Teilgebiet der Soziologie hat sich die Bildungssoziologie erst nach 
dem Zweiten Weltkrieg entwickelt. Schwerpunkte bildungssoziologischer Forschung 
sind zum einen Fragen der Sozialisation vor dem Hintergrund sozialer Verhältnisse 
und Interaktionen, zum anderen die Frage nach der Beziehung von Bildung und 
Strukturen sozialer Ungleichheit in der Gesellschaft . In diesem Aufsatz werden je-
weils die Entwicklungen zu diesen Fragenkomplexen vorgestellt und einige Aspekte 
des Forschungsstandes diskutiert, die kritisch zu sehen sind. Dabei wird vorrangig die 
Forschung berücksichtigt, die sich mit der Situation in Deutschland auseinandersetzt.
Schlüsselwörter: Sozialisation, Kinder als soziale Akteure, Bindungsforschung, lang-
fristige Entwicklungen von Bildungsungleichheiten nach der sozialen Herkunft  und 
nach Geschlecht, die Schule als blinder Fleck der Ungleichheitsforschung, die Rolle von 
Klassifi kationen, Bildung als zentrales Element von Veränderungen im sozialen Raum

Sociology of Education
Summary
Educational sociology did not develop into a special fi eld within sociology until aft er the 
Second World War. Over the years, two issues have been at the core of research in this 
fi eld: Th ese issues are, on the one hand, processes of socialization in diff erent social con-
texts and interactions and, on the other, the relationship between education and struc-
tures of social inequality in society. Th is essay will outline the developments that have 
taken place in this area and will discuss some aspects of where research stands today 
which must be seen in a critical light. Th e main focus will be on the research dealing 
with the situation in Germany.
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Keywords: socialization, children as social actors, research into bonding, long-term de-
velopments of educational inequalities based on social background and sex, schools as 
blind spot in inequality research, the role of classifi cations, education as a central ele-
ment of change in the social space

1. Einleitung

Die erste Veröff entlichung, mit der sich die Bildungssoziologie hierzulande als ei-
genständiges Fachgebiet in der Soziologie etablierte, war ein Sonderheft  der Kölner 
Zeitschrift  für Soziologie und Sozialpsychologie zur Soziologie der Schule (vgl. Heintz 
1959). Dieses dokumentierte nicht nur den internationalen Stand der soziologi-
schen Forschung zu diesem Th ema, es gab der Bildungssoziologie auch eine Art 
„Wegmarke“ für die weitere Forschung vor, indem es die Schule als „Mittelklassen-
Institution“ thematisierte.

Bereits ein Jahr zuvor, 1958, war in der Deutschen Gesellschaft  für Soziologie die 
Sektion Bildung und Erziehung gegründet und dieses Fachgebiet damit auch in-
stitutionell verankert worden. Die im internationalen Kontext ungewöhnli-
che und kaum übersetzbare Doppelung von Bildung und Erziehung im Namen der 
Sektion ist keineswegs zufällig. Zum einen knüpft  die Sektion damit an den in an-
deren Ländern üblichen, weiten Begriff  „education“ an, zum andern aber verweist 
sie auf die besondere historische Konstellation, in der die Bildungssoziologie ent-
stand: Bildung ist ein Schlüsselbegriff  der deutschen, geisteswissenschaft lich gepräg-
ten Pädagogik, deren Interesse vorrangig der Schule galt. Dagegen beanspruchte 
die Soziologie von vornherein, eine umfassende, auf empirische Forschung gegrün-
dete Perspektive auf Phänomene von Bildung und Sozialisation in den unterschied-
lichsten gesellschaft lichen Kontexten zu entwickeln. Gleichwohl ist festzustellen, 
dass die Bildungssoziologie sich mit dieser Perspektive von Anfang an in einem in-
terdisziplinären Forschungsfeld bewegte, in dem neben der Pädagogik vor allem die 
Psychologie eine große Rolle spielte.

Mittlerweile versteht sich die Pädagogik als eine plural verfasste Disziplin, als 
Erziehungswissenschaft  mit einer starken empirischen Komponente, und schließlich 
ist daneben unter der Bezeichnung Empirische Bildungsforschung eine institutionell 
eng an die Erziehungswissenschaft  gebundene Hybrid-Disziplin entstanden. Die bil-
dungssoziologische Forschung ist damit mehr denn je in einen multiperspektivischen, 
interdisziplinären Kontext eingebettet, der es schwer macht, eine eigene Stimme der 
Bildungssoziologie zu identifi zieren.

Auch der Blick auf die institutionelle Verankerung der Bildungssoziologie hilft  hier 
nicht weiter: An den Instituten für Soziologie deutscher Universitäten ist dieses 



Beate Krais

266 DDS, 106. Jg., 3(2014) Bildungsforschung – disziplinäre Zugänge

Fachgebiet im Jahre 2014 nur mit wenigen Professuren vertreten, und wenn, dann 
meist in Form einer Teildenomination – während die erziehungswissenschaft li-
chen Fachbereiche mit Professuren für Bildungssoziologie relativ gut bestückt sind. 
Tagungen und Mitgliederlisten der Sektion Bildung und Erziehung in der Deutschen 
Gesellschaft  für Soziologie verstärken den Eindruck, dass die Bildungssoziologie heu-
te überwiegend an den Fachbereichen für Erziehungswissenschaft  beheimatet ist. Und 
schließlich sind auch die Fachzeitschrift en, in denen bildungssoziologische Beiträge 
veröff entlicht werden, eher in die Debatten der Erziehungswissenschaft  eingebunden 
als in die der soziologischen Fachgemeinschaft .

So will ich, um die Frage „Was ist Bildungssoziologie?“ zu beantworten, an die 
Anfänge der Bildungssoziologie in der Bundesrepublik Deutschland1 zu einer Zeit 
zurückgehen, als es noch kaum Berührungspunkte zwischen ihr und der Pädagogik 
gab. Es wird zu zeigen sein, dass sich einige Schwerpunkte bildungssoziologischer 
Forschung identifi zieren lassen, die bis heute in der Soziologie beheimatet und in 
übergreifende soziologische Fragestellungen eingebettet sind.

Insbesondere mit drei Fragen haben sich Soziologinnen und Soziologen seit den 
Anfängen der Bildungssoziologie auseinandergesetzt:
• mit der Frage nach den Prozessen der Sozialisation und deren sozialen Bedin-

gungen;
• mit der Frage nach dem Zusammenhang von Bildung und sozialer Ungleichheit;
• und schließlich mit der Frage, wie Bildung und gesellschaft liche Entwicklungen auf-

einander bezogen sind.

Im Folgenden will ich den soziologischen Beitrag zu diesen Th emenbereichen je-
weils kurz vorstellen, wichtige Entwicklungen skizzieren und einige Aspekte des 
Forschungs standes diskutieren, die ich kritisch sehe. Dabei soll, auch wenn die 
Bildungs soziologie in der Bundesrepublik von Anfang an in die internationalen 
Debatten des Fachs eingebunden war, vorrangig die Forschung berücksichtigt werden, 
die sich mit den Verhältnissen unseres Landes auseinandersetzt.

1 Die bildungssoziologische Forschung in der DDR entwickelte sich erst spät. Bildungsfor-
schung war lange Zeit an der Akademie der Pädagogischen Wissenschaft en angesiedelt, die 
unmittelbar dem Ministerium für Volksbildung unterstellt und daher öff entlich nicht sicht-
bar war. Erst als Teil einer sich „von unten“ entwickelnden Soziologie in den 1980er-Jahren 
entstand dann auch in der DDR eine eigenständige Bildungssoziologie; diese wurde maß-
geblich geprägt von Artur Meier an der Humboldt-Universität (vgl. Meier/Rabe-Kleberg/
Rodax 1997). – Heute ist festzustellen, dass eine Reihe von namhaft en Soziologinnen und 
Soziologen, die (nicht nur) zu „deutschen Zuständen“ im Bildungswesen forschen, an Uni-
versitäten in der Schweiz, in Österreich und in Luxemburg arbeiten.
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2. Sozialisation: Die wechselseitige Konstitution der sozialen Welt 
und des Individuums

Als Kind der Moderne, in deren Gesellschaft sverständnis das Individuum die zentra-
le Rolle spielt, muss die Soziologie Menschen als vergesellschaft ete Individuen denken 
können. Sie fragt also auch: Wie werden die neu in die Welt geborenen Menschen ei-
gentlich zu Mitgliedern der Gesellschaft , wie werden sie sozialisiert?

Mit dieser Frage hat sich als einer der ersten Soziologen Émile Durkheim auseinan-
dergesetzt. Wie Marx bewegte ihn die neue, das Denken über die soziale Welt re-
volutionierende Entdeckung, dass der soziale Zusammenhang, den wir „Gesellschaft “ 
nennen, nicht von überirdischen Mächten, sondern von den Menschen gemacht 
wird, und das nicht von einigen wenigen Mächtigen, sondern von uns allen. Zu die-
ser Entdeckung gehörte zugleich die Einsicht, dass, wie Marx schreibt, die Menschen 
zwar ihre Geschichte selbst machen, aber „nicht aus freien Stücken“, sodass das, 
was wir „Gesellschaft “ nennen, uns als fremde Macht gegenübersteht (vgl. Marx 
1972/1852, S.  115). Diese Einsicht war für die Entstehung einer Wissenschaft  vom 
Sozialen ebenso konstitutiv wie das Verständnis vom Sozialen als von Menschen ge-
macht.

Während Marx jedoch das Rätsel des Kapitals – als einem gegenüber den Menschen 
verselbständigten Produkt ihres Tuns – zu lösen suchte, beschäft igte Durkheim ein 
anderes Problem: Ihm ging es um das, was er die „moralische Kraft “ der Gesellschaft  
nannte, die „kollektive Ordnung“, die Gesellschaft en zusammenhält. Soziale Ordnung 
begriff  Durkheim als etwas, das sich in den Sitten und Vorstellungen der Individuen 
niederschlägt und ihre alltägliche Praxis anleitet – er nennt dies auch „Moral“ (vgl. 
Durkheim 1983/1897, S.  279ff .). Er ging davon aus, dass die soziale Ordnung einer 
Gesellschaft  in ihren „kollektiven Repräsentationen“ gründet, das heißt in den in ei-
ner Gesellschaft  gebräuchlichen Klassifi kationen oder symbolischen Ordnungen.

Diese entstehen in der Gesellschaft , in der sozialen Praxis, und Durkheim hat, wie 
später Bourdieu, der sich in diesem Punkt auf ihn bezieht, ein klares Bewusstsein 
vom arbitraire culturel, von der kulturellen, nicht zwingend in der Sache selbst begrün-
deten Prägung dieser symbolischen Ordnungen (vgl. Durkheim 2007/1912). Dies hat 
unter anderem zur Folge, dass sich die in einer historischen Gesellschaft  existieren-
den Klassifi kationen, entstanden in der sozialen Praxis, keineswegs zu einem wider-
spruchsfreien Ganzen zusammenfügen, selbst wenn schon in den frühesten uns be-
kannten Gesellschaft en „Experten“ des Kulturellen (Zauberer, Weise, Priester) bei der 
Produktion dieser Weltsichten und Einteilungsprinzipien eine wesentliche Rolle spie-
len. Charakteristisch für die soziale Praxis sind daher Unschärfen, Ungenauigkeiten, 
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Ambivalenzen, die den Umgang mit Widersprüchen in und zwischen den gebräuchli-
chen Klassifi kationen ermöglichen.2

Wenn aber die „kollektiven Repräsentationen“ so zentral für die soziale Ordnung ei-
ner Gesellschaft  sind und wenn sie in jeder historischen Gesellschaft  „gemacht“, ver-
ändert, ergänzt werden, dann ist die Schule, jedenfalls in der modernen Gesellschaft , 
ein für die Entwicklung und Übermittlung dieser symbolischen Ordnungen zentraler 
Ort. Diese Position hat später Bourdieu in seinen Untersuchungen zur Reproduktion 
sozialer Ungleichheit durch die Schule wieder aufgegriff en.

Dass Durkheim der Schule diese enorme Bedeutung zuschrieb, hat historische 
Voraussetzungen, die hier kurz skizziert werden sollen. Im Frankreich der Dritten 
Republik, in der Durkheim lebte und arbeitete, spielte die école républicaine, die nach 
einem von Staatsstreichen und Revolutionen geprägten Jahrhundert erstmals – ge-
gen die katholische Kirche und die mit ihr verbündete Aristokratie und Bourgeoisie – 
die Bildung aller Bürgerinnen und Bürger gewährleisten sollte, eine große Rolle. Die 
Schulen, die Hochschulen zur Ausbildung der Lehrerinnen und Lehrer und anderer 
staatlicher Funktionsträger (die grandes écoles), auch die Universitäten wurden öff ent-
liche, von der Republik getragene Einrichtungen. Der Schule kam die Aufgabe zu, die 
Nation zu bilden – und zwar, in diesem von politischen und sozialen Konfl ikten zer-
rissenen, durch die Niederlage von 1870/71 im Krieg gegen den Nachbarn jenseits 
des Rheins zusätzlich traumatisierten Land, durchaus in der doppelten Bedeutung des 
Wortes „bilden“.3 Durkheim hat sich dann auch vehement für die école républicaine 
eingesetzt, die vom Staat getragene, kontrollierte und fi nanzierte Schule für alle (vgl. 
Durkheim 2013/1922).

Die bildungssoziologische Forschung dokumentiert, dass die Frage nach der Soziali-
sation, ausgesprochen oder unausgesprochen, auch im 20. und 21. Jahr hundert 
in der Regel nicht losgelöst von einem normativen Kern gestellt wird. In der jun-
gen Bundesrepublik wurde diese Frage explizit vor dem Hintergrund des National-
sozialismus formuliert – es ging um eine „Erziehung nach Auschwitz“, wie der Titel 
eines einfl ussreichen Aufsatzes von Th eodor W. Adorno lautete (vgl. 1970a).

Die ersten empirischen Untersuchungen der Bildungssoziologie in Deutschland nach 
dem Zweiten Weltkrieg (vgl. Anger 1960; Habermas u.a. 1961), die noch von den 

2 Es ist daher ein Missverständnis, wenn Durkheims Überlegungen zu den kollektiven Re-
präsentationen und Klassifi kationen als „Wertesysteme“ verstanden werden, wie dies z.B. bei 
Parsons der Fall ist. Durkheim denkt die Klassifi kationen oder symbolischen Ordnungen 
einer Gesellschaft  explizit nicht in einem konsistenten, in sich logischen systematischen Zu-
sammenhang.

3 Die militärische Niederlage von 1871 wurde in Frankreich der Überlegenheit des deutschen 
Bildungssystems zugeschrieben: „Sedan était la victoire du maître d’école allemand“ – der 
deutsche Sieg bei Sedan, hieß es lange Zeit in Frankreich, „war der Sieg des deutschen 
Schulmeisters“ (vgl. Ozouf 1962, S. 22).



Bildungssoziologie

269DDS, 106. Jg., 3(2014)Bildungsforschung – disziplinäre Zugänge

Besatzungsmächten angestoßen worden waren, galten dann auch der Frage, wie es 
in der demokratisch noch ungefestigten Bundesrepublik an den Universitäten ausse-
he – also bei jenen Institutionen, die, wie es bei Parsons und Platt (1990/1972) heißt, 
als „soziale Treuhänder“ für die Kultur moderner Gesellschaft en fungieren. Dass 
Überlegungen zu einem Gegenentwurf zur „autoritären Persönlichkeit“ (vgl. Adorno 
u.a. 1950), nämlich zur „anti-autoritären Erziehung“, zu einem zentralen Th ema der 
Studentenbewegung der späten 1960er-Jahre wurden, war allerdings angesichts der 
Ergebnisse der genannten frühen Studien zur Universität nicht zu erwarten.

Im Hintergrund der Forschung zur Sozialisation steht heute meist eine Vorstellung 
von der Entwicklung des Kindes zu einem selbstständig denkenden und handelnden, 
am gesellschaft lichen Leben aktiv teilnehmenden, emotional diff erenzierten, Anteil 
nehmenden Menschen. Die Debatten um die über Bildung vermittelte Reproduktion 
sozialer Ungleichheiten beziehen daher ihren kritischen Impetus auch daraus, dass 
befürchtet wird, ein niedriges Bildungsniveau beschädige die Handlungs- und 
Teilhabemöglichkeiten der Individuen.

Betrachtet man die soziologische Forschung zur Sozialisation über einen länge-
ren Zeitraum hinweg, stellt man schnell fest, dass es sich hier um ein von Dis-
kontinuitäten in den Problemformulierungen und in den theoretischen Bezügen 
geprägtes Feld handelt. Die ausgeprägte Interdisziplinarität in der Sozialisa tions-
forschung spielt dabei zweifellos eine große Rolle. Diese konstruktiv aufzunehmen, 
indem eine gemeinsame theoretische Plattform, ein „metatheoretisches Modell“ be-
nutzt wird, beansprucht das von Hurrelmann (2012) entwickelte „Modell der pro-
duktiven Realitätsverarbeitung“ – angesichts der weiterhin bestehenden disziplinären 
Vielfalt in der Sozialisationsforschung ist allerdings zu bezweifeln, inwieweit dies tat-
sächlich gelungen ist.

Ein wichtiger Schritt auf dem Weg zu einer soziologisch fundierten Sozialisations-
forschung war ein Ereignis, das gemeinhin zu den Katastrophen des Forschungs-
prozesses gerechnet wird: das Eingeständnis einer Forschergruppe, die schichtspe-
zifi sche Sozialisationsforschung – d.h. insbesondere ihr eigenes, groß angelegtes 
Forschungsprojekt zu dieser Frage – sei gescheitert (vgl. Krappmann/Oevermann/
Kreppner 1976).4 Dieses Eingeständnis hatte jedoch nicht das Ende der soziologi-
schen Sozialisationsforschung in Deutschland zur Folge, sondern führte zu einer in-
tensiven Auseinandersetzung mit der soziologischen Th eorie und in der Folge zur 
Entwicklung neuer Ansätze in der Sozialisationsforschung.

Von zentraler Bedeutung für diese Entwicklung waren insbesondere die Rezeption 
der Überlegungen von George Herbert Mead zur Konstitution des Individuums aus 

4 Die Forschung zu Sozialisationsfragen in den 1960er-Jahren hatte sich, im Anschluss an die 
erstmals öff entlich thematisierten Bildungsungleichheiten in der Bundesrepublik, zunächst 
auf dieses Th ema konzentriert.
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dem Handeln und aus der Interaktion (vgl. Krappmann 1971), aber auch die eben-
falls von Mead beeinfl usste Th eorie kommunikativen Handelns von Jürgen Habermas 
(1981). Damit wurde ein Perspektivenwechsel in der soziologischen Sicht auf indi-
viduelle Sozialisationsprozesse eingeleitet, der sich auf zwei ineinander verschränkte 
Prämissen gründet:
• Sozialisation ist nicht zu reduzieren auf jene Prozesse, in denen intentional erzie-

herisches Handeln von Erziehenden auf die zu Erziehenden einwirkt; vielmehr ist 
Sozialisation unlösbar eingewoben in den Alltag, in die Praxis der Individuen, und 
damit auch in das Handeln, das nicht intentional auf Erziehung gerichtet ist;

• Kinder und Jugendliche sind nicht als Objekte von Erziehung und damit des 
Handelns von Erwachsenen zu betrachten, sie sind vielmehr von vornherein als 
soziale Subjekte in der Welt; sie sind als Akteure in die soziale Interaktion einbe-
zogen. Dies gilt auch für die intentional erzieherisch geprägte, d.h., von vornhe-
rein als Beziehung zwischen Ungleichen konzipierte Interaktion z.B. zwischen 
Lehrenden und Lernenden in der Schule.

Auf diesen Prämissen bauen zwei verschiedene Forschungsstränge auf, die der 
Sozialisationsforschung zuzurechnen sind. Gemeinsam ist ihnen, dass sie sich abset-
zen von der älteren Vorstellung von Sozialisation, die diese als die Übernahme von 
Wissen, Werten, Handlungspraktiken des Alltags usw. durch Kinder und Jugendliche 
konzipiert. Vielmehr wird Sozialisation als ein Prozess begriff en, der in der sozialen 
Praxis der Individuen, in ihren Erfahrungen und Handlungen gründet und eine eigen-
ständige Auseinandersetzung mit der Welt impliziert.

Methodisch rücken Beobachtungen von Interaktionen und Handlungen, aber auch 
intensive Befragungen und die sozialräumliche Kartographie z.B. von Tätigkeiten 
der Kinder und ihrer Interaktionspartner in den Vordergrund; die in standardisier-
ten Erhebungen generierten großen Datensätze, mit denen in weiten Bereichen der 
Bildungssoziologie gearbeitet wird, sind nur noch ein Typ von Datenmaterial aus ei-
nem breitem Spektrum an empirischem Material.

Einen guten Überblick über die Positionen, theoretischen Traditionen und Ent-
wicklungen in der Sozialisationsforschung bieten Hurrelmann, Grundmann und 
Walper (2008) sowie Abels und König (2010). Im Folgenden werden einige wichtige 
Publikationen zu diesen beiden Forschungssträngen vorgestellt.

Den ersten Forschungsstrang bildet die Forschung, die einen starken Akzent auf 
die Entstehung eines handlungsfähigen Subjekts setzt und dabei insbesondere die 
Ausbildung von moralischer Urteilsfähigkeit und von sozialen Kompetenzen wie 
die Fähigkeit zu Empathie, zur Übernahme von Verantwortung, zur Selbst refl exivi-
tät thematisiert. Konzepte aus der Psychologie, insbesondere aus der Ent wick lungs-
psychologie, spielen dabei eine wichtige Rolle. Zu nennen sind hier die Arbeiten 
zur Entwicklung des moralischen Urteils bei Kindern und Jugendlichen, die an Jean 
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Piaget und Lawrence Kohlberg anknüpfen (vgl. Edelstein/Nunner-Winkler 2000). 
Auch die Bedeutung früher Bindungen für die Entwicklung des Gewissens und so-
zialer Kompetenzen und, gewissermaßen als deren Kehrseite, von Gewaltbereitschaft  
und Aggressivität hat in den soziologisch orientierten Studien zur Sozialisation be-
sondere Aufmerksamkeit gefunden (vgl. Hopf 2005).

Gerade bei der Forschung zu Gewaltbereitschaft , Aggressivität und Rechtextremismus 
wird der Horizont der Sozialisationsforschung, der sich meist auf die Kindheit be-
schränkt, erweitert um Fragen der Sozialisation im Jugend- und Erwachsenenalter 
(vgl. Sutterlüty 2002; Heitmeyer 2002). Diesen späteren Lebensabschnitten wende-
ten sich auch die Untersuchungen der Arbeitsgruppe um Wolfgang Lempert zu, die 
sich mit den sozialen Bedingungen für die Ausbildung moralischer Urteilsfähigkeit 
im Arbeitsprozess und in der berufl ichen Lehre auseinandergesetzt haben (vgl. Hoff /
Lappe/Lempert 1991).

Der zweite Forschungsstrang, die Soziologie der Kindheit, entstand in den frühen 
1980er-Jahren. Als Dokument ihrer Entstehungsgeschichte ist eine Veröff entlichung 
zu betrachten, die sich mit der „Sozialisationsgeschichte seit dem Zweiten Weltkrieg“ 
befasst (vgl. Preuss-Lausitz u.a. 1983): Die hier versammelten Beiträge refl ektieren die 
Erfahrung der Autorinnen und Autoren, dass ihre eigene Kindheit und Sozialisation 
in der unmittelbaren Nachkriegszeit sich deutlich von der Kindheit der nachfolgen-
den Generationen unterschied, eine Erfahrung, die zusammen mit der Rezeption von 
Ariès’ Veröff entlichung zur Historizität von Kindheit (1975/1960) zu einer neuen 
Sicht auf Kindheit und deren soziale Kontexte führte.

Zwei herausragende Untersuchungen sind zu nennen, die sowohl von der analyti-
schen Konzeption her als auch in der Durchführung der empirischen Erhebungen 
neue Forschungsperspektiven eröff neten: die Studie von Zeiher und Zeiher (1994), 
die das soziale Leben von Kindern in der Großstadt in seinen zeitlichen und räum-
lichen Dimensionen erforschte,5 und die Untersuchung von Krappmann und Oswald 
(1995) zu den Interaktionen zwischen Schulkindern in der Schulklasse. Beide Studien 
dokumentieren überzeugend, dass und wie die Interaktion zwischen Kindern zu ei-
nem zentralen Element von Sozialisation wird: „Was Familie und Schule vermit-
teln, Vorstellungen, Begriff e, Ausstattungen und Verhaltensmuster, wird erst vor dem 
Hintergrund der Erfahrungen begreifb ar und wirksam, denen Kinder außerhalb 
des Schirms von Liebe, Schutz und Autorität ausgesetzt sind.“ (Krappmann 1999, 
S.  238) Diese Studien bereiteten den Weg für eine Fülle weiterer Arbeiten zu dem 
neuen Gebiet der Soziologie der Kindheit, die sich den Interaktionen von Kindern 
und Jugendlichen, ihren Freundschaft sbeziehungen, auch der Auseinandersetzung der 

5 Diese Studie knüpft e an die bis dahin völlig vergessene Forschung von Martha Muchow an, 
die in den frühen 1930er-Jahren in Hamburg die eigenständigen, nicht von Erwachsenen 
angeleiteten oder beaufsichtigten Aktivitäten von Kindern in ihren räumlichen und sozialen 
Kontexten untersuchte (vgl. Muchow/Muchow 1998/1935).
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jungen Akteure mit den materiellen und räumlichen Gegebenheiten ihrer Lebenswelt 
widmen.

Der weite Interessenhorizont und die oft  sehr diff erenzierte Ethnographie des 
Kinderlebens, aber auch die Vielfalt der theoretischen Bezüge haben der neue-
ren Sozialisations- und Kindheitsforschung den Vorwurf einer gewissen Beliebig-
keit eingetragen; Bauer (2011) spricht von einem „Potpourri […], das die Soziali-
sa tionsforschung so zentral als Mittelpunkt sozialwissenschaft licher Th eorie bildung 
platziert“ (S. 202). Insbesondere wird kritisch vermerkt, sie lasse den sozialen Kontext 
des Aufwachsens und damit auch das Problem von Klassen ungleichheiten außer 
Acht. Dies trifft   keineswegs für das gesamte Forschungsgebiet zu (vgl. z.B. Büchner/
Fuhs/Krüger 1995; Bühler-Niederberger 2005; Krüger u.a. 2008); und gerade die 
wegweisenden Arbeiten von Krappmann und Oswald (1995) sowie von Zeiher und 
Zeiher (1994) enthielten bereits systematische Anknüpfungspunkte für eine entspre-
chende Forschung. Dennoch muss man feststellen, dass den empirischen Studien 
zur Kindheit der „soziologische Biss“ häufi g fehlt – angesichts der ausgeprägten 
Interdisziplinarität der Kindheits- und neueren Sozialisationsforschung ist dies aller-
dings möglicherweise etwas, das nur die Soziologin vermisst.

3. Bildung und soziale Ungleichheit

Die Frage nach dem Zusammenhang von Bildung und sozialer Ungleichheit steht 
im Zentrum der Bildungssoziologie. Die Forschung dazu ist umfangreich und diff e-
renziert, sowohl von den Fragestellungen her als auch im theoretischen Zugang und 
in der Methodik der empirischen Untersuchung. Es ist daher auch nicht annähernd 
möglich, sie in diesem kurzen Aufsatz angemessen zu würdigen. Ich kann nur auf ei-
nige wenige Studien exemplarisch eingehen und verweise im übrigen auf Hopf (2010), 
Brake und Büchner (2012) sowie Solga und Becker (2012); diese Veröff entlichungen 
geben nicht nur – mit sehr unterschiedlicher Akzentsetzung – einen hervorragenden 
Überblick über die einschlägige Forschung, sondern setzen sich auch sehr sorgfältig 
und kritisch mit ihren Ergebnissen und Methoden auseinander.

3.1 Der Mainstream der Ungleichheitsforschung

In der Forschung zu den sozial bedingten Bildungsungleichheiten hat sich über meh-
rere Jahrzehnte hinweg ein Mainstream herausgebildet, der durch die Kontinuität 
der Arbeit – auch durch eine bemerkenswerte personelle Kontinuität6 – und die 

6 So haben etwa Walter Müller und Karl Ulrich Mayer seit den frühen 1970er-Jahren bis 
heute einschlägig gearbeitet und ihre Forschung, unbeeindruckt von dem über ein gutes 
Jahrzehnt anhaltenden öff entlichen Desinteresse an der Ungleichheits-Th ematik, systema-
tisch fortgeführt. Mit diesem langen Atem ist es ihnen auch gelungen, die Th ematik und 
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Fortschritte in den Methoden beeindruckt. Die ersten Untersuchungen, die in den 
1960er- und frühen 1970er-Jahren in der Bundesrepublik zu dieser Problematik 
durchgeführt wurden, mussten mit einer von heute aus gesehen geradezu armseli-
gen Datenbasis zurechtkommen (vgl. z.B. Dahrendorf 1965; Müller/Mayer 1976). 
Die amtliche Statistik gab zur Frage der Bildungsungleichheiten nach der sozialen 
Herkunft  kaum etwas her, und eigene Erhebungen von Soziologen und Soziologinnen 
waren im Umfang sehr beschränkt. Heute sind entsprechende Untersuchungen 
methodisch dadurch charakterisiert, dass sie über eine breite und diff erenzier-
te Datenbasis verfügen, auch über Längsschnittdaten, dass sie mit soziologisch aus-
sagekräft igen Klassifi kationen zur Erfassung der sozialen Gliederung arbeiten und 
schließlich dass sie komplexe statistische Verfahren der Auswertung verwenden. 

Auch die international vergleichenden PISA-Untersuchungen gehören zu die-
sem Mainstream. Sie haben das Forschungsdesign in einem wichtigen Punkt er-
gänzt: Während die Variable „Bildung“ lange Zeit lediglich in Form von Bildungs-
zertifi katen, Bildungsabschlüssen o.ä. erfasst wurde, wird „Bildung“ in den 
PISA-Unter suchungen systematisch in Form von Kompetenzen der Schülerinnen und 
Schüler ge messen (vgl. aber zur Kritik an den Kompetenzmaßen Solga/Becker 2012, 
S. 17). Das in älteren Diskussionen gerne vorgebrachte Argument, Bildungsabschlüsse 
erlaubten keine Aussagen über die tatsächlich erreichte Bildung der Schülerinnen und 
Schüler, wird damit zumindest zum Teil entkräft et. – Allerdings ist es für soziologi-
sche Fragestellungen oft  sinnvoller, Bildungsabschlüsse als Maßgröße für die erreichte 
Bildung zu verwenden: Damit wird die gesamte Bildungslaufb ahn erfasst, die für den 
Zugang zu berufl ichen Positionen wesentlich ist (vgl. Breen u.a. 2012, S. 346).

Auf der Basis dieser Forschung wissen wir heute sehr viel mehr und sehr viel 
Genaueres über Problemlagen und spezifi sche Bildungsbenachteiligungen bestimmter 
Bevölkerungsgruppen als noch vor 20 Jahren (vgl. Solga/Becker 2012). So ist vielfach 
belegt, dass die Chancen von Arbeiterkindern, höhere Stufen des Bildungswesens 
zu erreichen – also z.B. das Abitur zu machen –, nach wie vor geringer sind als die 
der Kinder von Angehörigen der oberen sozialen Klassen (vgl. Berger/Kahlert 2005; 
Becker/Lauterbach 2010) und dass Jugendliche aus Arbeiterfamilien selbst dann, 
wenn sie das allgemein bildende Schulsystem mit dem Abitur verlassen, seltener 
ein Universitätsstudium, d.h., eine zu den höheren berufl ichen Positionen führen-
de Ausbildung aufnehmen (vgl. Müller u.a. 2009). Neu in den Blick geraten sind das 
Phänomen der Bildungsarmut7 (vgl. Allmendinger 1999; Quenzel/Hurrelmann 2010), 
aber auch die schwierige Bildungssituation einer Teilgruppe der Einwandererkinder. 

das methodische Know-how an ihre Schülerinnen und Schüler weiterzugeben, die heute die 
Forschung prägen.

7 „Bildungsarmut“ bezeichnet eine Ausstattung des Individuums mit Bildung, die so gering 
ist, dass die gleichberechtigte Teilnahme am gesellschaft lichen Leben stark eingeschränkt 
ist oder sogar unmöglich wird. Bildungsarmut ist erst messbar, seit „Bildung“ in Form von 
Kompetenzen systematisch erfasst wird.
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Diese Bevölkerungsgruppe wurde erstmals in den PISA-Studien systematisch berück-
sichtigt.

Immer wieder ist die Frage aufgeworfen worden, ob die für Deutschland, aber auch 
für andere westliche Länder gut dokumentierten Bildungsungleichheiten nach der 
sozialen Herkunft  im Verlauf mehrerer Jahrzehnte geringer geworden sind. Die 
Forschungsergebnisse hierzu waren lange Zeit uneinheitlich und wurden kontrovers 
diskutiert; in der Tat ist angesichts der langen Zeiträume, die hier betrachtet werden, 
und der damit gegebenen Veränderungen in der Wirtschaft s- und Sozialstruktur der 
deutschen Gesellschaft  eine einfache Antwort nicht zu erwarten (vgl. dazu Abschnitt 
4). In ihrer international vergleichenden Untersuchung kommen Breen u.a. (2012) zu 
dem Ergebnis, dass sich in Deutschland und auch in einigen anderen europäischen 
Ländern die Herkunft sdisparitäten in den Bildungsabschlüssen langfristig verrin-
gert haben. Allerdings ist dieser Abbau von Bildungsungleichheiten nach der sozia-
len Herkunft  in den betrachteten Zeiträumen für die verschiedenen sozialen Klassen 
unterschiedlich und auch keineswegs nur in Form von linearen Aufwärtsbewegungen 
verlaufen. In der Bundesrepublik ist vor allem für die ersten Jahrzehnte nach dem 
Ende des Zweiten Weltkriegs eine stärkere Verringerung der Ungleichheiten zu ver-
zeichnen (vgl. dazu auch Müller/Haun 1994).

Nach der Wende ist auch die Frage nach der Ungleichheit der Bildungschancen in 
der DDR gestellt worden, wobei bislang schwer zugängliches Material aus der DDR-
Forschung erschlossen wurde (vgl. Bathke 1990; von Below 2002; Meier/Rabe-
Kleberg/Rodax 1997; Krais 2012; Solga 1997). Festzuhalten ist allerdings, dass die 
Situation in der DDR bis heute nicht gut erforscht ist, obwohl die Einheitsschule 
ebenso wie die Möglichkeiten des Zugangs zu einer Hochschulausbildung nach 
Berufsausbildung und Berufstätigkeit off enkundig dazu beigetragen haben, die 
Bildungsungleichheiten nach der sozialen Herkunft  zu verringern (vgl. Ditton 2009, 
S.  252; zum Bildungssystem der DDR vgl. Arbeitsgruppe Bildungsbericht 1994, 
Kap. 4).

Mädchen wiederum, deren Bildungs-Chancen noch in den 1960er-Jahren deut-
lich geringer waren als die der Jungen, weisen inzwischen im allgemein bilden-
den Schulsystem eher höhere Bildungsabschlüsse auf als Jungen (vgl. Helbig 2012). 
Besonderes Interesse in der öff entlichen wie in der wissenschaft lichen Diskussion gilt 
seit einigen Jahren den geschlechtsspezifi sch unterschiedlichen Fächerpräferenzen im 
Gymnasium und an den Hochschulen: Mädchen und junge Frauen wählen sehr viel 
seltener als Jungen und junge Männer mathematische, naturwissenschaft liche und 
technische Fächer, was ihnen den Zugang zu bestimmten besonders gut bezahlten 
und mit Führungsaufgaben versehenen berufl ichen Positionen versperrt.8

8 Charles u.a. (2014) zeigen in ihrer international vergleichenden Studie zu den Einstellungen 
von Jugendlichen zur Mathematik, dass der Geschlechterunterschied in der Wahl dieses 
Fachs besonders ausgeprägt ist in den wohlhabenden, demokratischen und stärker durch 
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Im Kontext von Bildungsfragen festzustellende Chancenungleichheiten von 
Mädchen und jungen Frauen manifestieren sich daher heutzutage in erster Linie 
bei der Umsetzung ihrer Bildungspatente in entsprechend hochwertige berufl iche 
Positionen (vgl. Hadjar 2011; Breen u.a. 2012). Damit ist allerdings die Forschung 
zu geschlechtsspezifi schen Bildungsungleichheiten gewissermaßen „ausgewandert“ 
in die Arbeitsmarkt- und Berufsforschung bzw. in die Soziologie des Geschlechter-
verhältnisses.

Insgesamt kommt die Forschung zu dem Ergebnis, dass Bildungsungleichheiten nach 
der sozialen Herkunft  ein hartnäckiges Problem moderner, westlicher Gesellschaft en 
sind. Aber wie ist dies zu erklären? Und welche Erklärungen liefert die soziologische 
Forschung?

3.2 Erklärungsansätze und blinde Flecke der Forschung

Unter der Überschrift  „schichtspezifi sche Sozialisationsforschung“ hatte sich die ältere 
Ungleichheitsforschung vor allem für die Familie, ihre kulturellen und ökonomischen 
Ressourcen, Werthaltungen, Erziehungsstile interessiert (vgl. Rolff  1967; Grundmann/
Huinink/Krappmann 1994). Untersuchungen aus den USA hatten einen nur geringen 
Einfl uss der Schule auf die Schulleistungen der Schülerinnen und Schüler festgestellt, 
während der Familie die entscheidende Bedeutung zugewiesen wurde (vgl. Coleman 
u.a. 1966; Jencks u.a. 1979); einschlägige Untersuchungen in der Bundesrepublik ka-
men, wie bereits erwähnt, nicht zu greifb aren Ergebnissen, was als „Scheitern der 
schichtspezifi schen Sozialisationsforschung“ verbucht wurde (vgl. Abschnitt 2).

In seinem informativen Überblick über die bildungssoziologische Schuleff ekt-
forschung seit den 1960er-Jahren stellt Ditton (2009) eine Fülle von Arbeiten vor; 
auch zur Situation in Deutschland gibt es mittlerweile recht umfangreiches Material. 
Zumeist handelt es sich dabei um Arbeiten mit großen Datensätzen aus repräsentati-
ven Stichproben; u.a. sind die PISA-Untersuchungen zu Fragen der relativen Eff ekte 
von Schule und Familie ausgewertet worden. Dabei wird deutlich, dass die soziale 
Herkunft  nach wie vor ein wesentlicher Faktor für den Schulerfolg ist.

sogenannte „postmaterialistische“ Einstellungen geprägten Gesellschaft en – allerdings ist 
auch in diesen Ländern das Interesse der Jungen an Mathematik und den damit verbun-
denen Berufen geringer als in den ärmeren Ländern. Sie führen dies zurück auf die große 
Bedeutung, die in den wohlhabenden, demokratischen Gesellschaft en dem Selbstverständnis 
von der Fächer- und Berufswahl als einer mit der eigenen Persönlichkeit im Einklang ste-
henden Entscheidung zukommt, wodurch vorherrschende Geschlechterstereotypen stärker 
wirksam werden können; sie sprechen von einer „self-expressive gender inequality“ (S. 102). 
Es kommt hinzu, dass dort sowohl Mädchen als auch Jungen Mathematik und verwandte 
Gebiete in höherem Maße zeitaufwendig, schwierig und langweilig fi nden (vgl. ebd.).
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Im Vergleich zwischen Ländern und auch zwischen Schulen zeigen sich aller-
dings deutliche Unterschiede in der Stärke des Herkunft s-Eff ektes – off ensichtlich 
gibt es Schulsysteme und einzelne Schulen, die in der Überwindung von herkunft s-
bedingten Bildungs-Handikaps erfolgreicher sind als andere. In seiner abschlie-
ßenden Bewertung des Forschungsstandes kommt Ditton daher zu einem diff e-
renzierten Ergebnis: Er stellt zwar fest, dass für den schulischen Erfolg „Merkmale 
der Schüler und damit das, was Schule als ‚Input‘ geliefert bekommt“, zentral sei-
en (S.  253). Zugleich betont er jedoch, dass die früheren Aussagen über eine gerin-
ge Bedeutsamkeit der Schule für die Schulleistungen so nicht mehr aufrecht erhalten 
werden könnten; vielmehr sei die Forschungslage uneinheitlich. Das ist angesichts der 
Fülle der sehr umfangreichen, teuren Studien, die Ditton vorstellt, ein bemerkenswert 
mageres Ergebnis – und dies liegt nicht am Autor.

Sieht man genau hin, so muss man feststellen, dass die Variablen, die in den ein-
schlägigen Untersuchungen verwendet werden, um den Einfl uss der Schule auf die 
Schulleistungen der ihnen anvertrauten Kinder und Jugendlichen zu erfassen, bis heu-
te im Grunde nichts weiter sind als mehr oder weniger plausible Ad-hoc-Variablen: 
Neben Merkmalen wie der Zusammensetzung der Klasse nach dem Leistungsniveau 
und/oder nach der sozialen bzw. ethnischen Herkunft  der Schüler und Schülerinnen 
fi nden sich Merkmale der Schulausstattung und der Gliederung des Schulwesens oder 
institutionell vorgegebene Selektionszeitpunkte. Eine theoretische Begründung für 
diese Variablen sucht man vergebens.

Diff erenzierter und stärker theoretisch angeleitet ging schon die ältere Ungleich-
heitsforschung vor, wenn es um die Familie ging: Sie verstand sich explizit als Soziali-
sationsforschung, d.h., sie konzipierte ihren Forschungsgegenstand im Wesentlichen 
als ein prozessuales Geschehen, in dem Interaktionen zwischen Eltern und Kindern, 
in der Familie vorfi ndliche Werthaltungen und Einstellungen zu traditionellen 
Bildungsgütern oder auch Erziehungsstile wirksam werden – wie unzureichend auch 
immer manche dieser Konzeptionen von heute aus gesehen erscheinen mögen. Auch 
neuere Untersuchungen, die ihren Blick auf die Familie richten, arbeiten mit theo-
retisch gut begründeten Konzepten. Dies gilt etwa für Büchner und Brake (2006), 
die in einer diff erenzierten, theoretisch an Bourdieu anschließenden Arbeit der 
Transmission von Bildung und Kultur im Alltag von Familien in Deutschland nach-
gehen.

Empirische Studien, die zu erhellen suchen, an welchen Aspekten der Schule 
Schülerinnen und Schüler scheitern, die nicht aus den traditionell mit den bürger-
lichen Bildungsgütern vertrauten sozialen Klassen stammen, sind in der deut-
schen Bildungsforschung ausgesprochen selten. Selbst eine so bemerkenswer-
te Untersuchung wie die von Maaz und Nagy (2009), die zeigt, dass – bei gleichen 
Schul leistungen – an deutschen Grundschulen die Lehrer-Empfehlung für den Über-
gang ins Gymnasium für Kinder aus „sozial weniger begünstigten Familien“ selte-



Bildungssoziologie

277DDS, 106. Jg., 3(2014)Bildungsforschung – disziplinäre Zugänge

ner ausgesprochen wird als bei Kindern aus den oberen sozialen Schichten und dass 
bereits die Notenvergabe von der sozialen Herkunft  der Schülerinnen und Schüler 
beeinfl usst wird (vgl. S.  172ff .), bleibt bei dieser Feststellung stehen. Wie solche 
Entscheidungen zustande kommen, wie sie gerechtfertigt werden, welche institu-
tionellen Logiken dahinter stehen, wie dadurch Prozesse der Entmutigung bei den 
Schülerinnen und Schülern in Gang gesetzt werden, aber auch, welche Aspekte der 
Schule diesen Prozessen möglicherweise entgegenwirken9 usw., wird nicht mehr un-
tersucht.

Auch die umfangreiche biographisch und ethnographisch angelegte Forschung 
an der Universität Halle-Wittenberg, die sich – explizit mit dem Blick auf sozia-
le Ungleichheiten – der Schulkultur und auch den Selektionsprozessen in der Schule 
widmet (vgl. Krüger u.a. 2010; Kramer u.a. 2013), klammert aus, was Schule im 
Kern ausmacht: Bei dieser Forschung geht es um die Sicht- und Erlebnisweisen von 
Schülerinnen und Schülern, um ihren Habitus, ihre Bewältigungsstrategien usw. – 
es geht nicht um Merkmale der Schule und ihres Personals, um die Lehrer-Schüler-
Interaktion, Alltagstheorien von Lehrkräft en, die institutionelle Logik der Selektion 
oder Ähnliches.

Zu den seltenen Arbeiten, die sich dem Geschehen in der Schule widmen, gehört 
die Studie von Gomolla und Radtke (2009) zur Herstellung ethnischer Diff erenz in 
der Schule. Sie gehen den internen Logiken nach, die in den Konzepten, Regeln, 
institutionalisierten Routinen usw. der Schule stecken – die soziale Herkunft  der 
Schülerinnen und Schüler wird hier jedoch nicht thematisiert. In ihrem verdienst-
vollen Band zur „Alltagswelt Schule“ haben Brake und Bremer (2010) zusam-
mengetragen, was dazu im deutschen Sprachraum an Forschung existiert – auch 
sie dokumentieren jedoch vor allem, dass die Frage nach der Reproduktion von 
Bildungsungleichheiten in der Schule, vermittelt über das, was Schule und Unterricht 
ausmacht, nur äußerst selten bearbeitet worden ist. Zwei sehr bemerkenswerte, von 
Brake und Bremer (2010) vorgestellte Untersuchungen kommen aus der Schweiz: 
zum einen die noch laufende Studie zur schichtspezifi schen Aneignung von Literalität 
in Familie und Grundschule (Künzli/Isler/Leemann 2010), zum anderen eine Arbeit, 
die der Bedeutung schulischer Logiken bei Kindern unterschiedlicher sozialer 
Herkunft  nachgeht (Jünger 2008). Bemerkenswert sind beide Studien auch deshalb, 

9 Es fi nden sich an anderen Orten durchaus Hinweise auf Elemente der Schule, die der Ent-
wicklung von Schülerinnen und Schüler aus einfachen sozialen Verhältnissen förderlich 
sind. Bourdieu beispielsweise schreibt in den kurz vor seinem Tod entstandenen autobio-
graphischen Notizen über die Erfahrung des „unerhörten Abstandes zwischen der gewalt-
tätigen Welt des Internats, einer furchtbaren Schule des Wirklichkeitssinns […] und dem 
Schulunterricht selbst, wo völlig andere Werte vermittelt wurden und die Lehrer, vor allem 
die Frauen, uns eine ganze Welt geistiger Entdeckungen und menschlicher Beziehungen na-
hebrachten, die man nur als verzaubert bezeichnen kann.“ (Bourdieu 2002, S. 103) Warum 
kann dieser Typ von empirischem Material nicht einmal systematisch erschlossen werden?
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weil sie so nah am Geschehen in der Schule sind, dass sie zugleich Perspektiven für 
eine Pädagogik der Überwindung dieser Reproduktionsmuster eröff nen.

Ausgesprochen anregend sind schließlich die Überlegungen von Fölling-Albers 
(2005) zur Ungleichheit verstärkenden Wirkung zentraler Elemente der deutschen 
pädagogischen Tradition; allerdings sehe ich nicht, wo diese Anregungen aufgegrif-
fen worden wären. Ebenso wenig sind konzeptionelle Überlegungen, wie sie z.B. 
Dravenau und Groh-Samberg (2005) oder Büchner (2010) vorgetragen haben, in em-
pirische Untersuchungen umgesetzt worden.

Auff ällig ist jedenfalls, dass die oben vorgestellte, umfangreiche Ungleich heits-
forschung zum Geschehen in der Schule überhaupt nicht vordringt, sondern sich mit 
bestimmten Merkmalen von Schulen und Schülerinnen und Schülern zufrieden gibt 
– der Blick ins Innere der Schule, in den „Maschinenraum“ des Bildungswesens ei-
ner Gesellschaft , wird sorgsam vermieden. So kann man nur feststellen, dass die „sys-
tematische Untersuchung der Schule als sozialer Institution“, die Jean Floud (1959, 
S. 48) im ersten Sonderheft  der Kölner Zeitschrift  für Soziologie und Sozialpsychologie 
zur Bildungssoziologie einforderte, bis heute aussteht: Die Schule ist in der 
Ungleichheitsforschung ein blinder Fleck geblieben. Wie kann das sein?

Bei der Suche nach einer Antwort auf diese Frage stößt man auf den die Debatte do-
minierenden bildungssoziologischen Mainstream der Ungleichheitsforschung: Das 
zentrale Paradigma dieser Forschungsrichtung kommt ohne die Prozesse, Personen, 
Strukturen, internen Logiken der Schule aus. Ihm liegt ein charakteristisches Set von 
theoretischen Vorannahmen zugrunde, das sich auf die Argumentation von Raymond 
Boudon stützt (vgl. dazu ausführlich Hopf 2010, S. 139ff .):
• Den Ausgangspunkt von Boudons Argumentation bildet die Annahme ratio-

naler Kosten-Nutzen-Kalküle der Individuen; dies sind im Falle von Bil dungs-
entscheidungen monetäre, aber auch nicht-monetäre Kosten, Risiken und Nutzen 
bestimmter Bildungswege;

• daher stehen jene „Gelenkstellen“ des Bildungssystems im Zentrum seiner 
Überlegungen, an denen die Individuen (Schülerinnen und Schüler, Studierende 
bzw. Eltern für ihre Kinder) Entscheidungen über den weiteren Bildungsweg zu 
treff en haben, also die Übergänge im Bildungswesen;

• Boudon unterscheidet zwischen primären und sekundären Disparitäten nach der 
sozialen Herkunft . Die soziale Herkunft  der Kinder manifestiert sich u.a. in deren 
Schulleistungen; dies sind die primären Herkunft seff ekte.10

10 Hopf (2010) macht darauf aufmerksam, dass in der an Boudon anschließenden Forschung 
primäre und sekundäre Disparitäten verschiedentlich mit primärer, d.h., familialer Sozialisa-
tion und sekundärer, d.h., schulischer Sozialisation vermengt werden – eine Verwirrung, für 
die man durchaus Verständnis haben kann (vgl. S. 143f.).
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Die sekundäre, gewissermaßen gesellschaft lich zuzurechnende Disparität ergibt sich, 
so Boudon, an den „Gelenkstellen“ des Bildungsweges. Dabei wird unterstellt, dass 
Kosten und Risiken des länger dauernden, in der Familie eher unbekannten weiter-
führenden Bildungsweges – in Deutschland wäre dies insbesondere der gymnasia-
le Bildungsweg – für Angehörige der unteren sozialen Schichten höher sind als für 
Angehörige der oberen Schichten; auch den Nutzen eines solchen Bildungsweges 
können Individuen aus den unteren sozialen Schichten nicht gleichermaßen zuverläs-
sig einschätzen wie Individuen aus den oberen Schichten.

So ergeben sich aus der rationalen Wahl der Individuen – Eltern oder auch die 
Schülerinnen und Schüler selbst, je nach dem Zeitpunkt im Lebenslauf, an dem die 
Entscheidung getroff en werden muss – je nach Schichtzugehörigkeit unterschiedliche 
Bildungswege. Daraus ziehen Boudon und mit ihm viele Bildungsforscherinnen und 
-forscher, die sich auf ihn berufen, den Schluss, dass Bildungsungleichheiten nach der 
sozialen Herkunft  an den Übergängen im Bildungswesen entstehen.

Unabhängig davon, wie plausibel – oder eher: unplausibel – diese theoretischen 
Vorannahmen erscheinen mögen, ist festzuhalten, dass sie den neugierigen, for-
schenden Blick auf die Schule geradezu versperren. So verwundert es nicht, dass 
Untersuchungen, die sich auf das Boudonsche Paradigma stützen, immer wieder 
zu dem Ergebnis kommen, dass das, was in der Schule geschieht, keine Bedeutung 
für die Bildungsungleichheiten nach der sozialen Herkunft  hat. Boudon, der sein 
Modell in den frühen 1970er-Jahren entwickelt hat, konnte sich damals auf empiri-
sche „Evidenzen“ stützen, waren doch die bereits erwähnten ersten Untersuchungen 
aus den USA zu den Bildungsungleichheiten zu dem Ergebnis gekommen, dass 
der Schule bei der Produktion bzw. Reproduktion sozialer Ungleichheiten keine 
Bedeutung zukomme. Mittlerweile muss man allerdings nüchtern festhalten, dass die 
„Evidenzen“ aus den 1960er-Jahren keine mehr sind.

Nun ist es nicht so, dass es der Soziologie an analytischen Konzepten mangeln 
würde, an die man anknüpfen könnte, um Bildungsungleichheiten nach der so-
zialen Herkunft  zu erklären. Ein theoretisch gut begründetes Konzept für die 
Auseinandersetzung mit dem Problem bildungsvermittelter Reproduktion sozi-
aler Ungleichheit entwickelte Pierre Bourdieu mit seinen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern (vgl. 1992/1984; Bourdieu/Passeron 1970). Sein Interesse richtet sich 
auf die Schule und die dort zugleich angewandten und vermittelten Klassifi kationen, 
die „die Wahrnehmung und Wertung organisieren und die Praxis strukturieren.“ 
(Bourdieu 1992/1984, S.  353) Kurz gefasst lautet sein Argument wie folgt: Ihren 
Zöglingen einen Komplex von Denkweisen, Kulturtechniken und Wissensbeständen 
zu vermitteln, der den Umgang mit der Welt anzuleiten vermag, ist eine wesentli-
che Aufgabe der Schule. Zu diesem Bildungsprogramm gehören große Teile der 
in einer Gesellschaft  gängigen symbolischen Ordnungen, Klassifi kationssysteme, 
Bewertungsschemata. Diese ermöglichen es Lernenden wie Lehrenden, „alles – auch 
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sich selbst – nach den schulischen Taxonomien zu bewerten und einzuordnen.“ 
(Ebd., S. 370)

Zur Logik der Schule gehört jedoch auch, dass sie ihre Beziehung zu den Herrschaft s- 
und Ungleichheitsstrukturen der Gesellschaft  leugnet. Sie beansprucht, einen eigenen 
sozialen Kosmos zu bilden, der seiner eigenen Logik folgt, einer Logik der kulturel-
len Praktiken, der Denkmuster und der symbolischen Ordnungen. Die Taxonomien 
der Schule leisten damit noch etwas anderes als die bloße Vermittlung eines Denk- 
oder Bildungsprogramms, das den Umgang mit der Welt anzuleiten vermag: Sie 
funktionieren auch, wie Bourdieu schreibt, „im Sinne einer Maschine, die sozia-
le Bewertungen in schulische Bewertungen – verstanden als anerkannte und als sol-
che verkannte soziale Rangordnungen – transformiert.“ (Ebd.)11 Die außerhalb der 
Schule produzierten Strukturen sozialer Ungleichheit nach sozialen Klassen und 
Milieus, nach Geschlecht, nach „Migrationshintergrund“ usw. verschwinden hin-
ter den schulischen Taxonomien, nach denen Schülerinnen und Schüler – ebenso 
wie auch die Lehrerinnen und Lehrer – eingeteilt werden und sich selbst einteilen; 
sie bleiben in den Resultaten dieser Klassifi kations-Vorgänge jedoch zugleich erhal-
ten. Da sie den unterschiedlichen Voraussetzungen, mit denen ihre Zöglinge in die 
Schule kommen, nicht Rechnung trägt – dies hätte zu leisten, was Bourdieu „rationa-
le Pädagogik“ nennt –, reproduziert die Schule diese Ungleichheitsstrukturen, ohne 
dass der Mechanismus der Reproduktion zutage tritt (vgl. dazu auch Solga 2005). 

An diese Überlegungen Bourdieus knüpft  eine sehr bemerkenswerte Untersuchung 
aus den USA an: die große Längsschnitt-Studie von Annette Lareau (2011), die 
über einen Zeitraum von zehn Jahren hinweg parallel den Alltag von Kindern in 
Familie und Schule beobachtet und analysiert hat. Lareau kann zeigen, wie sich bei 
Arbeiterfamilien und ihren Kindern Praktiken und kulturelle Logiken der Schule und 
ihres eigenen Alltags beständig aneinander reiben, während es diese Erfahrung zweier 
konfl igierender Welten bei Mittelschicht-Familien schlichtweg nicht gibt – hier grei-
fen die kulturellen Logiken der Schule und der Familie wunderbar ineinander. Eine 
vergleichbare Untersuchung für Deutschland gibt es bislang nicht.

11 Als Material zur Untersuchung der in der pädagogischen Praxis gebräuchlichen Klassifi ka-
tionen und „Kategorien des Verstehens“ standen Bourdieu und seiner Mitarbeiterin Mo-
nique de Saint Martin neben amtlichen Statistiken über das Lehrpersonal und Nachrufen zu 
ehemaligen Professoren der École normale supérieure (der Ausbildungsstätte für Gymnasial-
lehrer und -lehrerinnen) auch Karteikarten mit persönlichen Daten und Bemerkungen zu 
einzelnen Schülerinnen zur Verfügung, die ein Lehrer einer geisteswissenschaft lichen Klasse 
zur Vorbereitung auf die Aufnahmeprüfung für diese École in Paris über vier Jahre geführt 
hatte (vgl. Bourdieu 1992/1984, S.  353ff .). – Man sollte sich auch darüber im Klaren sein, 
dass das französische Wort für „Schule“ (école) einen sehr viel weiteren Bedeutungsraum 
aufspannt als das deutsche Wort, da es die als „Elite-Institutionen“ geltenden grandes écoles 
auf Universitätsniveau mit einschließt. In der zitierten Untersuchung stehen diese Instituti-
onen im Zentrum der Argumentation.
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Auch die Überlegungen Adornos zur Sozialfi gur des deutschen Lehrers, die er in sei-
nem kurzen Text zu den „Tabus über dem Lehrberuf “ entwickelte (Adorno 1970b), 
sind singulär geblieben: Über Lehrerinnen und Lehrer wissen wir nahezu nichts.12 
Eine neue Studie zu den Stereotypen von Lehramts-Studierenden über Schülerinnen 
und Schüler aus unterschiedlichen Sozialgruppen (vgl. Schuchart/Dunkake 2014), 
die Bourdieus Argumentation zu den in der Schule verwendeten Klassifi kationen 
aufgreift , regt allerdings zum Nachdenken über die in der Erziehungswissenschaft  
ebenso wie bei Lehrerinnen und Lehrern und Lehramtsstudierenden gebräuch-
lichen Kategorien an: Man trifft   auf Kategorien wie „leistungsstark“ versus „leistungs-
schwach“, „bildungsfern“ versus „bildungsnah“, „sozial kompetent“ bzw. „inkompe-
tent“, „Risikogruppe“ u.ä. Wer ist da ein Risiko für wen? Und was hat es mit dem 
„Migrationshintergrund“ auf sich – in einem Land, in dem es angesichts der Kriege 
und Grenzverschiebungen der letzten hundert Jahre eigentlich kaum jemanden ohne 
„Migrationshintergrund“ gibt?13 Worauf verweist ein Wort wie „leistungsschwach“, 
das mit dem Begriff  der „Leistung“ einen sehr allgemeinen und zugleich sehr zentra-
len Begriff  für die Verortung des Individuums in unserer gegenwärtigen Gesellschaft  
verwendet? Welches selbstverständliche „Wissen“ von der Gesellschaft  geht in diese 
Kategorisierungen ein? Woher kommen diese Klassifi kationen?

Die soziologische Annäherung an das Geschehen in der Schule wäre auch aus einem 
weiteren Grund nicht darauf angewiesen, gewissermaßen bei Null anzufangen: Die 
Forschung zu Kindheit und Sozialisation ist mittlerweile auf einem anderen Stand als 
in den frühen 1970er-Jahren. Ihre Konzepte und Methoden eröff nen einen systema-
tischen Zugang zur Alltags-Interaktion, ihren institutionellen Rahmungen, zur Rolle 
von Bindungen und von gegenseitigem Respekt in der Entwicklung – d.h. aber auch 
für die Lernprozesse – der jungen Individuen. Die in den frühen 1970er-Jahren abge-
brochenen Brücken zur Sozialisationsforschung wären jedoch erst wieder herzustel-
len.

Dass die Schule so selten ins Visier der bildungssoziologischen, aber auch der erzie-
hungswissenschaft lichen Forschung gerät, ist erstaunlich. Off ensichtlich geben sich 
nicht nur die Schule als Institution und mit ihr die Lehrerinnen und Lehrer damit zu-
frieden, dass die Kinder und Jugendlichen eben – und zwar systematisch nach der so-
zialen Herkunft  – mit einer unterschiedlichen „Schul-Eignung“ in die Schule kom-
men und diese dann auch mit entsprechend unterschiedlichen Bildungsresultaten 

12 Das neue Handbuch der Forschung zum Lehrerberuf (Terhart/Bennewitz/Rothland 2011) bei-
spielsweise berichtet nichts über Untersuchungen zur Praxis von Lehrerinnen und Lehrern, 
zu ihren Klassifi kationen und Wertungsprinzipien oder auch zu den Vorstellungen, die sie 
von einem guten Unterricht haben.

13 Gemeint ist etwas, das nicht ausgesprochen wird und das, wenn man versucht, es auszu-
buchstabieren, eine ganze Reihe von Unterscheidungslinien aufmacht, von denen jede ein-
zelne ihren Gegenstand verfehlt, da sie ebenso für die eingeborene deutsche Bevölkerung 
zutrifft  . So ist der „Migrationshintergrund“ ein wunderbares Beispiel für Bourdieus Argu-
mentation zur Konstruktion und zur sozialen Kraft  der Taxonomien.
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wieder verlassen, sondern auch die Wissenschaft ler und Wissenschaft lerinnen. Man 
könnte auf die Idee kommen, dass sich in dieser geradezu systematisch zu nennen-
den Nicht-Beachtung des Geschehens in der Schule ein unbeirrbarer Glaube an die-
se Institution, an die Schule als einem „Reich des Guten“ manifestiert, vor dessen 
Toren all das problematische Gesellschaft liche, mit Macht und Herrschaft  und sozi-
alen Konfl ikten Beladene zurückbleibt. Oder ist es so, um mit Bourdieu zu sprechen, 
dass wir, die amtlich bestallten Bildungsforscherinnen und -forscher, die wir unsere 
soziale Position der Schule und der Hochschule verdanken, den kritischen Blick auf 
diese Institution – und damit auf uns selbst – lieber nicht riskieren?

4. Bildung und gesellschaft liche Entwicklungen

In den Entstehungsjahren der Bildungssoziologie in Deutschland wurden Fragen der 
Bildung vor dem Hintergrund bestimmter gesellschaft licher Bezüge diskutiert: Das 
waren zum einen – unter den Stichworten Wirtschaft swachstum, Humankapital und 
Qualifi kation – die Anforderungen der Wirtschaft  an die Verfügbarkeit qualifi zier-
ter Arbeitskräft e, zum anderen aber die Überwindung hergebrachter Strukturen so-
zial vermittelter Bildungsungleichheit im Interesse der Entwicklung einer demokra-
tischen und zivilisierten Gesellschaft , und schließlich ging es um den Bruch mit der 
autoritären Erziehung. Für einen kurzen historischen Moment schien es so, als wirk-
ten diese Aspekte der gesellschaft lichen Entwicklung zusammen, um durchgreifende 
Bildungsreformen in Gang zu setzen.

Sehr schnell, nämlich schon in den frühen 1970er-Jahren, zeigte sich jedoch, dass 
das Engagement der Bildungsreformer und -reformerinnen ins Leere lief: Die 
Modernisierung der berufl ichen Bildung blieb auf halbem Wege stecken und er-
fasste nur einen Kernbereich der Berufsausbildung; die dreigliedrige, hoch selektive 
Grundstruktur des traditionellen deutschen Schulwesens blieb erhalten und wurde 
nur hier und da ergänzt durch neue Schulformen wie die Gesamtschule. Insbesondere 
gegen die Aufl ösung des Gymnasiums gab es – und gibt es bis heute – erbitterte 
Widerstände.

Um zu verstehen, woher diese Widerstände rührten, welche gesellschaft lichen 
Interessen, Machtstrukturen und sozialen Gruppierungen sich darin äußerten, waren 
gründliche soziologische Refl exion und Forschung gefordert, die sich auf gesellschaft -
liche Zusammenhänge und Entwicklungen jenseits des Bildungswesens richteten. 
In ihrem Beitrag „Die Schule als Mittelklasseninstitution“ im ersten bildungssozio-
logischen Sonderheft  der Kölner Zeitschrift  für Soziologie und Sozialpsychologie hat-
te Charlotte Lütkens bereits 1959 auf das Bildungsbürgertum und seine besonde-
re Bedeutung für Gesellschaft  und Staat in Deutschland verwiesen – eine soziale 
Formation, für die das Gymnasium als „Vorstufe“ zur Universität eine zentrale Rolle 
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spielte (vgl. S. 25). Angesichts des Scheiterns der Konzepte zu einer Bildungsreform, 
deren Herzstück die Aufl ösung des Gymnasiums zu Gunsten einer „Einheitsschule“ 
– wie sie von ihren Gegnern und Gegnerinnen apostrophiert wurde – gewesen wäre, 
richtete sich der soziologische Blick erneut zurück: Es entstanden soziologisch infor-
mierte Untersuchungen zur Geschichte der Schule in Deutschland, eine Geschichte, 
die auch eine Geschichte der Schulkämpfe war (vgl. von Friedeburg 1989; Herrlitz 
u.a. 2009).

In der historischen Perspektive wird zunächst deutlich, dass Fragen von Human-
kapital und verfügbaren Arbeits-Qualifi kationen für die Entwicklungen im Bildungs-
wesen kaum, oder nur sehr vermittelt, eine Rolle spielen, jedenfalls in einer 
Gesellschaft  wie unserer, die seit langem über ein diff erenziertes Bildungssystem ver-
fügt. Verschiebungen in der Sozialstruktur und im gesellschaft lichen Machtgefüge 
machen sich hier sehr viel stärker geltend. Darauf hat insbesondere die Arbeitsgruppe 
um Michael Vester hingewiesen. Vester u.a. (2001) haben ein Konzept zur Erfassung 
der Sozialstruktur entwickelt, das deren Veränderungen über größere Zeiträume 
zu erfassen vermag. Dabei ist ihnen zweierlei wichtig: Zum einen soll die simp-
le Vorstellung von einer vertikalen sozialen Gliederung überwunden werden, die 
Veränderungen in der sozialen Lage und in den Machtverhältnissen zwischen den 
sozialen Schichten bzw. Klassen lediglich als Auf- oder Abstieg zu begreifen erlaubt, 
und zum anderen sollen Orientierungen und Selbstverortungen der sozialen Akteure 
systematisch mitberücksichtigt werden. Dies gelingt der Forschergruppe mit Hilfe des 
von Bourdieu entwickelten Konzepts des sozialen Raums und der Unterscheidung 
von unterschiedlichen sozialen Milieus innerhalb von sozialen Klassen.

Die Verschiebungen in der Bildungsbeteiligung der verschiedenen sozialen Klassen 
und Milieus sind dann vor dem Hintergrund des gesellschaft lichen Struktur -
wandels in Deutschland – Stichworte dazu sind z.B. das Schrumpfen des industriel-
len Sektors und der traditionellen Industriearbeit, die Zunahme und Aus-
diff erenzierung wissensbasierter Tätigkeiten, die Erweiterung und Diff erenzierung 
des Dienstleistungsbereichs – nicht ohne Weiteres als Auf- und Abstiege zu interpre-
tieren. So hat der Besuch weiterführender Schulen und z.T. selbst von Hochschulen 
die Kinder aus Arbeiterfamilien und aus den unteren Mittelschichten nicht unbedingt 
auf der sozialen Leiter „nach oben“ geführt. Vielmehr handelt es sich bei ihrer in der 
Generationenfolge veränderten sozialen Positionierung häufi g um nichts anderes als 
um den Erhalt der relativen Klassenposition, allerdings, in der Terminologie von 
Vester u.a. (2001), auf der Basis einer Verschiebung im sozialen Raum „nach links“, in 
die durch White-Collar-Berufe geprägten sozialen Milieus – bei nach wie vor beste-
hender Unsicherheit der Beschäft igungs- und Einkommenssituation.

Neue Entwicklungen im Bildungswesen wie die Globalisierung und Kommodi-
fi zierung von Bildung sind bislang vorrangig unter dem Gesichtspunkt der 
Privatisierung und Überführung von Teilbereichen des Bildungswesens in Geschäft s-
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zweige des Kapitals diskutiert worden. Auch wenn davon auszugehen ist, dass pro-
grammatische Texte wie die von der OECD Mitte der neunziger Jahre entworfene 
Agenda zu Beschäft igung und Wachstum in der „wissensbasierten Ökonomie“ nicht 
identisch sind mit dem, was tatsächlich geschieht, ist doch mittlerweile die Realität 
vieler nationaler Bildungssysteme durchaus von den mit dieser Agenda intendierten 
Prozessen der Entwicklung von Bildungsmärkten und der Einführung von marktför-
migen Steuerungselementen in öff entliche nationale Bildungssysteme geprägt (vgl. 
Meyer 2005). In Deutschland ist die Einführung marktförmiger Steuerungselemente 
bei gleichzeitiger öff entlicher Unterfi nanzierung des Bildungswesens vor al-
lem im Hochschulbereich folgenreich geworden, auch wenn es bisher nicht ge-
lungen ist, die Studierenden direkt zur Finanzierung von Hochschulen heran-
zuziehen – man kann allerdings sicher sein, dass es neue Anläufe hierzu geben 
wird. Bei Lehrmaterialien und wissenschaft lichen Zeitschrift en beispielsweise sind 
Bildungsunternehmen mittlerweile auch hierzulande durchaus erfolgreich in der 
Kommodifi zierung. Bemerkenswert ist auch, in welch kurzem Zeitraum sich die 
deutsche Hochschullandschaft  durch Bologna, Exzellenz-Initiative usw. verändert 
hat – ohne dass der Mehrheit der Beteiligten klar war, was sie damit in Gang ge-
setzt haben. Mit diesen Entwicklungen hat sich insbesondere Münch (2011) in sei-
ner Untersuchung zum „Akademischen Kapitalismus“ auseinandergesetzt, wobei die 
Debatte um seine Untersuchung selbst schon die Durchdringung der akademischen 
Welt mit den neuen Sichtweisen und Denkkategorien dokumentiert.

Der sozialstrukturelle Hintergrund oder die Implikationen dieser Entwicklungen für 
die Strukturen sozialer Ungleichheit sind jedoch nur selten Gegenstand soziologi-
scher Analysen geworden (vgl. dagegen Kupfer 2011, die in knapper Form die in-
ternationale Diskussion zu den Prozessen der Globalisierung und Kommodifi zierung 
von Bildung ebenso wie deren Folgen für die Strukturen sozialer Ungleichheit 
am Beispiel Englands vorstellt). Für Deutschland lässt sich an Hand der Daten 
etwa zum Zulauf zu Privatschulen, zum verstärkten Interesse an der Identifi kation 
von „Elite-Gymnasien“, aber auch der Diskussion um zusätzlich zum öff entlichen 
Bildungsangebot zu erbringende, privat zu fi nanzierende Bildungselemente wie 
Studienaufenthalte im Ausland, erweiterte Sprachkenntnisse usw. feststellen, dass 
es off ensichtlich im Bürgertum ein Bedürfnis nach Vergrößerung der Distanz zwi-
schen sich und den aufstiegsorientierten Mittelschichen gibt. Auch die Globalisierung 
von Bildung ist bislang eine Entwicklung, die insbesondere das Bürgertum betrifft  : 
Während das Wirtschaft sbürgertum in Deutschland bis in die zweite Hälft e des 
20. Jahrhunderts hinein weniger auf akademische Bildung setzte, hat sich dies mit 
den jüngeren Generationen geändert. Zugleich ist mit der Internationalisierung der 
Wirtschaft sprozesse das Interesse an internationalen Orten der Bildung gewachsen, an 
denen „man sich trifft  “, Bekanntschaft en schließt, sich die gleichen Klassifi kationen 
aneignet. Diesen Entwicklungen vor dem Hintergrund der Veränderungen im so-
zialen Raum nachzugehen, bleibt jedoch ein uneingelöstes Desiderat bildungsso-
ziologischer Forschung. Dabei wäre es auch in einer übergreifenden soziologischen 
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Perspektive lohnend, sich mit diesem Th emenkomplex näher zu beschäft igen, wie 
Norbert Elias mit seinen „Studien über die Deutschen“ (1989) gezeigt hat.

5. Abschließende Bemerkungen

Dass die Bildungssoziologie eingebettet ist in eine interdisziplinäre, multiperspekti-
vische Bildungsforschung mit dominanter Erziehungswissenschaft  bleibt nicht ohne 
Folgen. Die weit überwiegend an den Fachbereichen für Erziehungswissenschaft  
ange siedelten Professuren für Bildungssoziologie sind in den Diskurs der Erziehungs-
wissenschaft  eingebunden, der auch Problemdefi nitionen und Relevanz gesichtspunkte 
vorgibt. Soziologen und Soziologinnen, die sich in diesem Kontext behaupten wol-
len, müssen sich auf die expliziten und, eher noch problematischer, auf die im-
pliziten Regeln dieses disziplinären Feldes einlassen. So erscheint plausibel, was 
Baumert und Roeder (1990) gezeigt haben: Mit der institutionellen Zuordnung zur 
Erziehungswissenschaft  geht der Kontakt zur Ursprungsdisziplin im Regelfall ver-
loren; von dieser Entwicklung blieb die Bildungssoziologie nicht ausgenommen. Es 
ist schwer, „von außen“, von der Erziehungswissenschaft  her, Th emen der Bildungs-
soziologie in den Debatten der Soziologie Gewicht zu verleihen.

In der Soziologie wiederum wurden seit den 1980er-Jahren Professuren mit der 
Denomination „Bildungssoziologie“ umgewidmet oder gestrichen, so dass bildungs-
soziologische Th emen und Fragestellungen im Soziologie-Studium kaum noch ver-
treten sind und entsprechend auch kaum wissenschaft licher Nachwuchs in der 
Bildungssoziologie ausgebildet wird. So dürft e die seit der Mitte der siebziger Jahre 
abnehmende Relevanz bildungssoziologischer Th emen in den Debatten unse-
rer Disziplin auch auf diese schwache institutionelle und personelle Präsenz in der 
Soziologie zurückzuführen sein. Es ist sicher kein Zufall, dass Soziologinnen und 
Soziologen, die zu bildungssoziologischen Th emen arbeiten und in den Debatten des 
Fachs wahrgenommen werden, meist in der Sozialstruktur- und Mobilitätssoziologie 
an soziologischen Instituten verortet sind. Umgekehrt muss man feststellen, 
dass in der bildungssoziologischen Forschung übergreifende Fragestellungen zu 
Entwicklungen der modernen Gesellschaft  kaum mehr aufgegriff en werden – es sieht 
ganz so aus, als habe sich die Bildungssoziologie aus den Debatten ihrer Heimat-
Disziplin verabschiedet.
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REZENSION

 Fritz Bohnsack (2013): Wie Schüler 
die Schule erleben. Zur Bedeutung der 
Anerkennung, der Bestätigung und der 
Akzeptanz von Schwäche. Opladen/
Berlin/Toronto: Barbara Budrich, 285 S., 
29,90 €

Der vorliegende Band ist in mehrerlei 
Hin sicht ein außergewöhnliches Buch, 
da es sich nicht der typischen Leser -
erwartung gegenüber heute gängigen 
Forschungspublikationen fügt – und 
das ist gut so, da der Autor eine ande-
re Zielrichtung verfolgt als viele der ku-
ranten schulpädagogischen Studien aus 
dem Bereich der empirischen Bildungs-
forschung.

Gleichwohl argumentiert der Autor 
unter Verweis auf zahlreiche empiri-
sche Studien zu seiner Th ematik, nutzt 
sie aber in anderer Weise: „Ziel der 
Heranziehung der Empirie ist also nicht, 
die Objektivität, Validität, Reliabilität der 
einzelnen Untersuchungen zu beurteilen, 
sondern ein generelles Bild von der schu-
lischen Situation der nächsten Generation 
zu gewinnen. Wenn dazu quantitati-
ve, qualitative und auch ethnographische 
Arbeiten benutzt werden, so ist deren 
Zusammenstellung nicht unproblema-
tisch: werden da nicht ‚Äpfel mit Birnen‘ 
verglichen? Doch es interessiert in die-
ser Arbeit weniger deren Diff erenzierung 
als der Gesamteindruck – im Bild gespro-
chen – ‚Obst‘. Dazu werden neben jüngs-
ten auch ältere Untersuchungen, zurück 
bis in die 70er Jahre bewusst und z.T. auch 
vergleichend einbezogen.“ (S. 11) Die auf 
den ersten Blick vielleicht etwas „hemds-
ärmelig“ anmutende frugale Metaphorik 

zur Methodentriangulation erweist sich 
allerdings im Zuge der Lektüre des Buches 
nicht als Verlegenheitsargument, sondern 
als wissenschaft lich systematisch begrün-
deter Zugriff  auf Wirklichkeit: „Wissen-
schaft  ist auf die Phänomene gerich-
tet. Daran misst sich ihr Sinn und Wert. 
Die Er kenntnisverfahren der Wissen-
schaft  haben sich an dieser Auf gabe zu 
orientie ren. Da jedes einzelne Ver  fahren 
einen perspektivischen Zugang bedeu-
tet, könnte sich die Beschränkung auf eine 
Verfahrensweise als unzureichend erwei-
sen.“ (S. 186) 

Deutlich wird dieser Anspruch an pä-
dagogische Wissenschaft  bspw. in der 
Diskussion des Anerkennungsbegriff s, in 
der sich Bohnsack diff erenziert von unter-
schiedlichen Verwendungsweisen des An-
erkennungsbegriff s abgrenzt: „Die Freude 
über eine saubere ‚analytische‘ Methode 
könnte teuer erkauft  sein – durch einen 
Verlust an praktischer, auf jeden Fall päd-
agogischer Relevanz.“ (S. 187) 

Die deutliche Akzentuierung der 
Studie als pädagogisch orientiert rührt 
eben auch aus einer Unbestechlichkeit 
des Autors gegenüber modischen Strö-
mungen, wie bereits am ersten Satz 
des Buches deutlich wird: „Die folgen-
de Arbeit versteht sich als eine reform-
pädagogische. Das heißt, sie ist nicht be-
reit, sich der gegenwärtig modischen 
Kampagne gegen die Reformpädagogik 
anzupassen.“ (S.  9) Wie deutlich wur-
de, würde man vollkommen fehl gehen, 
wenn man nun in der Folge eines sol-
chen Einleitungssatzes eine Studie erwar-
tete, innerhalb derer mit Argumenten der 
Reformpädagogik eine Fundamentalkritik 
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an empirischer Bildungsforschung ver-
folgt würde. Das Gegenteil ist der Fall: 
Die zahlreichen Daten zur Frage von 
„Wohlgefühl“ bzw. „Wohlbefi nden“ in der 
Schule, zu „Passungsverhältnissen“ sowie 
die Untersuchungen zu den so genannten 
„Leistungsschwachen“ und „Versagern“, 
die inzwischen im Jargon gerne – ver-
meintlich neutraler – als „Risikogruppe“ 
bezeichnet werden, werden hier reform-
pädagogisch gerahmt, so dass sie für 
diejenigen Leser, die jene „vergesse-
nen Zusammenhänge“ (Mollenhauer) 
nicht mehr kennen, zur aufschlussrei-
chen Lektüre werden. So etwa, wenn der 
Autor davor warnt, die Verhaltensweisen 
der so genannten „Risikogruppe“ nur auf 
der Folie einer mangelnden Stärke zu in-
terpretieren, und demgegenüber an ei-
nen Traditionsstrang erinnert, der die 
Akzeptanz von Schwäche als besonde-
re Stärke einer Person kennzeichnete: 
„Die Humanität einer Gesellschaft  und 
die Humanität einer Schule zeigt sich 
in ihrem Umgang mit Schwäche. Die 
Humanität eines Menschen zeigt sich in 
seiner Fähigkeit, die eigenen Schwächen 
und die anderer zu akzeptieren.“ (S. 10)

So können die Leserinnen und Leser 
in diesem Buch  ungewöhnliche Inter-
pretationen zu empirischen Erhe bungen 
aus dem Bereich der Bildungs forschung 
lesen – „ungewöhnlich“, weil die Ausein-
andersetzung durch eine klare reformpäd-
agogische Positio nie rung erfolgt. Während 
in vielen aktuellen Publikationen die 
Diskussion von Forschungsmethoden 
stark im Vordergrund steht, so dass die 
abschließende Diskussion der Befunde 
seltsam blutleer erscheint, gilt für das 
Buch von Bohnsack das Gegenteil: Die 
eine oder andere Angabe zur Stich-
probe, zum Sampling oder zu den 

Berechnungsmethoden wird man in den 
zitierten Studien selbst nachlesen müs-
sen, aber eine pädagogische Interpretation 
der Befunde wird man in vielen dieser 
Studien vergeblich suchen. Dem Autor 
gelingt es damit, die Frage des Erlebens 
von Schule und von Anerkennung aus der 
Schülerperspektive in einen großen re-
formpädagogischen Rahmen zu stellen.

Die Souveränität des Autors, Befunde 
aus den 70er-Jahren mit aktuellen Ver-
gleichen zu diskutieren, resultiert sicher-
lich aus der Tatsache, dass er als Erzie-
hungs wissenschaft ler, der bereits Ende 
der achtziger Jahre emeritiert wurde, auch 
eben jenen Diskurs kennt, der heute viel-
fach in Vergessenheit geraten ist. Dies 
ist manchmal lehrreich, wenn man allzu 
schnell Gedankenfi guren und Th eoreme 
der traditionellen Bil dungs theorie als über-
holt kennzeichnen möchte. So geschieht es 
etwa, dass man im Nebensatz darüber be-
lehrt wird, dass das in schulpädagogischen 
struktur theo retischen Ansätzen von Ulrich 
Oever mann übernommene Konzept des 
„Arbeits bünd nisses“ sich begriffl  ich be-
reits bei Her mann Nohl fi ndet, dem 
Klassiker des „pädagogischen Bezugs“. Die 
Studie klärt damit darüber auf, dass sicher-
lich analytische Begriff sdiff erenzierungen, 
wie sie bspw. Oevermann mit  seiner 
Par sonschen Diktion vom Diff usen 
und Spezi fi schen vornimmt, notwen-
dig und heuristisch aufschlussreich sind, 
eine Rück besinnung auf die ursprüng-
lichen pädagogischen Gedankenfi guren 
aber vielleicht auch Sinn macht – gera-
de dann, wenn diese sozialwissenschaft li-
chen Th eorien als Professionstheorien in 
der Lehramtsausbildung prominent wirk-
sam werden.

Martin Heinrich, Bielefeld
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